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1. Erklärung der Anbieterin
Alle Angaben, Prognosen und Berechnungen sowie die steuerlichen und rechtlichen
Grundlagen wurden von der Anbieterin, Bürgerwindpark Niebüll Verwaltungs-GmbH, mit
Sorgfalt zusammengestellt.

Für den Inhalt des Vermögensanlagen-Verkaufsprospekts (im Folgenden auch „Verkaufs-
prospekt“ oder „Prospekt“ genannt) waren nur die bis zum Zeitpunkt des Aufstellungs-
datums bekannten oder erkennbaren Sachverhalte maßgeblich.

Wir weisen darauf hin, dass es sich bei dem vorliegenden Angebot um eine unternehme-
rische Beteiligung handelt. Die individuelle Beratung durch einen Steuerberater und/oder
Rechtsanwalt wird empfohlen.

Die Anbieterin und Prospektverantwortliche Bürgerwindpark Niebüll Verwaltungs-GmbH
(BWN) mit Sitz in Niebüll, vertreten durch die Geschäftsführer Herrn Ernst Nahnsen, 
Herrn Dierk Johannsen und Herrn Nommen Nommensen jun., übernimmt gemäß 
§ 3 VermVerkProspV die Verantwortung für den Inhalt dieses Verkaufsprospekts. Die 
Anbieterin und Prospektverantwortliche versichert, dass die genannten tatsächlichen und
rechtlichen Verhältnisse richtig und vollständig wiedergegeben wurden, und erklärt, dass
ihres Wissens die Angaben richtig sind und keine wesentlichen Umstände ausgelassen
sind.

Aufstellungsdatum des Prospekts:
24.11.2010 

Anbieterin (Prospektverantwortliche) des Beteiligungsangebots:
Bürgerwindpark Niebüll Verwaltungs GmbH (BWN)
Gotteskoogstraße 41
25899 Niebüll

Herr Ernst Nahnsen Herr Dierk Johannsen Herr Nommen Nommensen jun.
Geschäftsführer der Geschäftsführer der Geschäftsführer der
Bürgerwindpark Niebüll Bürgerwindpark Niebüll Bürgerwindpark Niebüll
Verwaltungs-GmbH Verwaltungs-GmbH Verwaltungs-GmbH  

N I E B Ü L LVerkaufsprospekt Stand: 24. November 2010

Die inhaltliche Richtigkeit der im Vermögensanlagen-Verkaufsprospekt 
gemachten Angaben ist nicht Gegenstand der Prüfung des Vermögens -
anlagen-Verkaufsprospekts durch die Bundesanstalt für Finanzdienst -
leistungsaufsicht (BaFin).
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2. Beteiligungsangebot im Überblick
2.1 Kurzübersicht

N I E B Ü L LVerkaufsprospekt Stand: 24. November 2010

Fondstyp Geschlossener Windenergiefonds
Beteiligungsgesellschaft Windpark Niebüll GmbH & Co. KG
Anbieterin Bürgerwindpark Niebüll Verwaltungs-GmbH
Anlegerkreis Bei diesem Beteiligungsangebot handelt es sich um eine unternehmerische Beteili-

gung. Dabei handelt es sich um eine langfristige Kapitalanlageform, die nur stark ein-
geschränkt handelbar ist. Die Anlageform ist somit ausdrücklich nicht geeignet für
Anleger, die die Kapitalanlage kurzfristig veräußern möchten und/oder ihr Kapital nur
kurzfristig anlegen möchten.
Die Anlagemöglichkeit der einzelnen Privatperson knüpft gesellschaftsvertraglich an
die Bedingungen an, dass der Hauptwohnsitz der volljährigen Einwohner am
01.11.2009 in Niebüll gelegen haben muss. Eltern sind berechtigt, im eigenen Namen
für jedes ihrer minderjährigen Kinder, die vor dem 01.11.2009 geboren wurden, ge-
sondert Anteile zu zeichnen. Als Einwohner/in in diesem Sinne gilt auch, wer selbst
zwar nicht seinen Hauptwohnsitz in Niebüll hat, aber volljähriger Eigentümer von
Landflächen ist, die im Planungsgebiet des jeweiligen Projektes bzw. innerhalb der
Abstandsflächen/Schutzzonen der hier errichteten WEA liegen. Die Stadt Niebüll er-
hält das Recht, sich mit 10.000,00 EUR zu beteiligen.  

Anlageobjekt Anlageobjekt der Windpark Niebüll GmbH & Co. KG ist eine 60 % Beteiligung in Höhe
von 3,00 Mio € an der Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG. Die Bürgerwindpark
Niebüll GmbH & Co. KG plant, in 5 noch zu errichtende Windenergieanlagen des Typs
V112/3,0 MW des Windenergieanlagenherstellers Vestas zu investieren zzgl. der zum
Betrieb erforderlichen Infrastruktur. Die Windenergieanlagen haben jeweils eine
Nennleistung in Höhe von 3,0 MW und einen Rotordurchmesser von 112 Metern. Vier
WEA weisen eine Nabenhöhe von 94 Metern und eine WEA eine Nabenhöhe von 84
Metern aus. Eine detaillierte Beschreibung des Anlageobjekts befindet sich im 
gesonderten Abschnitt „Projekt“ ab Seite 31.

Art der Beteiligung Anleger können sich an der Beteiligungsgesellschaft als Kommanditist beteiligen.
Geplante Fondslaufzeit Die Laufzeit des Fonds ist nicht begrenzt.
Gesamtinvestitionsvolumen Das Gesamtinvestitionsvolumen beträgt über alle Gesellschaftsebenen

26.500.000,00 Euro.
Mittelherkunft Das Kapital der Beteiligungsgesellschaft soll sich zusammensetzen aus: Eigenkapital 

Beteiligungsgesellschaft 3 Mio. Euro, Eigenkapital Windpark Gotteskoog GmbH & Co. KG
2 Mio. Euro und  Fremdkapital ca. 21,5 Mio. Euro.

Mittelverwendung Eine detaillierte Aufgliederung sowie Beschreibung des Investitionsvolumens befindet
sich im gesonderten Abschnitt „Wirtschaftlichkeitsprognosen“ ab Seite 51.

Pflichteinlage/Erwerbspreis Der Erwerbspreis des einzelnen Geschäftsanteils beträgt mindestens 500,00 €. Höhere
Geschäftsanteile müssen durch 500,00 € teilbar sein. Die Ausgabe der einzelnen Ge-
schäftsanteile erfolgt in Ausgaberunden, bis das benötigte Kommanditkapital in Höhe
von 3 Mio. EUR erreicht ist. Einzig der Stadt Niebüll wird das Vorrecht gewährt, ohne
Teilnahme an den Ausgaberunden, sich pauschal mit 10.000,00 EUR zu beteiligen.

Liquiditätsausschüttung 390 %
(Prognose)
Währung Alle Angaben im Prospekt in Euro.
Steuerliche Einkunftsart Einkünfte aus Gewerbebetrieb i.S.d. § 15 EStG.
gemäß Prognose
Zeichnungsfrist Das öffentliche Angebot beginnt einen Werktag nach Veröffentlichung des Verkaufspros-

pekts. Die Zeichnungsfrist endet grundsätzlich mit der Vollplatzierung der Kommanditanteile
an der Windpark Niebüll GmbH & Co. KG und spätestens 4 Wochen nach Veröffentlichung im
Nordfriesland Tageblatt und in einem Börsenpflichtblatt über die Beitrittsmöglichkeit.

Rechte des Anlegers Die Rechte des Anlegers richten sich nach den handelsrechtlichen Vorschriften sowie
den gesellschaftsvertraglichen Regelungen. Eine detaillierte Beschreibung der Anle-
gerrechte befindet sich im gesonderten Abschnitt „Rechtliche Angaben“ ab Seite 84.

Haftung des Anlegers Der Anleger haftet mit seiner Kommanditeinlage. Eine über die Kommanditeinlage
hinausgehende, in das Handelsregister einzutragende, Haftsumme ist nicht erforder-
lich. In diesem Zusammenhang wird ausdrücklich auf die Ausführungen unter 3.4.6
im gesonderten Risikoabschnitt „Risiken“ (ab Seite 10) verwiesen.
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2.2 Kurzbeschreibung
Bei dem vorliegenden Beteiligungsangebot handelt es sich um eine weitgehend konjunk-
turunabhängige indirekte Investition in Sachwerte. Die prognostizierten Erträge aus die-
ser Investition unterliegen keinen konjunkturellen Preis- und Nachfrageschwankungen
und keinen Schwankungen der weltweiten Devisen- und Kapitalmärkten. Vielmehr sind
die Erträge auf Grundlage des EEG („Erneuerbare-Energien-Gesetz“) voraussichtlich über
Jahre hinweg planbar.
Herausgeberin der Kommanditanteile ist die Windpark Niebüll GmbH & Co. KG mit Sitz
in Niebüll. Gegenstand der Gesellschaft ist die Errichtung und der Betrieb von regenera-
tiven Energieanlagen. Die Gesellschaft ist berechtigt, sich an anderen Unternehmen, die
die Nutzung regenerativer Energie zum Ziel haben, zu beteiligen oder solche zu erwerben.
Insbesondere ist die Gesellschaft berechtigt, sich an der Bürgerwindpark Niebüll GmbH
& Co. KG zu beteiligen. 
Die Beteiligungsgesellschaft beabsichtigt, sich mit 3,00 Mio. € (zu 60 %) an der Bürger-
windpark Niebüll GmbH & Co. KG zu beteiligen. Mit weiteren 2 Mio. € (zu 40 %) beab-
sichtigt sich die Windpark Gotteskoog GmbH & Co. KG an der Bürgerwindpark Niebüll
GmbH & Co. KG zu beteiligen. Die Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG wird in 5 WEA
auf dem Gebiet der Stadt Niebüll investieren. Die WEA werden im zivilrechtlichen Eigen-
tum der Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG stehen.
Komplementärin aller drei Betreibergesellschaften (Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co.
KG, Windpark Niebüll GmbH & Co. KG und Windpark Gotteskoog GmbH & Co. KG) ist je-
weils die Bürgerwindpark Niebüll Verwaltungs-GmbH mit Sitz in Niebüll.

2.3 Art, Anzahl und Gesamtbetrag der angebotenen 
Vermögensanlagen
Es wird eine Beteiligung an der Kommanditgesellschaft Windpark Niebüll GmbH & Co. KG
angeboten. Der Anleger beteiligt sich als Kommanditist.
Die Kapitalanlage ist als geschlossener Fonds konzipiert. Das bedeutet, dass in einem fest-
gelegten Zeichnungszeitraum eine Beteiligung gezeichnet werden kann. Ist der Zeich-
nungszeitraum abgelaufen, wird der Fonds geschlossen. Ein späterer Beitritt ist nicht
mehr möglich.

 

Die mit der Vermögensanlage verbundenen Rechte sind im gesonderten Abschnitt „Recht-
liche Angaben“ ab Seite 84 abschließend dargestellt.

N I E B Ü L LVerkaufsprospekt Stand: 24. November 2010

Art der Anteile: Kommanditanteile.
Die Anzahl und der Gesamtbetrag der angebotenen Vermögensanlagen stehen zum
Zeitpunkt der Prospekthinterlegung nicht fest. Der Gesamtbetrag der Kommanditein-
lagen beträgt insgesamt 3.000.000,00 Euro. Der Zeichnungsbetrag  beträgt pro
 Kommanditist 500,00 Euro, einzig die Stadt Niebüll hat ein Sonderzeichnungsrecht
von 10.000 Euro. Folglich beträgt die maximale Anzahl der  angebotenen
 Vermögensanlagen 5.980.
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2.4 Steuerliche Behandlung
Die jährlichen Ausschüttungen werden direkt auf das vom Anleger angegebene Konto
überwiesen und sind nicht bei der Steuererklärung anzugeben. Eine Mitteilung über den
zu versteuernden Ergebnisanteil des Gesellschafters am Gesamtergebnis der Beteili-
gungsgesellschaft erfolgt an das Wohnsitzfinanzamt des Anlegers nach dem Geschäfts-
jahr und wird von Amts wegen im Rahmen der persönlichen Einkommensteuererklärung
berücksichtigt. Dieses Ergebnis ist mit dem persönlichen Steuersatz des Anlegers zu
 versteuern.
Die Anleger erzielen im Rahmen ihrer Beteiligung an der Beteiligungsgesellschaft steu-
erliche Einkünfte aus Gewerbebetrieb nach § 15 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 EStG. Prognosegemäß wer-
den auf Ebene der Betreibergesellschaften negative steuerliche Ergebnisse entstehen, die
aufgrund der Anwendung der Verlustausgleichsbeschränkungen der §§ 15a und 15b EStG
im Rahmen der persönlichen Einkommensteuerveranlagung unter Umständen nicht mit
anderen positiven Einkünften des Anlegers ausgeglichen werden können.
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Foto: Vestas
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3. Die wesentlichen tatsächlichen und rechtlichen Risiken im  
Zusammenhang mit der angebotenen Vermögensanlage ein-
schließlich der mit einer Fremdfinanzierung  eingehende Risiken
3.1 Allgemein
Eine Beteiligung an der Windpark Niebüll GmbH & Co. KG stellt für den Anleger ein lang-
fristiges Engagement mit allen damit verbundenen unternehmerischen Risiken dar. Die
Entnahmen bzw. Ausschüttungen der Beteiligungsgesellschaft resultieren aus den Betei-
ligungserträgen und somit indirekt aus den Stromerträgen der Windenergieanlagen.
Die Entwicklung der Windpark Niebüll GmbH & Co. KG hängt von einer Vielzahl techni-
scher, rechtlicher und steuerlicher Bedingungen sowie von Umwelteinflüssen ab. Die künf-
tige Entwicklung dieser Rahmenbedingungen ist wie bei jeder unternehmerischen
Tätigkeit nur eingeschränkt absehbar. Es kann daher seitens der Anbieterin keine Gewähr-
leistung über die prognostizierten Ergebnisse abgegeben werden. Der Anleger trägt als
Gesellschafter der Windpark Niebüll GmbH & Co. KG - wie ein Unternehmer - alle mit dem
Betrieb der Windenergieanlagen verbundenen unternehmerischen Risiken. Wenn sich die
Rahmenbedingungen anders entwickeln, kann dies die angestrebten Ergebnisse nachtei-
lig beeinflussen.
Der Anleger sollte daher bereit und in der Lage sein, alle mit der Beteiligung verbundenen
Risiken zu tragen und bei negativer Entwicklung auch einen Totalverlust seines Gesell-
schaftsanteils hinzunehmen.
Ein Totalverlust tritt ein, wenn die Rückflüsse aus der Veräußerung der erzeugten elektri-
schen Energie ganz oder teilweise ausbleiben oder nicht ausreichen, um die Betriebsaus-
gaben und Steuern auf Ebene der Beteiligungsgesellschaft zu decken. Insbesondere im
Falle einer Fremdfinanzierung der Beteiligung durch den Anleger kann es darüber hinaus
auch zur Gefährdung des weiteren Vermögens des Anlegers kommen und somit zur per-
sönlichen Insolvenz des Anlegers führen.
Die folgende Darstellung beschreibt die nach Auffassung der Anbieterin wesentlichen,
zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung bekannten, wirtschaftlichen, technischen, recht-
lichen und steuerlichen Risiken einer Beteiligung an der Beteiligungsgesellschaft. Sie kann
zusätzliche Risiken, die sich möglicherweise aus der individuellen Situation des Anlegers
ergeben, nicht behandeln. Außerdem können sich weitere, zukünftige, unvorhersehbare
Entwicklungen sowie derzeit gegebenenfalls noch nicht bekannte oder von der Anbieterin
nicht als wesentlich erachtete Umstände negativ auf die Beteiligung und somit auf die
erwarteten Ergebnisse auswirken. Es wird daher ausdrücklich empfohlen, dass der Anleger
das Beteiligungsangebot und die damit verbundenen Risiken eingehend prüft und, soweit
erforderlich, sich dazu fachkundiger Berater bedient.
Die nachfolgend dargestellten Risiken können sowohl als Einzelrisiko als auch bei der Ku-
mulation von Risiken erhebliche negative Auswirkungen auf die Wirtschaftlichkeit dieser
unternehmerischen Beteiligung haben.

3.2 Risikokategorien
Die in diesem Abschnitt beschriebenen Risiken sind grundsätzlich alle prognosegefähr-
dend („prognosegefährdendes Risiko“). Prognosegefährdend sind Risiken, bei deren
 Eintritt es zu schlechteren wirtschaftlichen Ergebnissen als erwartet kommt. Prognose-
gefährdende Risiken können dazu führen, dass die prognostizierten Entnahmen/Aus-
schüttungen an die Anleger ganz oder teilweise ausfallen.
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Teilweise sind die Risiken auch anlagegefährdend („anlagegefährdendes Risiko“). Anlage-
gefährdende Risiken sind solche Risiken, die entweder die Anlageobjekte oder die
 Gesamtvermögensanlage der Beteiligungsgesellschaft gefährden und damit einen teilwei-
sen oder vollständigen Verlust der geleisteten Pflichteinlagen des Anlegers verursachen.
Die Anbieterin weist ausdrücklich darauf hin, dass die Grenzen zwischen den einzelnen
Risikogruppen fließend sind. Ein zunächst nur prognosegefährdendes Risiko kann sich
unter bestimmten Umständen zu einem anlagegefährdenden Risiko entwickeln. Für den
Fall, dass eine Einflussgröße, die im Regelfall ein prognosegefährdendes Risiko begründet,
schwankt, kann ein anlagegefährdendes Risiko entstehen. Es besteht auch die Gefahr,
dass mehrere prognosegefährdende Risiken gleichzeitig eintreten und sich verstärken
und sich dadurch insgesamt eine Anlagegefährdung ergeben kann.
Bestimmte Risiken können eine Gefährdung des übrigen Vermögens des Anlegers – über
den Totalverlust der geleisteten Pflichteinlage hinaus – auslösen und damit das maximale
Risiko des Anlegers („anlegergefährdendes Risiko“) aus dieser Anlage herbeiführen. Dies
ist insbesondere der Fall, wenn der Anleger aufgrund von vertraglichen oder gesetzlichen
Regelungen zur Leistung von zusätzlichen Zahlungen verpflichtet ist. Anlegergefährdend
sind folglich Risiken, die nicht nur zu einem Totalverlust der Pflichteinlage führen können,
sondern z.B. über Nachschusspflichten, Bürgschaften, Steuerzahlungen, etwaige Anteils-
finanzierungen etc. auch das weitere, von der Beteiligung an dieser Anlage unabhängige,
Vermögen des Anlegers gefährden und somit zur persönlichen Insolvenz des Anlegers
führen.
Sollten mehrere der im Folgenden genannten Risiken gehäuft auftreten, können sie sich
zudem gegenseitig verstärken.

N I E B Ü L LVerkaufsprospekt Stand: 24. November 2010

Risikokategorie Anleger- Anlage- Prognose-
gefährdend gefährdend gefährdend

Platzierungs- und Rückabwicklungsrisiko X
Vertragserfüllungsrisiko X
Prognoserisiken X
Verzögerte Inbetriebnahme X
Investitionskostenrisiko X
Fremdfinanzierungsrisiken X X
Energieertragsrisiko X X
Instandhaltungs-/Betriebskosten und Versicherungen X X
Liquiditätsreserve X
Rückbaukosten X
Anteilsfinanzierung X X
Preissteigerungsrate X
Höhe des Eigenkapitals X
Genehmigungsrisiko X X
Änderung der rechtlichen Rahmenbedingungen X X
Rechtliche und steuerliche Risiken X X
Veräußerungsrisiko, beherrschender Einfluss X X
Abgaben-, Steuer- und Kostenbelastung X
Anlegerhaftung/Nachschusspflicht X X
Technische Risiken X
Interessenkonflikte X X
Bürgerinitiative X X
Maximales Risiko X X
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3.3 Wirtschaftliche Risiken
3.3.1 Platzierungs- und Rückabwicklungsrisiko
Die Beteiligungsgesellschaft ist bestrebt, ein Kommanditkapital von mindestens
3.000.000 Euro einzuwerben. Sofern es der Emittentin nicht gelingt, das avisierte Kom-
manditkapital einzuwerben, wird die Emittentin versuchen, fehlendes Eigenkapital durch
Fremdkapital zu ersetzen. Gelingt es nicht, Eigenkapital durch Fremdkapital zu ersetzen,
führt dieses dazu, dass angestrebte Beteiligungen ganz oder teilweise nicht eingegangen
werden können, da weniger Mittel zur Investition zur Verfügung stehen. In diesem Fall
kann das gesamte Investitionsvorhaben gefährdet sein.
Wird das Investitionsvorhaben nicht erfolgreich abgeschlossen,  haben die Gesellschafter
über den Fortgang der Beteiligungsgesellschaft zu beschließen. Die Anleger können durch
Beschluss die Auflösung der Gesellschaft herbeiführen. Im Fall der Rückabwicklung der
Beteiligungsgesellschaft erhalten die Anleger den aus der Verwertung des Gesellschafts-
vermögens – nach Begleichung der gegenüber Dritten bestehenden Verbindlichkeiten –
erzielten Erlös im Verhältnis ihrer festen Kapitalkonten ausbezahlt.
Bereits geleistete Zahlungen und offene Zahlungsverbindlichkeiten seitens der Beteili-
gungsgesellschaft können sich beispielsweise aus den zur Verwirklichung der Investition
eingegangenen Verträgen ergeben. Insofern hat der Anleger keinen Anspruch auf voll-
ständige Rückzahlung seiner erbrachten Pflichteinlage.

3.3.2 Vertragserfüllungsrisiko
Können Vertragspartner ihren Verpflichtungen nicht oder nur unzureichend nachkommen
bzw. diese nicht oder nur teilweise umsetzen (bspw. durch Insolvenz), besteht das Risiko,
neue Vertragspartner nicht oder nur zu schlechteren Konditionen verpflichten zu können.
Dies kann zu zusätzlichen, nicht prognostizierten Aufwendungen führen; notwendige
Dienstleistungen können evtl. nicht mehr, nur zu höheren Kosten oder nicht mehr mit
derselben Qualität bezogen werden.
Gleiches gilt für Fehlentscheidungen, Vertragsverletzungen bzw. Auseinandersetzungen
von/mit Vertragspartnern oder Mitwirkenden. So hängt die Entwicklung der Beteiligung
erheblich von der Qualifikation, der Erfahrung, den Marktkenntnissen und den Geschäfts-
verbindungen bzw. dem Marktzugang der verantwortlichen Personen ab. Generell sind
auch operative Risiken gegeben. Infolgedessen könnten sich aufgrund der damit verbun-
denen negativen Auswirkungen auf den laufenden Betrieb der Windenergieanlagen die
Entnahmen/Ausschüttungen an die Gesellschafter verringern.
Generell besteht das Risiko, dass sich die Bonität wesentlicher Vertragspartner (bspw.
 Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG, Versicherungsgesellschaft, Anlagenhersteller/
-wartungsunternehmen, Schuldner von Gewährleistungsansprüchen etc.) während der
Fondslaufzeit erheblich verschlechtert, diese insolvent werden und daher ihren Verpflich-
tungen gegenüber der Beteiligungsgesellschaft nicht mehr nachkommen können. Infol-
gedessen können sich die Entnahmen/Ausschüttungen an die Gesellschafter verringern.
Ausdrücklich weist die Anbieterin auf den Umstand hin, dass die Beteiligungsgesellschaft,
Windpark Niebüll GmbH & Co. KG, sich als Kommanditistin mit einem Kommanditkapital
in Höhe von 3.000.000 Euro zu 60% an der Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG
 beteiligt, die Aufgabe hat, den Windpark mit 5 Windenergieanlagen zu betreiben. Da mit
2.000.000 Euro bzw. mit 40 % (Windpark Gotteskoog GmbH & Co. KG) an der Bürger-
windpark Niebüll GmbH & Co. KG ein weiterer Gesellschafter als Mitgesellschafter betei-
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ligt ist, kann sich eine Verschlechterung der Bonität des Mitgesellschafters negativ auf
die Ertragslage der Windpark Niebüll GmbH & Co. KG auswirken (Prognosegefährdung),
da sich durch eine schlechtere Bonität eines Gesellschafters das Rating bei den finanzie-
renden Banken und damit sich unter anderem die Zinssätze verschlechtern können bzw.
das Sicherungsbedürfnis der Banken steigen kann. Zeigt sich der Gesellschafter Windpark
Gotteskoog GmbH & Co. KG vertragsbrüchig und fällt der Gesellschafter Windpark Got-
teskoog GmbH & Co. KG als Kommanditist vollständig oder teilweise aus, kann das ge-
samte Investitionsprojekt scheitern, weil das von den finanzierenden Banken geforderte
Eigenkapital fehlt. Insofern ergibt sich ein anlagegefährdendes Risiko.

3.3.3 Prognoserisiken
Die Prognosen und Kalkulationen des Prospekts basieren auf derzeit geltendem Recht,
zeitlichen und quantitativen Annahmen der Anbieterin sowie auf Annahmen und Aussa-
gen Dritter. Zu nennen sind beispielsweise Wind-, Schall-, Schattengutachten sowie orni-
thologische Gutachten, soweit diese der Kalkulation und Prognose zugrunde gelegt
wurden. Es ist mit tatsächlichen Abweichungen, Irrtümern sowie subjektiven Einschät-
zungen und Wertungen Dritter zu rechnen, die sich als unzutreffend herausstellen kön-
nen. Wenn sich die Einnahmen aus dem Verkauf der erzeugten elektrischen Energie der
Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG angesichts abweichender, tatsächlicher Gege-
benheiten als geringer als prognostiziert herausstellen, besteht das Risiko, dass Abwei-
chungen bei den Einnahmen bzw. Ausgaben/Kosten die Beteiligung an der Windpark
Niebüll GmbH & Co. KG nachteilig beeinflussen. Dieses kann dazu führen, dass die
 prognostizierten Entnahmen/Ausschüttungen an die Anleger ganz oder teilweise aus -
fallen bzw. dass die Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG ihren Kapitaldienstverpflich-
tungen nicht nachkommen kann.

3.3.4 Verzögerte Inbetriebnahme
Im Zeitpunkt der Prospektaufstellung sind die geplanten Windenergieanlagen noch nicht
errichtet. Es besteht das Risiko, dass die Windenergieanlagen, beispielsweise aufgrund von
Verzögerungen beim Hersteller sowie schlechter Witterungsverhältnisse, nicht wie geplant
spätestens im Februar  2011 (4 WEA) bzw. im September 2011 (1 WEA) in Betrieb gehen. Ver-
zögert sich die Fertigstellung und die anschließende Inbetriebnahme der Windenergieanlage
über den 31.12.2011 hinaus, verringern sich die prognostizierten Einnahmen aus dem Verkauf
der Stromlieferungen, da das EEG in seiner derzeit geltenden Form eine jährliche Absenkung
der Einspeisevergütungen vorsieht. Die Einspeisevergütungen sind in diesem Fall dauerhaft
niedriger als prognostiziert. Da das EEG momentan in der politischen Diskussion steht, ist
es möglich, dass die gesetzlich garantierten Einspeisevergütungen vollständig oder teilweise
gekürzt werden. Eine spätere Inbetriebnahme wird sich negativ auf die Beteiligung auswir-
ken. Dieses kann dazu führen, dass die prognostizierten Entnahmen/Ausschüttungen an die
Anleger ganz oder teilweise ausfallen bzw. dass die Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG
ihren Kapitaldienstverpflichtungen nicht nachkommen kann.

3.3.5 Investitionskostenrisiko
Die Windpark Niebüll GmbH & Co. KG trägt über die Beteiligung an der Bürgerwindpark
Niebüll GmbH & Co. KG die mit der Errichtung der WEA verbundenen Bauherrenrisiken,
und damit das Vertragserfüllungs- und Bonitätsrisiko. Die Kosten für die Errichtung der
Windenergieanlagen beruhen zwar voraussichtlich ebenso wie die wesentlichen Vorlauf-
kosten auf Verträge mit teilweisen Festpreisvereinbarungen; sollten jedoch Zusatzleis-
tungen infolge unvorhergesehener Ereignisse in der Bauphase oder im Rahmen der
Endabnahme erforderlich sein, die über den im Vertrag mit den Anlagenhersteller Vestas
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über die Lieferung, Montage und Inbetriebnahme der Windenergieanlagen vereinbarten
Leistungsumfang hinausgehen, besteht das Risiko von Kostenüberschreitungen, die von
der Betreibergesellschaft und damit auch von der Emittentin finanziert werden müssen.
Dieses kann zur Insolvenz der Beteiligungsgesellschaft führen (anlagegefährdendes Ri-
siko) bzw. zu erheblichen Mehrbelastungen durch zusätzlichen Finanzierungsaufwand.
Das Bauherrenrisiko beinhaltet auch das Risiko der möglichen zeitlichen Verzögerung,
was unter 3.3.4 beschrieben wurde. Als Bauherr besteht bei einer Insolvenz eines Gene-
ralunternehmers die Gefahr, dass zugesagte Leistungen nicht oder nur zum Teil erbracht
werden, was unter 3.3.2 beschrieben wurde. Das Bauherrenrisiko kann dazu führen, dass
die prognostizierten Entnahmen/Ausschüttungen an die Anleger ganz oder teilweise aus-
fallen bzw. dass die Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG ihren Kapitaldienstverpflich-
tungen nicht nachkommen kann.
Dasselbe gilt für Kostenüberschreitungen im Zusammenhang mit der Errichtung der Windpar-
kinfrastruktur und Nebenkosten (z.B. Kabeltrassen, Wegebau, Genehmigungen, Finanzierungs-
kosten, Nebenkosten, etc.). Derzeit sind noch nicht mit allen Landeigentümern entsprechende
Verträge über die Verlegung der Kabel abgeschlossen. Das gleiche gilt für die Eintragung von
Dienstbarkeiten und Baulasten. Aus einem sich zusätzlich  ergebenden  Finanzierungsbedarf
können sich erhebliche finanzielle Mehrbelastungen bzw. höhere  Eigenkapitalanforderungen
ergeben. Dieses kann dazu führen, dass die prognostizierten Entnahmen/Ausschüttungen an
die Anleger ganz oder teilweise ausfallen bzw. dass die Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co.
KG ihren Kapitaldienstverpflichtungen nicht nachkommen kann.

3.3.6 Fremdfinanzierungsrisiken
Auf Ebene der Betreibergesellschaft – die mit ihrem gesamten Vermögen haftet – ist die
Aufnahme von Fremdmitteln vorgesehen, für die Zinsbindungsfristen von 10 Jahren ver-
einbart wurden. Nach Ablauf der Zinsbindungsfristen werden für die verbleibenden
Fremdmittel die Zinssätze neu festgelegt. Den finanzierenden Kreditinstituten werden
zur Absicherung Sicherheiten bestellt. In diesem Zusammenhang können die Kreditinsti-
tute ihre Finanzierungszusagen aufgrund von Kündigungsmöglichkeiten zurückziehen
bzw. nur zu einem höheren Zinssatz als prognostiziert eine Anschlussfinanzierung vor-
nehmen. Dadurch ergeben sich für die Betreibergesellschaft höhere Kosten. Dieses kann
dazu führen, dass die prognostizierten Entnahmen/Ausschüttungen an die Anleger ganz oder
teilweise ausfallen bzw. dass die Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG ihren Kapitaldienst-
verpflichtungen nicht nachkommen kann.
Weiterhin besteht das Risiko, dass vereinbarte Darlehensbeträge nicht oder nicht plan-
mäßig zur Auszahlung kommen, weil die Auszahlungsbedingungen seitens der Bürger-
windpark Niebüll GmbH & Co. KG nicht oder nicht rechtzeitig erfüllt werden oder die
Auszahlungsvoraussetzungen seitens der finanzierenden Kreditinstitute nicht oder nicht
rechtzeitig vorliegen. Zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung sind zur Zwischenfinanzie-
rung teilweise Fremdmittel ausgezahlt worden. Zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung
liegt eine verbindliche Finanzierungszusage seitens der Kreditinstitute vor, die aber die
Erfüllung von wesentlichen Bedingungen vorsieht, die zum Zeitpunkt der Prospektauf-
stellung noch nicht erfüllt sind.  Insofern besteht für den Anleger ein anlagegefährdendes
Risiko, da es möglich ist, dass Bedingungen nicht erfüllt werden können und damit die
Kredite nicht ausgezahlt werden, was zur Abwicklung der Beteiligungsgesellschaft führen
kann. Des Weiteren sind die Zinssätze noch nicht festgeschrieben, da teilweise noch
 Zusagen der refinanzierenden Banken fehlen. Es ist möglich, dass die Kreditmittel nur zu
höheren, als denen der Prognose zugrunde liegenden Zinssätzen, verbindlich zugesagt
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werden. Insofern besteht für den Anleger ein prognosegefährdendes Risiko. Dieses kann
dazu führen, dass die prognostizierten Entnahmen/Ausschüttungen an die Anleger ganz
oder teilweise ausfällt.
Durch die Fremdfinanzierung besteht das Risiko, dass die jeweils finanzierenden Kredit-
institute die Betreibergesellschaft auf Rückzahlung der Fremdmittel einschließlich Zinsen
und Kosten in Anspruch nehmen, soweit sie die in Anspruch genommenen Kredite nicht
oder nicht rechtzeitig zurückzahlen kann. In diesem Fall können die Darlehensgeber die
gewährten Darlehensmittel durch vorzeitige Kündigung der Verträge fällig stellen. Glei-
ches gilt, sofern der Wert der zugrundeliegenden Sicherheiten unter den Beleihungswert
sinkt. In der Folge kann die Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG gezwungen sein, die
Windenergieanlagen vorzeitig zu veräußern, um die Ansprüche der finanzierenden Ban-
ken zu erfüllen. Im Zuge eines solchen Rückgriffs kann es seitens der Banken auch zur Ver-
wertung der zur Kreditsicherheit bestellten Sicherheiten in Form eines zwangsweisen
Verkaufs der Windenergieanlagen kommen, was zu einer Liquidation der Bürgerwindpark
Niebüll GmbH & Co. KG und somit auch zur Liquidation der Windpark Niebüll GmbH &
Co. KG führen kann. Bei negativem Verlauf reicht der erzielte (Verwertungs-)Erlös nicht
zur Deckung der ausstehenden Darlehensforderung (einschl. Zinsen und Kosten) aus. In
diesem Fall könnten die Anleger ihre eingesetzte Pflichteinlage teilweise oder im Extrem-
fall ganz verlieren (Totalverlust). Ferner sehen die Darlehensverträge mehrfach Kündi-
gungsrechte für die finanzierenden Kreditinstitute vor; etwa dann, wenn sich die Bonität
des Darlehensnehmers oder die allgemeine Marktsituation erheblich verschlechtert.
Macht das jeweilige Kreditinstitut hiervon Gebrauch und ist keine anderweitige Fremd-
finanzierung erhältlich, ist die Insolvenz der Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG und
damit auch der Windpark Niebüll GmbH & Co. KG möglich. Im Falle der Anschlussfinan-
zierung nach Auslaufen der Zinsbindungsfristen bei den Darlehen besteht das Risiko, dass
bei steigenden Zinsen höhere Zinsaufwendungen als prognostiziert anfallen. Dies hat ne-
gative Auswirkungen auf die Liquidität der Betreibergesellschaft; im Ergebnis können die
Entnahmen/Ausschüttungen an die Anleger sich verringern bzw. ganz ausfallen.
Die Anbieterin weist ausdrücklich darauf hin, dass sich durch die Aufnahme von Fremdmit-
teln bei der Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG das Risiko insgesamt erhöht, da zu-
nächst die Zinsaufwendungen und Tilgungen (zzgl. Kosten) erwirtschaftet werden müssen,
bevor die prognostizierten Entnahmen/Ausschüttungen an die Anleger ausgezahlt werden
können. Etwaige variable Darlehenszinsen unterliegen den Schwankungen des Kapital-
markts; auf die Entwicklung der Zinskonditionen für die aufgenommenen Darlehen hat die
Geschäftsführung keinen Einfluss. Dieses kann dazu führen, dass die prognostizierten Ent-
nahmen/Ausschüttungen an die Anleger ganz oder teilweise ausfallen bzw. dass die Bürger-
windpark Niebüll GmbH & Co. KG ihren Kapitaldienstverpflichtungen nicht nachkommen kann.

3.3.7 Energieertragsrisiko
Den Ertragsprognosen liegt ein Windgutachten der Firma GL Garrad Hassan Deutschland
GmbH zugrunde. Das Windenergiepotential am Standort der Windenergieanlagen wurde
von GL Garrad Hassan Deutschland GmbH auf Basis der Winddaten von 20 bereits in der
Nähe bestehenden Windenergieanlagen plausibilisiert (1 WEA Enercon E-40, 42 m NH
 Januar 1999 bis Dezember 2006 und 4 WEA Enercon E-40, 50 m NH von Januar 1999 bis
November 2005 und 15 NEG Micon, 51 m NH von Januar 1999 bis November 2006). Bei der
Plausibilisierung der Windverhältnisse ist zu berücksichtigen, dass die Vergleichsanlagen
deutlich geringere Nabenhöhen aufweisen und bis zu 3,8 km vom geplanten Standort
entfernt sind. Trotz des vorhandenen Windgutachtens ist mit tatsächlichen Abweichun-
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gen der jährlichen Windverhältnisse zu rechnen, so dass die prognostizierte jährliche
Windernte von der tatsächlich erzielten Windernte erheblich abweichen kann. Windgut-
achten ermitteln grundsätzlich nur das mittel- bis langfristig zu realisierende Wind-
potential. Die jährlichen Erträge der Windenergieanlagen differieren nach dem Jahres-
windaufkommen. Hier sind negative Abweichungen von 20% und mehr zu einem durch-
schnittlichen Windjahr möglich. Des Weiteren ist den Prognosen von Windgutachtern
immer eine gewisse Unsicherheit hinsichtlich der tatsächlich erzielbaren Erlöse imma-
nent, weil die Standortbedingungen falsch ermittelt wurden oder die Leistung der Wind-
energieanlagen geringer sind. Daher können die prognostizierten Windenergieerträge
dauerhaft niedriger ausfallen.

Hervorzuheben ist, dass für die angebotene Beteiligung lediglich ein Windgutachten er-
stellt wurde. Diese Vorgehensweise ist unüblich und birgt Risiken in sich. Um Fehler eines
einzelnen Windgutachters auszuschließen, werden üblicherweise mindestens 2 Wind-
gutachten erstellt. Wenn die Differenz zwischen den beiden Windgutachten signifikant
ist, wird oft zusätzlich ein drittes Windgutachten in Auftrag gegeben. Bei der Firma
 anemos Gesellschaft für Umweltmeteorologie mbH wurde ein vorläufiges Windgutach-
ten mit anderen Anlagenkoordinaten und teilweise anderen Nabenhöhen in Auftrag ge-
geben, das aus Termingründen nicht an die endgültigen Koordinaten angepasst wurde.
Die vorläufigen Ertragswerte von anmos Gesellschaft für Umweltmeteorologie mbH
lagen geringfügig unter den Ertragswerten von GL Garrad Hassan Deutschland GmbH.
Die vorläufigen Ertragswerte von anemos Gesellschaft für Umweltmeteorologie mbH
wurden in den Ertragsprognosen in keiner Weise berücksichtigt, was ein Risiko darstellt.
Dieses kann dazu führen, dass die prognostizierten Einnahmen und damit auch die pro-
gnostizierten Entnahmen/Ausschüttungen an die Anleger ganz oder teilweise ausfallen
bzw. dass die Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG ihren Kapitaldienstverpflichtungen
nicht nachkommen kann.

Globale Klimaänderungen können ursächlich dafür sein, dass das künftige Windaufkom-
men von den in der Vergangenheit erfassten Daten abweicht. Demzufolge kann es sein,
dass in einzelnen oder mehreren aufeinanderfolgenden Jahren der geplante langjährige
mittlere Nettoertrag nicht erreicht wird. Darüber hinaus kann es in der näheren Umge-
bung des Standorts zu Veränderungen der Landschaft kommen, die sich nachhaltig auf
die Energieausbeute auswirken. Zu denken ist insbesondere an einen Zubau weiterer
Windenergieanlagen.

Die Windpark Niebüll GmbH & Co. KG trägt durch die Vereinnahmung der Einspeisever-
gütungen über die Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG das Windrisiko aller im Wind-
park befindlichen einzelnen Windenergieanlagen mittelbar zu 60%. Schwankungen der
Windverhältnisse oder Veränderungen der Landschaft (z.B. durch Zubau weiterer Wind-
energieanlagen) können über verschlechterte Windverhältnisse zu einer Verminderung
bzw. zu einem Ausfall von Entnahmen/Ausschüttungen an den Anleger bzw. zur Rück-
zahlung von erhaltenen Entnahmen/Ausschüttungen durch den Anleger an die Gesell-
schaft führen. Im Extremfall können verschlechterte Windverhältnisse zur Insolvenz der
Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG und damit auch der Windpark Niebüll GmbH &
Co. KG und schließlich zum vollständigen Verlust der Einlage des Anlegers führen.

Bei einer Auslastung der Netzkapazität können die WEA durch den Netzbetreiber zeitweilig
gedrosselt oder komplett abgeschaltet werden, um eine Netzüberlastung zu vermeiden. Das
aktuelle EEG sieht Kompensierungen dieser Abschaltungen vor. Die WEA-Betreiber müssen
die Entschädigungszahlungen bei den Netzbetreibern abrufen. Durch verzögerte Auszah-
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lungen seitens des Netzbetreibers kann es zu negativen Auswirkungen auf die Liquidität der
Emittentin kommen, was ein prognosegefährdendes Risiko darstellt.
Des Weiteren sind auf Grundlage der noch nicht vorliegenden BImSchG-Genehmigung
Auflagen bezüglich der Schallleistungspegel sowie der Schattenwurfzeiten einzuhalten.
Bei Überschreitung der Richtwerte müssen die Anlagen in einem gedrosselten Betrieb
gefahren oder zeitweise abgeschaltet werden.
Aus dem Schallgutachten ergibt sich ein schallreduzierter Nachtbetrieb mindestens zwei
der im gesamten Windpark betriebenen fünf Windenergieanlagen. Es kann sein, dass bei
der späteren Schallvermessung höhere Werte als angenommen gemessen werden, so dass
der Energieertrag dieser WEA aufgrund dieser Auflage dauerhaft geringer sind als prognos-
tiziert. Darüber hinaus kann nicht ausgeschlossen werden, dass weitere WEA des gesamten
Windparks nur unter Auflagen hinsichtlich der Schallemissionen genehmigt werden.
Es ist möglich, dass durch diese beschriebenen Umstände die prognostizierten Windenergi-
eerträge - auch dauerhaft - niedriger ausfallen können. Dieses kann dazu führen, dass die
prognostizierten Einnahmen geringer ausfallen und damit auch die prognostizierten Entnah -
men/Ausschüttungen an die Anleger ganz oder teilweise ausfallen bzw. dass die Bürgerwind-
park Niebüll GmbH & Co. KG ihren Kapitaldienstverpflichtungen nicht nachkommen kann.

3.3.8 Instandhaltungs-/Betriebskosten und Versicherungen
Die Betreibergesellschaft hat im Zusammenhang mit der Instandhaltung und dem
 Betrieb der Windenergieanlage langfristige Wartungsverträge über 15 Jahre mit dem
Windenergieanlagenhersteller abgeschlossen. Mit der Firma Vestas Deutschland GmbH
wurde der Wartungsvertrag „Service and Availability Agreement AOM 4000 (VSPP)“ ab-
geschlossen. Die vereinbarten Entgelte sind teilweise von der Vergütung des erzeugten
und eingespeisten Stroms abhängig. Die Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG und
damit auch der Windpark Niebüll GmbH & Co. KG tragen das Risiko höherer Kosten und
das Risiko, dass die Vertragspartner der Wartungsverträge innerhalb der 15 Jahre in die
Insolvenz geraten und das Instandhaltungsrisiko komplett eigenverantwortlich tragen
müssen, ohne dass entsprechende Rücklagen geschaffen wurden. Dieses kann dazu füh-
ren, dass die prognostizierten Entnahmen/Ausschüttungen an die Anleger ganz oder teil-
weise ausfallen bzw. dass die Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG ihren
Kapitaldienstverpflichtungen nicht nachkommen kann.
Die tatsächlich anfallenden Instandhaltungskosten können deutlich höher ausfallen, als
die kalkulierten Instandhaltungskosten. Entsprechendes gilt für weitere Ausgaben der
Beteiligungsgesellschaft, die unabhängig von der Vergütung des erzeugten und einge-
speisten Stroms und damit trotz evtl. fehlender Einnahmen zu leisten sind. Ferner besteht
das Risiko, dass kalkulierte Kosten- und Preissteigerungen bzw. indexierte Vergütungen
nicht durch entsprechende Einnahmen aus dem Betrieb der Windenergieanlagen kom-
pensiert werden können und die für Entnahmen/Ausschüttungen zur Verfügung ste-
hende Liquidität verringert wird. Sollten etwaige Wartungs- und Überholungsarbeiten
an den Windenergieanlagen länger als geplant dauern und dadurch die Stromeinspeisung
eingeschränkt sein, werden sich – soweit die Verzögerungen seitens des Dienstleisters
nicht verschuldet sind – für die Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG und damit auch
für die Windpark Niebüll GmbH & Co. KG Betreibergesellschaften geringere Einnahmen
als prognostiziert ergeben.
Weiterhin trägt die Betreibergesellschaft die Gefahr des zufälligen Untergangs, der zu-
fälligen ganzen oder teilweisen Zerstörung und des langfristigen Nutzungsausschlusses
der Windenergieanlagen. Es ist geplant, die Windenergieanlagen im marktüblichen Um-
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fang gegen Risiken aus dem Besitz und Betrieb der Anlagen zu versichern. Diesbezüglich
besteht das Risiko, dass solche Versicherungen zum erforderlichen Zeitpunkt nicht oder
nicht zu wirtschaftlich sinnvollen Konditionen verfügbar sind. Zu beachten ist, dass im
Regelfall auch ein Selbstbehalt seitens der Betreibergesellschaft jeweils zu tragen ist.
Zudem sind nicht alle Risiken für den Betrieb der Windenergieanlagen vollständig versi-
cherbar. Demzufolge können Lücken im Versicherungsschutz vorliegen und nicht versi-
cherbare Schadensfälle können den Beteiligungswert erheblich nachteilig beeinflussen
und zum Totalverlust der eingesetzten Pflichteinlage führen.

3.3.9 Liquiditätsreserve
Die Liquiditätsreserven werden verzinslich angelegt. Es besteht das Risiko, dass sich die
tatsächlich erzielte Verzinsung gegenüber dem Zeitpunkt der Prospektaufstellung bzw.
gegenüber dem Zeitpunkt der Anlageentscheidung des Anlegers verschlechtert, was ne-
gative Auswirkungen auf die Kapitalanlage hat. Darüber kann seitens der Kreditinstitute
eine höhere Liquiditätsreserve gefordert werden und dadurch weniger Ausschüttungs-
/Entnahmepotential zur Verfügung steht.

3.3.10 Rückbaukosten
Die Anleger tragen das Rückbaurisiko. Für den Rückbau der Windenergieanlage wird bei der
Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG ratierlich eine steuerwirksame Rückbaurückstellung
gebildet. Die für den Rückbau erforderliche Liquidität soll über die Laufzeit liquiditätsmäßig
angespart werden. Da der Rückbau erst bei Beendigung des Betriebs der Windenergieanla-
gen in voraussichtlich ca. 15 Jahren erfolgt, können die tatsächlich  anfallenden Rückbaukos-
ten nur geschätzt werden und den zum Investitionszeitpunkt kalkulierten Betrag erheblich
übersteigen. Sollten die tatsächlichen Kosten höher sein als die Rückbaurücklage, wird sich
die Liquidität in der Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG und damit auch in der Windpark
Niebüll GmbH & Co. KG reduzieren. Dieses kann dazu führen, dass die prognostizierten Ent-
nahmen/Ausschüttungen an die Anleger teilweise ausfallen.

3.3.11 Anteilsfinanzierung
Die teilweise oder vollständige Fremdfinanzierung des Erwerbs einer Beteiligung an der
Beteiligungsgesellschaft erhöht die wirtschaftlichen Risiken des Anlegers aus der Betei-
ligung erheblich. Für den Fall, dass der Anleger keine oder nur geringere als prognostizierte
Entnahmen/Ausschüttungen aus der Beteiligungsgesellschaft erhält, bleibt der Anleger
dennoch verpflichtet, das entsprechende Darlehen sowie die aufgelaufenen Zinsen aus
seinem sonstigen Vermögen zurückzuzahlen, was bis zur persönlichen Insolvenz führen
kann. Mithin ist insoweit ein anlegergefährdendes Risiko gegeben. Eine vollständige oder
teilweise Finanzierung der Beteiligung (Anteilsfinanzierung) wird nicht angeboten und
von der Anbieterin auch nicht empfohlen.

3.3.12 Preissteigerungsrate
Die variablen Betriebskosten sind zum Teil mit einer jährlichen Preissteigerungsrate
 indiziert worden. Es ist möglich, dass die Preissteigerungsrate dauerhaft höher ausfällt,
was zu niedrigeren Ausschüttungen führt.

3.3.13 Höhe des Eigenkapitals/Rendite
Im Falle einer Erhöhung des Eigenkapitalanteils werden die Ausschüttungen geringer
 ausfallen als prognostiziert, da der prognostizierte Fremdkapitalzins niedriger ist, als die
prognostizierte Verzinsung der Kommanditeinlage.
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3.4 Rechtliche Risiken
3.4.1 Genehmigungsrisiko
Zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung liegt noch keine BImSchG-Genehmigung vor. Ins-
gesamt hängt die Realisierung des Projektes von der Erfüllung dieser Voraussetzung ab.
Können diese Voraussetzungen nicht geschaffen werden, werden die Bürgerwindpark Nie-
büll GmbH & Co. KG und damit auch die Windpark Niebüll GmbH & Co. KG ggf. abgewickelt.
Der Anleger erhält seinen kapitalmäßigen Anteil am Liquidationserlös. Da mit dem Bau der
Infrastruktur, der Fundamente und dem Netzanschluss schon vor der Vorlage der endgülti-
gen BImSchG-Genehmigung begonnen wurde, können bereits angefallene Kosten bzw. in
Auftrag gegeben Kosten dazu führen, dass der anteilige Liquidationserlös erheblich unter
dem gezeichneten Anlagebetrag liegt, wenn die endgültigen Genehmigungen versagt wer-
den. Dasselbe gilt für weitere erforderliche Genehmigungen und Verträge.
3.4.2 Änderung der rechtlichen Rahmenbedingungen
Die Prognoserechnung geht davon aus, dass das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) im Jahr
der Inbetriebnahme der Windenergieanlage sowie während der Laufzeit der Beteiligung
 uneingeschränkt Anwendung in der derzeitigen Fassung Anwendung findet. Wenn das EEG
– ganz oder teilweise – außer Kraft tritt, der Netznutzungs- bzw. Einspeisevertrag endet oder
sofern die Vergütungssätze des EEG – auch mit Rückwirkung – unter die bei Übergabe der
Windenergieanlage gültigen Vergütungssätze gesenkt werden, ist es möglich, dass sich die
Einspeisevergütungen und damit die Erträge unter Umständen derart verringern, dass eine
Insolvenz der Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG und damit auch der Windpark Niebüll
GmbH & Co. KG erfolgen kann.
Nach den aktuellen Regelungen des EEG müssen alle Windenergieanlagen, die nach dem
31.12.2008 in Betrieb genommen werden, was für die diesem Beteiligungsangebot zugrunde
liegenden Windenergieanlagen zutrifft, die technischen und betrieblichen Vorgaben am
Netzverknüpfungspunkt gemäß § 6 des EEG zur Erlangung des sogenannten Systemdienst-
leistungsbonus erfüllen. Für Windenergieanlagen, die ab dem 01.07.2010 in Betrieb genom-
men werden, ist der Nachweis mit Inbetriebnahme vorzulegen. Sollten die erforderlichen
technischen und betrieblichen Vorgaben durch die Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG
nicht fristgerecht erfüllt werden (können), hat die Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG
keinen Anspruch auf die im § 29 EEG geregelte Einspeisevergütung sowie auf den System-
dienstleistungsbonus. Hintergrund des Systemdienstleistungsbonus ist die Verbesserung
der Netzintegration von Windenergieanlagen. Durch den Systemdienstleistungsbonus, den
die Gesellschaft einkalkuliert hat, steigt die Anfangsvergütung um 0,5 Cent/kWh. Eine Nicht-
erfüllung der technischen und betrieblichen Vorgaben hat erhebliche negative Auswirkun-
gen auf die Vermögens- und Ertragslage der Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG und
somit auf die Entwicklung der Beteiligung an der Windpark Niebüll GmbH & Co. KG für den
Anleger. Des Weiteren besteht das Risiko, dass Änderungen des Erneuerbare-Energien-
 Gesetzes, insbesondere die Höhe der Einspeisevergütung und/oder die Referenzerträge
(sowie auch die vorrangige Abnahme, Übertragung und Verteilung des Stroms), den Wert
der Vermögensanlage erheblich negativ beeinflussen und im Extremfall zur Insolvenz der
Betreibergesellschaft führen. Da es sich um neue Windenergieanlagen handelt, ist der ver-
wendete Referenzertrag unter Vorbehalt. Es handelt sich bei dem verwendeten Referenz-
 ertrag lediglich um ein Abschätzung von Vestas Deutschland GmbH. Ein falscher Referenz-
ertrag kann unter anderem zu Änderungen bei der Zahlungsdauer der hohen Anfangs -
vergütung und somit zu niedrigeren Einnahmen führen.
Es ist möglich, dass Änderungen des EEG auch auf bestehende Anlagen bzw. rückwirkend An-
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wendung finden. Es besteht daher das Risiko, dass die Betreibergesellschaft aufgrund von Nicht-
anwendbarkeit, Aufhebung, Änderung oder anderer Auslegung der einschlägigen  gesetzlichen
Bestimmungen den durch die Windenergieanlage erzeugten Strom nur zu  ungünstigeren Be-
dingungen als zum Investitionszeitpunkt angenommen oder gar nicht  verkaufen können.
Sollte beispielsweise die Betreibergesellschaft in Zukunft verpflichtet werden, entgegen der
konzeptionsgemäß unterstellten Annahmen, den Strom am freien Markt zu niedrigeren Prei-
sen (ungünstigeren Konditionen) zu veräußern, besteht das Risiko einer Verschlechterung
der Beteiligung an der Windpark Niebüll GmbH & Co. KG bis hin zum Totalverlust, soweit
die Einnahmen nicht mehr zur rechtzeitigen Bedienung der laufenden Darlehen ausreichen.

3.4.3 Rechtliche und steuerliche Risiken
Die Darstellung der rechtlichen und steuerlichen Folgen einer Beteiligung an der Beteili-
gungsgesellschaft beruht auf dem Stand des zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung gel-
tenden Rechts sowie der zu diesem Zeitpunkt geltenden Rechtsvorschriften und der
Verwaltungspraxis. Das Risiko einer Änderung der rechtlichen und steuerlichen Rahmen-
bedingungen während der Laufzeit der Beteiligung kann zum Zeitpunkt der Prospektauf-
stellung nicht ausgeschlossen werden. Die Anleger der Beteiligungsgesellschaft tragen
ebenfalls das Risiko, dass gesetzliche oder aufsichtsrechtliche Vorschriften oder ihre An-
wendung und Auslegung rückwirkend geändert werden und dies negative Auswirkungen
auf die Tätigkeit der Beteiligungsgesellschaft hat. Es ist möglich, dass die Aufsichtsbehör-
den die Tätigkeit der Beteiligungsgesellschaft sowie der beteiligten Partner zeitweise oder
dauerhaft untersagen bzw. nur unter Auflagen oder bestimmten Voraussetzungen ge-
nehmigen und es insoweit zu Nachteilen für die Anleger kommt. Die Nachteile können
sein, dass die prognostizierten Entnahmen/Ausschüttungen an die Anleger ganz oder
teilweise ausfallen bzw. dass die Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG ihren Kapital-
dienstverpflichtungen nicht nachkommen kann bzw. dass bei einer dauerhaften Unter-
sagung die Beteiligungsgesellschaft abgewickelt werden muss.
Insbesondere gibt es keine Gewähr dafür, dass die zur Zeit der Aufstellung dieses Ver-
kaufsprospekts geltenden Steuergesetze und -verordnungen sowie die Finanzrechtspre-
chung und Verwaltungspraxis in unveränderter Form bestehen bleiben. Soweit die
Finanzbehörden oder Finanzgerichte der steuerlichen Auffassung der Beteiligungsgesell-
schaft nicht oder nur teilweise folgen, kann die Besteuerung der Ergebnisse der Beteili-
gungsgesellschaft nachteilig von der Darstellung in diesem Verkaufsprospekt abweichen.
Die endgültige Anerkennung der steuerlichen Auswirkungen erfolgt erst durch die vor-
behaltlose Veranlagung nach einer steuerlichen Außenprüfung.
Auf Ebene der Beteiligungsgesellschaft anfallende Gewerbesteuer kann nicht in jedem
Fall durch die Anrechnung gemäß § 35 EStG bei der Einkommensteuer des Anlegers kom-
pensiert werden. Eine vollständige Anrechnung ist von der persönlichen Situation des An-
legers abhängig, insbesondere von seinen übrigen gewerblichen Einkünften. Sie kann
ausscheiden, wenn der Anleger aus anderen Tätigkeiten negative Einkünfte erzielt.
Im Falle der Fremdfinanzierung der Einlage durch einen Anleger besteht die Gefahr, dass
die Finanzverwaltung die Gewinnerzielungsabsicht beim jeweiligen Anleger nicht aner-
kennt und es zu einer höheren steuerlichen Belastung beim Anleger kommt. Die steuer-
lichen Angaben in diesem Verkaufsprospekt stellen keinen steuerlichen Rat dar und
ersetzen keine steuerliche Beratung im Einzelfall unter Berücksichtigung der individuellen
steuerlichen Situation. Daher wird jedem Anleger empfohlen, die Steuerfolgen einer Be-
teiligung an der Fondsgesellschaft mit seinem persönlichen Steuerberater zu prüfen.
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Für die Abschreibungen von Windenergieanlagen ist eine Nutzungsdauer von 16 Jahren,
nach Maßgabe der zurzeit gültigen amtlichen AfA-Tabelle, vorgesehen. Die Nutzungs-
dauer für die Kabeltrasse und die Zuwegungen etc. ist ebenfalls mit 16 Jahren vorgesehen.
Grundlage dafür ist ein Urteil des Finanzgerichts Schleswig-Holstein. Da dieses Verfahren
noch beim BFH anhängig ist, ist es möglich, dass die Finanzverwaltung dieser Auffassung
nicht folgt. In den Prognoseberechnungen wurden die Windenergieanlage, die Kabeltrasse
und die Zuwegungen über 15 Jahre abgeschrieben, da das Zielabweichungsverfahren
einen befristeten Betrieb der WEA von 15 Jahren vorsieht. Dieser Auffassung muss die
 Finanzverwaltung nicht folgen. Damit einher geht ein prognosegefährdendes Risiko.
 Verändert sich aufgrund einer Änderung der Rechtsauffassung der Finanzverwaltung der
prospektierte Abschreibungsverlauf der Windenergieanlage, z.B. durch eine Verlängerung
der Nutzungsdauer für Windenergieanlagen, so würden sich steuerliche Anlaufverluste
insgesamt reduzieren, auf einen längeren Zeitraum verteilen und zu einer Ergebnisver-
schiebung für die Beteiligungsgesellschaft und die Anleger führen. Hierauf ist als Risiko
hinzuweisen, da dadurch auf der Ebene der Gesellschaft und auf der Ebene des Anlegers
höhere Steuerzahlungen anfallen können. 

Es ist darauf hinzuweisen, dass nicht auszuschließen ist, dass das Finanzamt eine von der
Beteiligungsquote des einzelnen Gesellschafters nach Maßgabe der gesellschaftsvertrag-
lich vereinbarten Gewinn- und Verlustabrede abweichende steuerliche Ergebnisverteilung
beim einzelnen Kommanditisten vornehmen kann. Entsprechend würde sich das steuer-
liche Ergebnis beim einzelnen Kommanditisten negativ ändern, was zu höheren persön-
lichen Steuerzahlungen führen kann.

Bei der Prospektaufstellung ist man davon ausgegangen, dass sich die Anleger in 2010
als Kommanditist an der Gesellschaft beteiligen. Wenn die Beteiligung als Kommanditist
erst im Kalenderjahr 2011 erfolgt, erhält der Anleger im Kalenderjahr 2010 keine steuerli-
che Verlustzuweisung. Dieses kann bei der persönlichen Einkommensteuer 2010 des
 Anlegers zu steuerlichen Nachteilen führen. 

Als Grundlage für die Prospektkalkulation ist man von dem aktuellen Gewerbe steuer -
hebesatz der Stadt Niebüll ausgegangen. Der Gewerbesteuerhebesatz kann steigen.

Entstehen gewerbesteuerliche Verluste, bevor eine Inbetriebnahme der Windenergiean-
lage stattgefunden hat, muss die Finanzverwaltung die Verluste nicht anerkennen. Die
Anerkennung von gewerbesteuerlichen Verlusten setzt eine Betriebseröffnung im Sinne
des Gewerbesteuergesetzes voraus. Entscheidend hierbei ist nicht eine formale Eröffnung,
sondern der Beginn der gewerblichen Arbeitsleistung.

Wenn die Windkraftanlagen erst zu einem späteren Zeitpunkt in Betrieb genommen wer-
den, werden sich die prognostizierten gewerbesteuerlichen Verlustvorträge reduzieren,
die Gewerbesteuerpflicht wird früher einsetzen, damit wird sich die Gewerbesteuerlast
insgesamt erhöhen und sich negativ für den Anleger auswirken. Hierauf ist hinzuweisen.

Bei Überschreitung der Grenzen des steuerlichen Existenzminimums durch die Zuweisung
von positiven Einkünften aus der Gesellschaft können auch bislang nicht zur Einkommen-
steuer veranlagte Personen, beispielsweise Rentner, in die Steuerpflicht kommen. In
 diesem Fall ist eine zusätzliche Beratung durch Ihren persönlichen Steuerberater
 empfehlenswert.

Es ist möglich, dass die Vermögensteuer in Zukunft wieder eingeführt werden könnte.
Die Wiedereinführung der Vermögensteuer wirkt sich negativ auf die Beteiligung aus, da
der Anleger mit nicht kalkulierten Steuerzahlungen belastet wird.
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3.4.4 Veräußerungsrisiko, beherrschender Einfluss
Die Beteiligung an diesem Fonds ist als ein langfristiges Engagement zu betrachten, das
mit einer Frist von einem Jahr zum Ende eines Geschäftsjahres, erstmals zum 31.12.2026,
gekündigt werden kann. Entsprechend den gesellschaftsrechtlichen Regelungen ist eine
vorzeitige Veräußerung der Beteiligung nur zulässig, wenn eine ¾Mehrheit die Zustim-
mung hierfür erteilt. Eine Veräußerung von Kommanditanteilen ist ausschließlich an Ein-
wohnerinnen und Einwohnern möglich, die am Stichtag 01.11.2009 ihren Hauptwohnsitz
in Niebüll hatten. Als Einwohner/in in diesem Sinne gilt auch, wer selbst zwar nicht seinen
Hauptwohnsitz in Niebüll hat, aber Eigentümer von Landflächen ist, die im Planungs -
gebiet des jeweiligen Projektes bzw. innerhalb der Abstandsflächen/Schutzzonen der hier
errichteten WEA liegen. Es besteht daher das Risiko, dass bei einem Veräußerungswunsch
kein Erwerber gefunden wird, keine Zustimmung erteilt wird oder eine Veräußerung nur
zu einem geringeren Wert erfolgen kann.
Übernimmt ein einzelner Anleger einen sehr hohen Gesellschaftsanteil an der Beteili-
gungsgesellschaft, kann dieser Anleger in der Gesellschafterversammlung einen beherr-
schenden Einfluss ausüben. Vor allem kann dies der Fall sein bei den Gesell -
schafterbeschlüssen, für die nur eine einfache Mehrheit notwendig ist. Anleger müssen
in diesem Fall auch Beschlüsse mittragen, denen sie nicht zugestimmt haben. Eine Majo-
risierung durch einzelne Gesellschafter kann vor allem dann eintreten, wenn die Nach-
frage nach Kommanditbeteiligungen von wenigen Anlegern mit sehr hohen individuellen
Zeichnungsbeträgen gekennzeichnet ist.
Auf Ebene der Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG kann es ebenfalls zu einer Majo-
risierung durch einzelne Gesellschafter kommen, wenn die Nachfra-ge nach Kommandit-
anteilen an der Windpark Gotteskoog GmbH & Co. KG so niedrig ist, dass das notwendige
Kommanditkapital nicht erreicht wird.

3.4.5 Abgaben-, Steuer- und Kostenbelastung
Belastungen der Beteiligungsgesellschaft mit Abgaben und anderen Kosten, die auf Hand-
lungen bzw. dem Verhalten eines Gesellschafters beruhen (z.B. durch ihren Ausschluss) oder
durch ihre Person als solche (Rechtspersönlichkeit/Rechtsform) bedingt sind, können dem
jeweiligen Gesellschafter und einem etwaigen Rechtsnachfolger weiterbelastet werden.
Insoweit tragen die Anleger das Risiko einer Ersatzpflicht gegenüber der Beteiligungsge-
sellschaft. Soweit der entsprechende Betrag vom Anleger nicht beibringbar sein sollte, ist
die Beteiligungsgesellschaft mit den entsprechenden Abgaben und Kosten belastet. Dieses
kann dazu führen, dass die prognostizierten Entnahmen/Ausschüttungen an die Anleger
teilweise ausfallen.

3.4.6 Anlegerhaftung/Nachschusspflicht
Der Anleger haftet als Kommanditist der Beteiligungsgesellschaft Windpark Niebüll
GmbH & Co. KG gegenüber Gläubigern der Beteiligungsgesellschaft bis zur Höhe seiner
Kommanditeinlage. Eine darüber hinausgehende Haftung besteht nicht, sofern die
Pflichteinlage in voller Höhe geleistet ist und keine höhere Hafteinlage im Handelsregister
eingetragen wurde. Soweit allerdings die Einlage zurückbezahlt wird oder der Anleger
Gewinnanteile (hierzu zählt auch die avisierte Kapitalverzinsung der Kommanditeinlage
von 7%) entnimmt, während sein Kapitalanteil durch Verluste unter den Betrag der Haft-
summe herabgemindert ist, oder soweit durch die Entnahme der Kapitalanteil unter die-
sen Betrag sinkt, lebt die Haftung des Anlegers gemäß § 172 Abs. 4 HGB wieder auf.
Im Falle des Ausscheidens haftet der Gesellschafter für die bis zu diesem Zeitpunkt be-
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gründeten Verbindlichkeiten der Beteiligungsgesellschaft bis zu 5 Jahre ab Eintragung
seines Ausscheidens im Handelsregister in Höhe der Haftsumme. Darüber hinaus kann
eine Nachschusspflicht mit Zustimmung aller Gesellschafter begründet werden.

3.5 Weitere Risiken
3.5.1 Technische Risiken
Wesentliche technische Parameter von Windenergieanlagen, die Einfluss auf den Ertrag
haben, sind die Verfügbarkeit und die Leistungskennlinie. Beide Produktmerkmale können
geringer sein als vom Hersteller angegeben. Die Richtigkeit der Leistungskennlinie der
WEA können weder von den Windgutachtern noch von der Prospektverantwortlichen oder
der Emittentin abschließend beurteilt werden.
Mit dem Vertragspartner Vestas Deutschland GmbH wurde über eine Vertragslaufzeit
von 15 Jahren ein „Service and Availability Agreement AOM 4000 (VSPP)“ für die Winden-
ergieanlagen des Typs Vestas V112-3.0 MW abgeschlossen. Es ist möglich, dass die Garan-
tien aufgrund von technischen Problemen oder aufgrund von finanziellen Problemen des
Vertragspartners nicht eingehalten werden. Dieses kann dazu führen, dass die prognos-
tizierten Entnahmen/Ausschüttungen an die Anleger ganz oder teilweise ausfallen bzw.
dass die Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG ihren Kapitaldienstverpflichtungen nicht
nachkommen kann.
Die Stromerträge der Windenergieanlagen hängen unmittelbar von der Leistungskenn-
linie der WEA ab. Wird die angenommene Verfügbarkeit oder die Leistungskennlinie der
Windenergieanlagen der Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG langfristig unterschrit-
ten, besteht das Risiko, dass die Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG und damit auch
die Windpark Niebüll GmbH & Co. KG in dem betreffenden Zeitraum erheblich weniger
Einnahmen als kalkuliert erzielt. Dieses kann dazu führen, dass die prognostizierten
 Entnahmen/Ausschüttungen an die Anleger ganz oder teilweise ausfallen bzw. dass die
Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG ihren Kapitaldienstverpflichtungen nicht nach-
kommen kann.
Es wird seitens der Betreibergesellschaft von einer Betriebsdauer der WEA von 15 Jahren
ausgegangen. Erhöhter Verschleiß an der WEA oder Materialermüdung können die Nut-
zungsdauer der WEA verringern, so dass der tatsächliche Zeitraum der Nutzungsmöglich-
keit nicht dem angenommenen Zeitraum der Nutzungsmöglichkeit entspricht, was sich
negativ auf die Kapitalanlage auswirkt. Dieses kann dazu führen, dass die prognostizier-
ten Entnahmen/Ausschüttungen an die Anleger ganz oder teilweise ausfallen bzw. dass
die Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG ihren Kapitaldienstverpflichtungen nicht
nachkommen kann.

3.5.2 Interessenkonflikte
Zwischen der Komplementärin der Bürgerwindpark Niebüll Verwaltungs-GmbH, den
 Beteiligungsgesellschaften Windpark Niebüll GmbH & Co. KG, Windpark Gotteskoog
GmbH & Co. KG sowie der Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG und den Organen und
leitenden Mitarbeitern dieser Gesellschaften bestehen kapitalmäßige bzw. personelle
Verflechtungen. Aufgrund der personellen und/oder kapitalmäßigen Verflechtungen kön-
nen Interessenkonflikte entstehen, die für die Anleger zu nachteiligen Entscheidungen
führen können. Daraus könnten negative Auswirkungen auf die Beteiligungsgesellschaft
resultieren. Ein Interessenkonflikt könnte daraus resultieren, dass Verflechtungen zwi-
schen Landeigentümern, Organen der Komplementärin und den Kommanditisten der Ge-
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Außer den in diesem Kapitel erläuterten Risiken sind der Anbieterin zum Zeitpunkt
der Prospektaufstellung keine weiteren wesentlichen rechtlichen und/oder tatsäch-
lichen Risiken im Zusammenhang mit der angebotenen Vermögensanlage bekannt.

sellschaften Windpark Niebüll GmbH & Co. KG, Windpark Gotteskoog GmbH & Co. KG und
Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG bestehen. Interessenkonflikte können auch
unterschiedliche Forderungen der Parteien nach Ausschüttungen sein oder unterschied-
liche Ansichten über die Höhe der Vergütung der Geschäftsführer bzw. Vertragspartner
oder Gesellschafter.

3.5.3 Testanlagen
Bei den Windenergieanlagen des Typs Vestas V112-3.0 MW handelt es sich um neue Wind-
energieanlagen, die bisher wenig getestet wurden. Um Erkenntnisse für eine Offshore-
verwendung des Anlagentyps zu gewinnen, wurde mit dem Hersteller eine Test-
vereinbarung über 3 Jahre abgeschlossen. Sowohl wegen des neuen Anlagentyps als auch
wegen der Testvereinbarung kann es zu Ertragsausfällen kommen bzw. es können tech-
nische Probleme auftreten, die zu Ertragsausfällen führen. Dieses kann dazu führen, dass
die prognostizierten Entnahmen/Ausschüttungen an die Anleger ganz oder teilweise aus-
fallen bzw. dass die Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG ihren Kapitaldienstverpflich-
tungen nicht nachkommen kann.

3.5.4 Bürgerbewegung gegen Windenergienutzung
In den Stadt Niebüll sowie in deren näherer örtlicher Umgebung gibt es nicht nur Befür-
worter der Errichtung der geplanten Windenergieanlagen. Eine Bürgerinitiative hat sich
bislang nicht formiert, die die Errichtung der geplanten Windenergieanlagen verhindern
möchte. Im Zuge der Planungen des Windparks gab es Probleme mit Anwohnern wegen
der Einhaltung der Abstandsflächen. Über den Sachverhalt wurde in den regionalen
 Zeitungen berichtet. Mittlerweile geht die Geschäftsführung davon aus, dass der Sach-
verhalt geklärt wurde. Es kann aber nicht ausgeschlossen werden, dass einzelne Bürger
sämtliche Rechtsmittel gegen Planungsentscheidungen der Stadt Niebüll und der son-
stigen Genehmigungsbehörden ausschöpfen. Es können daher weniger WEA als geplant
errichtet werden oder ggf. keine WEA errichtet werden. In diesem Fall käme es zur teil-
weisen oder vollständigen Abwicklung der Beteiligungsgesellschaft. Das mit einer Rück-
abwicklung verbundene Risiko ist in diesem Abschnitt unter 3.3.1.

3.6 Maximales Risiko
Eine Beteiligung kann zum vollständigen Verlust der Pflichteinlage des Anlegers führen.
Der Totalverlust der Beteiligung kann in Verbindung mit einer Anteilsfinanzierung
und/oder mit Steuerzahlungen und/oder der Nichtanerkennung der beschränkten Kom-
manditistenhaftung weiteres, von der Beteiligung an dieser Anlage unabhängiges Ver-
mögen des Anlegers gefährden. Im Extremfall können die mit der Anlage verbundenen
Risiken zur Privatinsolvenz des Anlegers führen.
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4. Emittentin: Windpark Niebüll GmbH & Co. KG
4.1 Übersicht

Firma Windpark Niebüll GmbH & Co. KG

Sitz Niebüll

Geschäftsanschrift Gotteskoogstraße 41
25899 Niebüll

Gründungsdatum 27.11.2009 (Tag der Eintragung in das Handelsregister)

Dauer des Bestehens Die Emittentin ist auf unbegrenzte Zeit gegründet. Jeder Kommanditist kann seine
Mitgliedschaft in der Gesellschaft unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 12 Mo-
naten zum Ende eines Kalenderjahres, erstmals zum 31.12.2026, durch eingeschriebe-
nen Brief gegenüber der Gesellschaft kündigen (siehe § 3 des Gesellschaftsvertrags).

Rechtsordnung Die Emittentin unterliegt deutschem Recht.

Rechtsform Kommanditgesellschaft

Zusätzliche Angabe für Da die Haftung der Komplementärin und der Emittentin gesetzlich (§ 13 Abs. 2 
Kommanditgesellschaften GmbHG) auf ihr Gesellschaftsvermögen beschränkt ist, weicht die im Gesellschafts-

vertrag bestimmte gesellschaftsrechtliche Struktur von dem gesetzlichen Leitbild des
als natürliche Person unbeschränkt haftenden Komplementärs (§ 161 Abs. 1 HGB) ab.
Im Übrigen weicht der Gesellschaftsvertrag der Emittentin von den gesetzlichen Re-
gelungen in den folgenden Fällen ab: § 1 Firma, Sitz, § 2 Gegenstand der Gesellschaft,
§ 3 Dauer der Gesellschaft, Kündigung, Geschäftsjahr, § 4 Gesellschafter, Einlagen, 
§ 5 Investitionsplan, Mittelverwendung, § 6 Geschäftsführung und Vertretung, 
§7 Geschäftsführung und Vertretung durch die Kommanditisten, § 8 Vergütung und
Kostenersatz der persönlichen haftenden Gesellschafterin, § 9 Beschlüsse der Gesell-
schaft, § 10 Gesellschafterversammlungen, § 14 Verwendung von Betriebsüberschüs-
sen, Ausschüttungen, § 16 Abtretung und Verpfändung von Gesellschafterrechten, 
§ 18 Abfindung des ausscheidenden Kommanditisten, § 19 Tod des Kommanditisten,
§ 20 Ausscheiden der persönlich haftenden Gesellschafterin.

Der Gesellschaftsvertrag der Komplementärin und der Emittentin weicht von den ge-
setzlichen Regelungen über die Kommanditgesellschaften ab, da die Komplementärin
eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung ist. Im Übrigen weicht der Gesellschafts-
vertrag der Komplementärin von den gesetzlichen Regelungen in den folgenden
 Fällen ab: § 2 Gegenstand des Unternehmens, § 4 Einzahlung 50% der Stammeinlage,
§ 6 Abs. 8 Jede 25 € gewähren ein Stimmrecht, § 7 Abs. 2 Die Geschäftsführer können
von § 181 BGB befreit werden und einzelvertretungsbefugnis erhalten, § 7 Abs. 4 Wett-
bewerbsbefreiung, § 8 Umfang der Geschäftsführung, § 9 Wahl der Stimmrechtsver-
treter.

Art der gezeichneten Anteile Es handelt sich um Kommanditanteile.

Persönlich haftender Grundsätzlich haftet der Komplementär einer Kommanditgesellschaft unbeschränkt.
Gesellschafter Vorliegend ist der Komplementär eine Kapitalgesellschaft und haftet daher nur

 beschränkt auf ihr Gesellschaftsvermögen

Gegenstand des Unternehmens Gegenstand der Gesellschaft ist die Errichtung und der Betrieb von regenerativen
Energieanlagen. Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt,
die zur Erreichung des Gesellschaftszweckes notwendig oder zweckmäßig erscheinen.
Die Gesellschaft ist berechtigt, sich an anderen Unternehmen, die die Nutzung rege-
nerativer Energie zum Ziel haben, zu beteiligen oder solche zu erwerben. Insbesondere
ist die Gesellschaft berechtigt, sich an der Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG zu
beteiligen.

Registergericht Amtsgericht Flensburg, HRA 6643 FL

Höhe des gezeichneten Kapitals Das gezeichnete Kapital der Emittentin beträgt zum Zeitpunkt der Prospektaufstel-
oder der Kapitalanteile lung 3.000,00 Euro und ist vollständig eingezahlt. Es handelt sich ausschließlich um

Kommanditkapital. Es wird angestrebt, das gezeichnete Kommanditkapital auf
3.000.000 Euro zu erhöhen.
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Foto: Vestas

Art der Anteile, Es handelt sich um Kommanditkapital. Die Hauptmerkmale sind die Rechte des Kom-
Hauptmerkmale der Anteile, manditisten auf Vermögens- und Gewinnbeteiligung, Kontrollrechte, Informations-
Ausstehende Einlagen /Auskunftsrechte sowie Stimmrechte. Die persönlich haftende Gesellschafterin wird

mangels Kapitaleinlage für die Beschlussfassung so gestellt, als hätte sie 5.000,00
Euro Kapitaleinlage geleistet. Die Rechte der zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung
beteiligten Gesellschafter weichen nicht von den Rechten der neu beitretenden An-
leger ab. Die Kommanditeinlage entspricht der Hafteinlage. Die mit den Anteilen ver-
bundenen Rechte sind im Abschnitt „Rechtliche Angaben“ auf Seite 89 detailliert
beschrieben.

Das gezeichnete Kapital der Emittentin beträgt zum Zeitpunkt der Prospektaufstel-
lung 3.000,00 Euro und ist vollständig eingezahlt.
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4.2 Gründungsgesellschafter

Die Komplementärin erhält von der Windpark Niebüll GmbH & Co. KG und der Bürger-
windpark Niebüll GmbH & Co. KG gemäß § 7 bzw. § 8 der Gesellschaftsverträge eine jähr-
liche Vergütung in Höhe von jeweils 15 % Ihres gezeichneten Kapitals von höchstens
30.000,00 Euro, mithin 4.500,00 Euro p. a. für ihr Haftungsrisiko. Für die Übernahme der
Geschäftsführung erhält die Komplementärin von der Bürgerwindpark Niebüll GmbH &
Co. KG ab Inbetriebnahme der Windenergienanlagen mindestens 72.000 Euro bzw. 
1,50 % aus dem Einspeiseerlös der erzeugten Energie, aus eventuellen Erstattungsleis-
tungen der Versicherung und einschließlich korrespondierender Ersatzleistungen seitens
der WEA-Hersteller jeweils zuzüglich gesetzlicher Umsatzsteuer. Im Kalenderjahr 2010
betrug das Honorar der Geschäftsführung 72.000 Euro. Den Gründungsgesellschaftern
der Windpark Niebüll GmbH & Co. KG stehen darüber hinaus keine Gewinnbeteiligungen,
Entnahmerechte und/oder sonstige Gesamtbezüge - insbesondere Gehälter, Gewinn-
beteiligungen, Aufwandsentschädigungen, Versicherungsentgelte, Provisionen und
Nebenleistungen jeder Art - zu, deren Rechtsgrund nicht innerhalb und außerhalb des
Gesellschaftsvertrages liegen.

4.3 Tätigkeitsbereiche
Der wichtigste Tätigkeitsbereich der Emittentin ist die Beteiligung an der Bürgerwindpark
Niebüll GmbH & Co. KG, damit diese die Planung, Erschließung, Errichtung sowie den an-
schließende langfristige Betrieb von Windenergieanlagen in der Stadt Niebüll vornehmen
kann. Es soll auf der Ebene der Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG elektrischer Strom
aus der regenerativen Energiequelle „Wind“ erzeugt und auf Grundlage der Vergütungs-

Beteiligungsart Name, Geschäftsanschrift bzw. Kapitaleinlagen/ 
Firma, Sitz, Geschäftsanschrift gezeichnete Kommanditeinlage 

(davon eingezahlt)

Komplementärin Bürgerwindpark Niebüll Verwaltungs-GmbH, 0,00 Euro (0,00 Euro)
mit Sitz in Niebüll;
Geschäftsanschrift:
Gotteskoogstraße 41, 25899 Niebüll

Kommanditist Herr Ralph Jannsen; 500,00 Euro (500,00 Euro)
Geschäftsanschrift:
Gotteskoogstraße 41, 25899 Niebüll

Kommanditist Frau Ursel Limbrecht; 500,00 Euro (500,00 Euro)
Geschäftsanschrift:
Gotteskoogstraße 41, 25899 Niebüll

Kommanditist Herr Holger Martensen; 500,00 Euro (500,00 Euro)
Geschäftsanschrift:
Gotteskoogstraße 41, 25899 Niebüll

Kommanditist Herr Ernst Nahnsen; 500,00 Euro (500,00 Euro)
Geschäftsanschrift:
Gotteskoogstraße 41, 25899 Niebüll

Kommanditist Herr Rolf Petersen; 500,00 Euro (500,00 Euro)
Geschäftsanschrift:
Gotteskoogstraße 41, 25899 Niebüll

Kommanditist Herr Thorben Tramm; 500,00 Euro (500,00 Euro)
Geschäftsanschrift:
Gotteskoogstraße 41, 25899 Niebüll
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regelungen des EEG veräußert werden. Dazu wird die Bürgerwindpark Niebüll GmbH &
Co. KG Windenergieanlagen von der Firma Vestas Deutschland GmbH liefern und errichten
lassen. Daneben wird in die zum Betrieb der WEA notwendige Infrastruktur investiert. 

4.4 Abhängigkeiten
Die Emittentin ist abhängig vom Gesellschaftsvertrag der Bürgerwindpark Niebüll GmbH &
Co. KG, welche den Windpark betreibt. Neben der Emittentin ist als Co-Investor (als Kom-
manditbeteiligung) die Betreibergesellschaft Windpark Gotteskoog GmbH & Co. KG  an der
Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG beteiligt. Da die Bürgerwindpark Niebüll GmbH &
Co. KG den kompletten Windpark baut und betreibt, ist die Emittentin von der Durchfüh-
rung des Vertrages abhängig.
Die Emittentin ist darüber hinaus mittelbar abhängig von der Durchführung des Vertrages
über die Lieferung und Errichtung der WEA, der mit Vestas Deutschland GmbH abgeschlos-
sen wird. Die Nichteinhaltung und/oder verzögerte Einhaltung ist mit Risiken verbunden,
die im  gesonderten Risikoabschnitt unter 3.3.2 und 3.3.5 beschrieben wurden.
Es bestehen mittelbare Abhängigkeiten resultierend aus den Darlehensverträgen der fi-
nanzierenden Kreditinstitute, die das für die Errichtung der Windenergieanlagen bei der
Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG notwendige Fremdkapital bereitstellen, da die Net-
toeinnahmen allein nicht zur Verwirklichung der Investition ausreichen. Das Risiko wurde
im Risikoabschnitt unter 3.3.6 beschrieben.
Die Emittentin ist mittelbar abhängig von der Erteilung einer Genehmigung bei der Bür-
gerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG nach dem BImSchG. Das Risiko wurde im Risikoab-
schnitt unter 3.4.1 beschrieben.
Darüber hinaus ist die Emittentin nicht von Patenten, Lizenzen, Verträgen oder neuen Her-
stellungsverfahren abhängig, die von wesentlicher Bedeutung für die Geschäftstätigkeit
oder Ertragslage der Emittentin sind.
Das Anlageobjekt ist nicht von Patenten, Lizenzen, Verträgen oder neuen Herstellungsver-
fahren abhängig, die von wesentlicher Bedeutung für die Geschäftstätigkeit oder Ertrags-
lage der Emittentin sind.

N I E B Ü L LVerkaufsprospekt Stand: 24. November 2010
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4.7 Angaben über Mitglieder der Geschäftsführung und des Beirates
der Emittentin
Die Geschäfte der Windpark Niebüll GmbH & Co. KG werden von der persönlich haftenden
Gesellschafterin geführt. Persönlich haftende Gesellschafterin ist die Bürgerwindpark
Niebüll Verwaltungs-GmbH (s.o.). Die Herren Ernst Nahnsen, Dierk Johannsen und Nom-
men Nommensen jun. sind Geschäftsführer der Komplementärin. Eine Funktionstrennung
der Aufgabenteilung der Geschäftsführer liegt nicht vor. Die Geschäftsanschrift der
 Mitglieder der Geschäftsführung oder des Vorstands, Aufsichtsgremien und Beiräte des
Emittenten ist in 25899 Niebüll, Gotteskoogstraße 41.

Zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung gibt es bei der Emittentin keinen Vorstand, kein
Aufsichtsgremium und keinen Beirat. 

Die Funktionen der Mitglieder der Geschäftsführung oder des Vorstands, Aufsichtsgre-
mien und Beiräte des Emittenten sind:

Ernst Nahnsen: Geschäftsführer und Gesellschafter der persönlich haftenden Gesellschaf-
terin und Emittentin, Gesellschafter der Windpark Gotteskoog GmbH & Co. KG und der
Windpark Niebüll GmbH & Co. KG

Dierk Johannsen: Geschäftsführer und Gesellschafter der persönlich haftenden Gesell-
schafterin und Emittentin, Gesellschafter der Windpark Gotteskoog GmbH & Co. KG

Nommen Nommensen jun.: Geschäftsführer und Gesellschafter der persönlich haftenden
Gesellschafterin und Emittentin, Gesellschafter der Windpark Gotteskoog GmbH & Co. KG

Die Emittentin hat Stimmrechtsvertreter, der aus sechs Mitgliedern bestehen soll 
(§ 7 Abs. 2 des Gesellschaftsvertrages; siehe Abschnitt 7.1.1). Die Stimmrechtsvertreter
 werden satzungsgemäß von der Gesellschaftsversammlung gewählt. Da die Gesellschaft-
erversammlung unter anderem zur Wahl der Stimmrechtsvertreter erst nach Beitritt aller
Anleger zusammentritt, können zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung keine Angaben
zu den Namen der Mitglieder gemacht werden. Die Stimmrechtsvertreter werden ge-
schäftsansässig sein in 25899 Niebüll, Gotteskoogstraße 41. Die Stimmrechtsvertreter kön-
nen in allen Angelegenheiten Beschlüsse auf den Gesellschafterversammlungen der
Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG fassen.

Es existieren keine Mitglieder der Geschäftsführung oder des Vorstands, Aufsichtsgremien
und Beiräte des Emittenten im Sinne des § 12 Abs. 1 Verm-VerkProspV, die mit dem Vertrieb
der angebotenen Vermögensanlagen vertraut sind oder die dem Emittenten Fremdkapital
gegeben haben.

Die Mitglieder der Geschäftsführung oder des Vorstands, Aufsichtsgremien und Beiräte
des Emittenten sind in keiner Art und Weise tätig für Unternehmen, die im Zusammen-
hang mit der Herstellung des Anlageobjektes nicht nur geringfügige Lieferungen oder
Leistungen erbracht haben.
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5. Projekt
5.1 Anlageziele und Anlagepolitik
Anlageziel der Windpark Niebüll GmbH & Co. KG ist es, Bürgerinnen und Bürgern der Stadt
Niebüll eine Beteiligung an einem Unternehmen zu ermöglichen, das vor Ort unter Nut-
zung regenerativer Energiequellen attraktive Renditen erwirtschaftet.

Anlagepolitik der Beteiligungsgesellschaft ist die 60%-ige Beteiligung an der Bürgerwind-
park Niebüll GmbH & Co. KG als Kommanditist. Die Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co.
KG wird in fünf Windenergieanlagen auf dem Gebiet der Stadt Niebüll investieren. Weiter-
hin gehören hierzu die Nebenanlagen und die Infrastruktur sowie die Rechte, die für den
Betrieb erforderlich sind. Die Beteiligungsgesellschaft wird nicht direkt in die Windener-
gieanlagen investieren und nicht deren zivilrechtliche Eigentümerin sein. Es wird über die
Beteiligung an der Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG ein Windpark errichtet, der
insgesamt fünf Windenergieanlagen umfasst. An der Bürgerwindpark Niebüll GmbH &
Co. KG wird sich zusätzlich die Windpark Gotteskoog GmbH & Co. KG als Kommanditist
beteiligen. An der Windpark Gotteskoog GmbH & Co. KG besteht für den Anleger keine
Beteiligungsmöglichkeit.

Im Folgenden wird die mittelbare Investition in die Windenergieanlagen und die mittel-
bare Investition in die zum Betrieb notwendige Infrastruktur als „Projekt“ bezeichnet.

Das Projekt ist zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung noch nicht realisiert. Es wurde mit
dem Bau der Wege, der Fundamente und des Netzanschlusses begonnen. Der Realisie-
rungsgrad des Projekts beträgt ca. 15 %. Die voraussichtliche Inbetriebnahme der Wind-
energieanlagen ist für Februar 2011 (4 WEA) bzw. September 2011 (1 WEA) vorgesehen.

Die Nettoeinnahmen alleine reichen für die Realisierung der Anlageziele nicht aus. Die
Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG stellt der Emittentin 45.000,00 Euro Fremdka-
pital zur Verfügung. Zusätzlich ist auf Ebene der Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG
die Aufnahme von Fremdkapital erforderlich.

Die Nettoeinnahmen der Emittentin werden für den Erwerb von Beteiligungen an der
Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG verwendet, es erfolgt keine Verwendung für son-
stige Zwecke.

Die Nettoeinnahmen auf der Ebene der Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG werden
in Höhe der Anschaffungs- und Herstellungskosten der Windenergieanlagen, was
25.420.000 Euro entspricht, für die Realisierung der Anlagenziele verwendet. Eine Ver-
wendung der Nettoeinnahmen für sonstige Zwecke erfolgt in Höhe von 1.080.000 Euro
für die Realisierung der Anlagenziele. Hierbei handelt es sich im wesentlichen um Disagio,
Bankgebühren und Zwischenfinanzierungskosten.

Zur baurechtlichen Situation befinden sich  Ausführungen in Abschnitt 5.2.5.

Damit liegen derzeit nicht alle erforderlichen Genehmigungen nach § 9 Abs. 2 Nr. 5 Verm-
VerkProspV vor, da die behördlichen Genehmigungen in einem fortlaufenden Prozess be-
antragt und erteilt werden. Den Erteilungen stehen nach Kenntnis des Anbieters zum
Zeitpunkt der Prospektaufstellung keine Hindernisse tatsächlichen oder rechtlichen Ur-
sprungs entgegen. Damit einhergehende Risiken sind im Risikokapitel 3.4.1 auf Seite 18
ausführlich beschrieben.
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5.2 Anlageobjekt
5.2.1 Überblick
Anlageobjekt der Windpark Niebüll GmbH & Co. KG ist eine Kommanditbeteiligung in
Höhe von 3,00 Mio. € an der Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG. Die Bürgerwindpark
Niebüll GmbH & Co. KG wird in 5 Windenergieanlagen der Firma Vestas Deutschland
GmbH des Typs V112-3,00 MW mit einer Leistung von jeweils 3,075 Megawatt sowie die
zum Betrieb notwendige Infrastruktur (Kabeltrasse, Wegebau, etc.) investieren.  Das
 Investment der Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG wird in den folgenden Unterab-
schnitten detailliert beschrieben.

Der Emittent unterliegt als kleine Gesellschaft nicht der Verpflichtung, einen Lagebericht
aufzustellen und nicht der Verpflichtung, den Jahresabschluss und den Lagebericht nach
Maßgabe des HGB prüfen zu lassen. Als Emittent macht sie von der Möglichkeit des 
§ 8 h VerkProspG Gebrauch, stattdessen auf die fehlende Aufstellung und Prüfung des
Jahresabschlusses und Lageberichts hinzuweisen.

N I E B Ü L LVerkaufsprospekt Stand: 24. November 2010

Foto: Vestas
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5.2.2 Windenergieanlage: Vestas V112-3,0
Der Windenergieanlagenhersteller Vestas Wind Systems A/S ist mit einem Marktanteil
in Deutschland von 23,2 % und einem weltweiten Marktanteil von 20 % der weltweit füh-
rende Hersteller moderner Energielösungen. Die Windenergieanlage V112-3,0 MW stellt
eine zuverlässige, hocheffiziente und moderne Form der Energiegewinnung dar. Die V112-
3,0 MW ist grundsätzlich eine Onshore-Windenergieanlage für niedrige und mittlere
Windstärken. Am Standort Niebüll soll die V112-3,0 als Testanlage für den Offshore-Bereich
eingesetzt werden. Anhand der Testergebnisse erwartet Vestas Erkenntnisse für den Offs-
horeeinsatz von Windenergieanlagen, um die V112 in abgewandelter Form im Offshore-
betrieb einsetzen zu können. Dank extremer Zuverlässigkeit, auch unter härtesten
Wetterbedingungen, soll sie neue Maßstäbe für Leistungsfähigkeit und Effizienz setzen.
Die V112-3,0 MW wird weiterhin mithilfe bewährter Technologien errichtet, berücksichtigt
aber aktuelle Innovationen im Bereich der Rotor- und Maschinenhausgestaltung, um im
Einsatz auch den widrigsten Wetterbedingungen zu trotzen. Darüber hinaus gewährleis-
ten neueste Entwicklungen im Hinblick auf Kühlungssysteme einen belastungsoptimier-
ten Betrieb.

Technische Daten zur V112-3,0 MW
Leistungsregelung Pitchregelung mit variabler Drehzahl
Betriebsdaten
Nennleistung 3.075 kW
Einschaltwindgeschwindigkeit 3 m/s
Nennwindgeschwindigkeit 12 m/s
Abschaltwindgeschwindigkeit 25 m/s
Windklasse – IEC IIA/IIIA
Max. Einsatzhöhe 1.500 m
Betriebstemperaturbereich Standardbereich -20°C bis +40°C

Niedrigtemperaturoption -30°C bis +40°C

Schallleistung
7 m/s 100 dB(A)
8 m/s 102,8 dB(A)
10 m/s 106,5 dB(A)
Bei 95 % der Nennleistung 106,5 dB(A)

Technische Daten Rotor
Rotordurchmesser 112 m
Überstrichene Fläche 9.852 m²

Elektrische Daten
Frequenz 50Hz / 60Hz
Umrichtertyp Vollumrichter
Generatortyp Permanentmagnetgenerator

Technische Daten Turm
Typ Stahlrohrturm
Nabenhöhe 84, 94 m
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Technische Daten Turm
Max. Länge Turmsektion 32,5 m
Max. Durchmesser 4,2 m

Hauptabmessungen
Rotorblatt
Länge 54,6 m
Max. Blatttiefe 4 m

Technische Daten Maschinenhaus
Transporthöhe 3,3 m
Höhe – installiert 3,9 m
Breite 3,9 m
Länge 14 m

Abmessungen Nabe
Höhe 3,9 m
Durchmesser 3,2 m

Max. Gewicht pro Transporteinheit 70 Tonnen

5.2.3 Standort Niebüll
Der Standort des Windparks befindet sich in der Stadt Niebüll, Landkreis Nordfriesland
im Bundesland Schleswig Holstein. Der Standort wurde am 07. Dezember 2009 durch
einen Mitarbeiter der GL Garrad Hassan Deutschland besichtigt. Dabei wurden von min-
destens einem repräsentativen Punkt innerhalb der beplanten Flache Fotos über die ge-
samte Windrose aufgenommen sowie eine Grobkartierung der Umgebung hinsichtlich
der Landnutzung, Bewuchshöhen, eventuell vorhandener Hindernisse etc. durchgeführt.
Anhand der vor Ort gewonnenen Informationen sowie von hinzugezogenem topogra-
phischen Kartenmaterial (Maßstäbe 1:25.000 und 1:100.000) könne der Standort Niebüll
wie folgt beschrieben werden: „Die begutachtete Flache befindet sich auf einer Höhe von
knapp 1 m über NN. Die unmittelbare Umgebung der geplanten Anlagenstandorte ist
offen und eben mit Höhenunterschieden von nur einigen Metern. Die überwiegend land-
wirtschaftlich genutzte Fläche wird von einigen Feldwegen durchschnitten und ist mit
einzelnen Büschen, Knicks und Baumreihen mit Höhen bis 10 m durchsetzt. Im Nordosten
verläuft in ca. 600 Metern Entfernung von den geplanten Anlagenstandorten die Bahn-
strecke Niebüll –Westerland. In Richtung Südosten liegt der Ort Niebüll und im Westen
in ca. 4 km Ortschaft Emmelsbüll mit mittelhoher Bebauung. Die weitere Umgebung des
Standorts ist durch das typische Landschaftsbild der schleswig-holsteinischen Marsch-
landschaft gekennzeichnet. Das Gelände ist flach mit Geländehöhen zwischen 0 und 3
m und wird von 5-8 m hohen Deichen durchzogen. In etwa 7 km westlich des geplanten
Anlagestandortes beginnt das schleswig-holsteinische Wattenmeer der Nordsee.
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Zwischen der Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG und den Grundstückseigentümern
sind Nutzungsverträge abgeschlossen worden. Die Laufzeit der Verträge beträgt vom Zeit-
punkt der Inbetriebnahme der Windenergieanlage(n) an gerechnet 20 Jahre. Der Nut-
zungsberechtigte erhält die Option, diesen Nutzungsvertrag zweimal um jeweils weitere
fünf Jahre zu verlängern. Die Wahrnehmung der Option muss spätestens sechs Monate
vor Ablauf des Nutzungsvertrages dem Grundstückseigentümer schriftlich angezeigt wer-
den. Es sind bisher noch nicht mit allen Grundstückseigentümern Nutzungsverträge/
Gestattungsverträge abgeschlossen worden. Die üblicherweise von den Banken gefor-
derten erstrangig beschränkten persönlichen Dienstbarkeiten sind noch nicht in die
Grundbücher eingetragen worden. Gleiches gilt für Baulasten. Diese Sachverhalte stellen
ein Risiko dar, das unter 3.3.5 näher erläutert wird.

Es besteht ein Anschlussinbetriebsetzungsangebot Mittelspannung der Schleswig-Hol-
stein Netz AG über 15,375 kW. Die Schleswig-Holstein Netz AG hält sich an dieses Angebot
nur, wenn die geplanten WEA innerhalb von 6 Monaten nach Angebotsannahme betriebs-
bereit errichtet wurden. Das Angebot wurde im November 2010 von der Geschäftsführung
angenommen.  Die Betreiberin des Mittelspannungsnetzes E.ON Hanse AG wird dem Bür-
gerwindpark bis auf die Inbetriebsetzung kostenfrei 15,375 MW Transformatorkapazität
zur Verfügung stellen und den Strom von 20 kV auf das Hochspannungsniveau von 110 kV
hochtransformieren. 

Es sollen im gesamten Windpark Niebüll 5 WEA auf den folgenden Flächen errichtet wer-
den (siehe Tabelle und Karte):
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5.2.4 Windverhältnisse und Energieertrag
Ein bedeutender Punkt für die Wirtschaftlichkeit einer Beteiligung an einer Gesellschaft,
die sich an einem Windpark beteiligt, ist die richtige Einschätzung der Windverhältnisse
am Standort und den in diesem Zusammenhang erzielbaren Energieertrag.

Nach Kenntnis des Anbieters liegt kein Bewertungsgutachten für das Anlageobjekt, die
Beteiligung an der Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG, vor.

Um die Windverhältnisse und den Energieertrag auf der Ebene der Gesellschaft Bürger-
windpark Niebüll GmbH & Co. KG einzuschätzen und somit zur Überprüfung der Wirt-
schaftlichkeit der Beteiligung am Anlageobjekts, liegt ein Bewertungsgutachten über die
„Berechnung des Windpotentials, des Energieertrages, der Turbulenz-intensität sowie des
60%-Referenzertrag-Nachweis für einen Standort bei Niebüll (Schleswig-Holstein) – gemäß
FGW TR 6 –“ der GL Garrad Hassan Deutschland GmbH mit Datum vom 28.01.2010 und
Nachträge wegen der Veränderung des Standorts und der Änderung der Gesamthöhe
einer WEA mit Datum vom 13.07.2010 und mit Datum vom 03.11.2010 vor. 

Die Berechnung der Windverhältnisse wurde von GL Garrad Hassan Deutschland GmbH
am zu begutachtenden Standort nach der Europäischen Windatlasmethode mittels der
Software WindPRO, 2.7 und dem zugrunde liegenden Wind Atlas Analysis and Application
Program (WAsP), 9.0 durchgeführt. Dieses Programm basiert auf einem mathematischen
Modell, nach dem die Windverhältnisse eines Standortes durch Oberflächenrauigkeiten,
Geländeverlauf (Orographie) und Einzelhindernisse in der Umgebung des Betrachtungs-
punktes beeinflusst werden. Sind die Häufigkeitsverteilungen der Windgeschwindigkeit
und die Charakteristik der Bodengrenzschicht der Region bekannt, kann die mittlere
 Jahreswindgeschwindigkeit in verschiedenen Höhen errechnet werden. 

Der Windgutachter weist daraufhin, dass die Leistungskurve der Vestas V112-3,0 MW nicht
vermessen wurde; es handelt sich um eine vom Hersteller berechnete Leistungskurve.

Der Windgutachter hat je nach Standort und Nabenhöhe eine mittlere Jahreswind -
geschwindigkeiten von 7,7 m/s bis 7,9 m/s  in der jeweiligen Nabenhöhe ermittelt.
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Die Ergebnisse des Bewertungsgutachtens für den voraussichtlichen Energieertrag auf der
Ebene der Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG sind in der folgenden Tabelle dargestellt:

Energieertragsprognose
Gutachter GL Garrad Hassan Deutschland GmbH
Datum 03. November 2010
Methode mittels WindPRO nach WAsP
Leistungskurve vom Hersteller berechnet
Leistungskurve 60 % Referenzertrag unabhängig vermessen
Wind in  Nabenhöhe WEA1 7,88  m/s
Nach Standorten (siehe Karte) WEA2 7,88 m/s

WEA3 7,88 m/s
WEA4 7,98 m/s
WEA5 7,78 m/s

Parkwirkungsgrad WEA1 95,7 %
Nach Standorten (siehe Karte) WEA2 94,6 %

WEA3 95,6 %
WEA4 96,9 %
WEA5 96,6 %

Ertrag nach Parkwirkung 58.825.800 kWh p.a.
Angegebene Unsicherheit +/- 12,6 %
Sicherheitsabschlag Keine definitive Angaben
Prognosebruttowert 58.825.800 kWh p.a.
Abschlag technische Verfügbarkeit 3 %
Abschlag Kabel und Trafoverluste 3 %
Sicherheitsabschlag 15 %
Prognosewert Gesamtprojekt 47.055.000 kWh p.a.
(gerundet)
Prognosewert indirekt Windpark Niebüll 28.233.000 kWh p.a.
GmbH & Co. KG (gerundet)

Das Windenergiepotential am Standort der Windenergieanlagen wurde von GL Garrad
Hassan Deutschland GmbH auf Basis der Winddaten von 20 bereits in der Nähe beste-
henden Windenergieanlagen plausibilisiert (1 WEA Enercon E-40, 42 m NH  Januar 1999
bis Dezember 2006 und 4 WEA Enercon E-40, 50 m NH von Januar 1999 bis November
2005 und 15 NEG Micon, 51 m NH von Januar 1999 bis November 2006). 
Die Wirtschaftlichkeitsberechnungen haben die Prognosewerte des Windgutachtens ab-
züglich von Abschlägen nach der vorstehenden Tabelle in Höhe von ca. 21 % berücksichtigt.
Als Berechnungsgrundlage ergeben sich für das Gesamtprojekt 47.055.000 kWh p. a. und
indirekt 28.233.000 kWh p. a. für die Bürgerwindpark Niebüll & Co. KG.
Es existieren neben dem aufgeführten Gutachten keine weiteren Bewertungsgutachten,
die bei den Wirtschaftlichkeitsberechnungen der Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG
berücksichtigt wurden. Hervorzuheben ist insbesondere der Hinweis unter 3.3.7 Abs 2; die
damit verbundenen  Risiken sind im Risikokapitel dort beschrieben.
Aufgrund des aktuellen Planungsstandes muss davon ausgegangen werden, dass die
Windenergieanlagen am Standort WEA 04 und 05  (siehe Karte auf Seite 37) während der
Nacht (22:00-6:00 Uhr) schallreduziert betrieben werden muss. In diesem Fall sind die
Anlagen nachts so zu drosseln, dass der vorgegebene Schallleistungspegel nicht über-
schritten wird. Die Abschaltung erfolgt in der Regel durch die Installation einer Abschalt-
automatik. Die hierdurch voraussichtlich entstehenden Ertragsverluste sind für zwei WEA
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im Prognosebruttowert berücksichtigt worden. Es ist nicht auszuschließen, dass durch
die später tatsächlich vorliegende BImSchG-Genehmigung weitere WEA schallreduziert
betrieben werden müssen. Die in diesem Fall eintretenden Ertragsverluste wurden durch
keine Abschläge berücksichtigt und stellen ein Risiko dar, dass in der Prognose nicht
 berücksichtigt wurde. Damit einhergehende Risiken sind unter Abschnitt 3.3.7 im Risiko-
kapitel beschrieben. Insoweit liegt über die Beteiligung an der Bürgerwindpark Niebüll
GmbH & Co. KG mittelbar eine rechtliche Beschränkung der Verwendungsmöglichkeit des
Anlageobjekts im Hinblick auf das Anlageziel vor.
Es liegt keine unmittelbare rechtliche Beschränkung der Verwendungsmöglichkeit des
Anlageobjekts in Hinblick auf das Anlageziel vor.
Es liegt keine unmittelbare tatsächliche  Beschränkung der Verwendungsmöglichkeit des
Anlageobjekts in Hinblick auf das Anlageziel vor.
Auf Basis eines vorliegenden Schattenwurfgutachtens wurde ermittelt, in welchem Maße
mit Drosselungen bzw. Abschaltungen aufgrund von Schattenwurfanforderungen auf-
treten. Da nur bei speziellen Konstellationen aus Windrichtungen und Sonneneinstrah-
lungen eine Drosselung bzw. Abschaltung erforderlich ist, wurde in der vorstehenden
Energieertragsprognose kein gesonderter Abschlag aufgrund von schattenwurfbedingten
Drosselungen bzw. Abschaltungen vorgenommen. Insoweit liegt über die Beteiligung an
der Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG mittelbar eine rechtliche Beschränkung der
Verwendungsmöglichkeit des Anlageobjekts im Hinblick auf das Anlageziel vor.
Laut Datenblatt der Vestas Deutschland GmbH beträgt die Einschaltgeschwindigkeit der
WEA des Typs Vestas V112-3,0 MW ca. 3,0 m/s. Die Abschaltgeschwindigkeit beträgt ca.
25,0 m/s. Treten Windgeschwindigkeiten auf, die unter der Einschalt- bzw. über der Ab-
schaltgeschwindigkeit liegen, können die WEA aufgrund ihrer technischen Auslegung
keine Energie erzeugen. Insoweit liegt über die Beteiligung an der Bürgerwindpark Niebüll
GmbH & Co. KG mittelbar eine tatsächliche Beschränkung der Verwendungsmöglichkeit
des Anlageobjekts im Hinblick auf das Anlageziel vor.
Bis auf die beschriebenen Beschränkungen hinsichtlich der Schallemissionen, Schatten-
würfe (rechtliche Beschränkungen) und der automatischen Anlagenabschaltung bei
 Erreichen der Abschaltwindgeschwindigkeit bzw. Nicht-Erreichen der Einschaltgeschwin-
digkeit (tatsächliche Beschränkung), bestehen hinsichtlich der Verwendungsmöglichkei-
ten, insbesondere im Hinblick auf das Anlageziel, keine darüber hinausgehenden
mittelbaren rechtlichen und/oder tatsächlichen Beschränkungen. Die rechtlichen und tat-
sächlichen Beschränkungen sind im Sicherheitsabschlag berücksichtigt worden.
Bei der Kalkulation der Einspeisevergütung wurde davon ausgegangen, dass die Windener-
gieanlagen im Kalenderjahr 2011 in Betrieb genommen werden und elektrischen Strom erzeu-
gen kann. Aufgrund des zum Zeitpunkt der Prospekterstellung geltenden Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetzes (EEG) wurde die Einspeisevergütung mit 9,02 Cent/kWh (Anfangsvergütung,
maßgeblich für Inbetriebnahme in 2011) berücksichtigt. Zusätzlich wurde ein Systemdienst-
leistungsbonus mit 0,5 Ct/kWh bei der Prognose angesetzt. Wenn die Windenergieanlagen
im Kalenderjahr 2011 in Betrieb genommen werden, beträgt die  Basisvergütung 4,92 Ct/kWh.
In den ersten fünf Jahren ab der Inbetriebnahme der Anlage wird die höhere Anfangsver-
gütung gezahlt. Diese Frist verlängert sich jeweils um zwei Monate je 0,75 Prozent des
Referenzertrages, um den der Ertrag der Anlage 150 Prozent des Referenzertrages unter-
schreitet. Nach Ablauf dieser Verlängerungszeit wird die Basisvergütung gezahlt.
In der Prognose wurde davon ausgegangen, dass bei den einzelnen Windenergieanlagen
die Einspeisevergütung - je nach Standort - ab dem 182. Betriebsmonat auf die Basisver-
gütung sinkt.
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WEA 1 WEA 2 WEA 3 WEA 4 WEA 5
Zeitraum Anfangsvergütung 5,0 Jahre 5,0 Jahre 5,0 Jahre 5,0 Jahre 5,0 Jahrelt. EEG
Referenzertrag Vestas V-112 45.955.368 45.955.368 45.955.368 45.955.368 44.564.213lt. Referenzzertifikat in kWh
Sollertrag der WEA (Prognose) 9.467.000 9.354.000 9.459.000 9.588.000 9.187.000nach Sicherheitsabschlägen
Sollertrag x 5 47.335.000 46.770.000 47.295.000 47.940.000 45.935.000
Sollertrag x 5 102,91 101,68 102,83 104,23 103,08in % des Referenzertrags
Unterschreitung 150% 31,39 32,21 31,45 30,51 31,28des Referenzertrags in %
Je 0,75% Unterschreitung
wird die erhöhte Vergütung
für weitere 2 Monate gezahlt; 185 188 185 182 185Es ergeben sich folgende 
Gesamtlaufzeiten der 
erhöhten Vergütung

Ertrags- und Laufzeitprognose

5.2.5 Baurechtliche Situation
Die als Standorte für das Vorhaben ins Auge gefassten Bereiche sind landwirtschaftliche
Nutzflächen. Die Standorte sind im Außenbereich gelegen und somit planungsrechtlich
auf Basis von § 35 BauGB zu beurteilen.

Für die Errichtung und den Betrieb der geplanten WEA ist eine Genehmigung nach dem
Bundesimmissionsschutzgesetz erforderlich (BImSchG). Im Genehmigungsverfahren
gemäß BImSchG wird geprüft, ob andere öffentlich-rechtliche Vorschriften (z.B. Natur-
schutzrecht, Wasserrecht, Bauordnungsrecht) gewahrt und die erforderlichen Maßnah-
men zum Arbeitsschutz getroffen sind. Eine Genehmigung schließt zahlreiche andere
behördliche Entscheidungen ein (Konzentrationswirkung des § 13 BImSchG). Die behörd-
liche Verfahren, z.B. Baugenehmigungen, Erlaubnisse für überwachungsbedürftige An-
lagen nach dem Gerätesicherheitsgesetz, Eignungsfeststellungen für Anlagen zum
Lagern, Abfüllen, Umschlagen, Herstellen, Behandeln oder Verwenden wassergefährden-
der Stoffe werden gebündelt. Statt mehrerer Genehmigungen in selbständigen Verfahren
wird nur eine einzige Genehmigung in einem Verfahren erteilt; daraus ergeben sich für
den Antragsteller erhebliche Verfahrensvereinfachungen und Zeitersparnisse.

Die Stadt Niebüll verfügt über einen Flächennutzungsplan und hat verschiedene Bebau-
ungspläne aufgestellt. In der Stadt ist kein Eignungsgebiet für die Windenergienutzung
gemäß Regionalplan für den Planungsraum V (RPl. V) ausgewiesen. Die Stadt hat in ihrer
Bauleitplanung daher bisher keine Aussagen zur Steuerung der Windenergienutzung
 getroffen.

Im Rahmen der 8. Änderung des Flächennutzungsplans und der Aufstellung des Bebau-
ungsplans Nr. 50 für ein Gebiet „zwischen der K 107 im Süden, der Stadtgrenze im Westen,
den Straßen Kohlhamm und Süderweg im Norden und dem Raiffeisenweg im Osten „sol-
len die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung von vier WEA mit einer
Gesamthöhe von bis zu 150 m geschaffen werden. Im Rahmen der 9. Änderung des Flä-
chennutzungsplans und der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 54 sollen die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung einer zusätzlichen fünften WEA mit einer
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Gesamthöhe von bis zu 140 m geschaffen werden. Am 07.10.2010 wurde von der Stadt-
vertretung einstimmig der Satzungsbeschluss zur 8. Änderung des Flächennutzungsplans
und der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 50 gefasst. Die Änderung des Flächennut-
zungsplans muss durch das Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein genehmigt
werden.
Für das Planvorhaben wurden Flächen in der Stadt Niebüll identifiziert, die im Kreiskon-
zept Windenergie des Kreises Nordfriesland für die Ausweisung neuer Eignungsgebiete
für die Windenergienutzung im Rahmen der Teilfortschreibung der Regionalpläne als
 Flächenvorschläge enthalten sind.
Der Regionalplan für den Planungsraum V, Neufassung 2002 (RPl. V, Amtsbl. Schl.-H. 2002
S. 747) weist gemäß Ziffer 5.8 Eignungsgebiete zur Errichtung von Windenergieanlagen
als Ziel der Raumordnung aus. Die Errichtung von Windenergieanlagen ist auf diese
 Gebiete begrenzt. Außerhalb der Eignungsgebiete dürfen keine Windenergieanlagen
 errichtet werden.
In der Stadt Niebüll ist kein solches Eignungsgebiet ausgewiesen. Das Vorhaben kollidiert
daher mit dem Ziel der Raumordnung, die Errichtung von Windenergieanlagen auf die
ausgewiesenen Eignungsgebiete zu konzentrieren.
Der gemeinsame Runderlass vom 04. Juli 1995 „Grundsätze zur Planung von Windener-
gieanlagen“ (Amtsbl. Schl.-H. 1995 S. 478) und der Ergänzungserlass zum Gemeinsamen
Runderlasses von 1995 vom 25. November 2003 (Amtsbl. Schl.-H. 2003, S. 893), die u. a.
 Abstände zur umliegenden Bebauung und zu anderen schutzwürdigen Nutzungen fest-
gelegt haben und im Fall des Erlasses vom 04. Juli 1995 gemäß Ziffer 5.8 Abs. 3 RPl. V
 landesplanerischen Zielcharakter besaßen, sind zum 31. Dezember 2009 außer Kraft  
getreten.
Ein neuer Runderlass soll noch im Jahre 2010 in Kraft gesetzt werden. Aktuelle Planungen
werden derzeit in Anlehnung an die in den zum 31. Dezember 2009 außer Kraft getrete-
nen gemeinsamen Runderlassen festgelegten Abstände, die für die Raumordnung eine
Selbstbindung bei der Standortsuche für Testwindenergieanlagen im Rahmen von Ziel-
abweichungsverfahren darstellen, bewertet.
Mit Schreiben vom 30. Dezember 2009 hat das Amt Südtondern im Namen der Stadt Nie-
büll gemäß § 4 Abs. 3 LaPlaG beantragt, eine Abweichung von den landesplanerischen
Zielen gemäß RPl. V zuzulassen. Grundlage war ein entsprechender Beschluss der Stadt-
vertretung der Stadt Niebüll. Die Verfahrensunterlagen wurden nach einer Planungsän-
derung abschließend am 10. Juni 2010 von der GEO mbH vorgelegt. Nach Prüfung auf
Vollständigkeit durch die Landesplanung wurden die endgültigen, für vollständig befun-
denen Verfahrensunterlagen am 14. Juni 2010 von der GEO mbH vorgelegt.
Eine Abweichung von dem landesplanerischen Ziel gemäß Ziffer 5.8 RPI. V, die Errichtung
von Windkraftanlagen innerhalb der dafür ausgewiesenen Eignungsräume zu konzen-
trieren, konnte seitens des Innenministeriums mit Bescheid vom 30. August 2010 des Lan-
des Schleswig-Holstein für das vorstehend beschriebene Projekt zugelassen werden.
Mit Datum vom 14.05.2010 wurden beim Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und
ländliche Räume - Außenstelle Schleswig - (LLUR) vier Anträge auf Erteilung einer Geneh-
migung nach § 4 BImSchG für die Errichtung und den Betrieb von vier Windenergieanla-
gen eingereicht. Die Anträge werden dort unter den Aktenzeichen G40/2009/145 bis 148
bearbeitet. Mit Datum vom 07.09.2010 wurden Anträge auf Zulassung des vorzeitigen
Beginns nach § 8a BImSchG gestellt. Die Zulassungen wurden am 13.10.2010 erteilt. Die
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Foto: Vestas

Genehmigungen nach § 4 BImSchG für die Errichtung und den Betrieb von vier Winden-
ergieanlagen werden voraussichtlich im Dezember 2010 oder Januar 2011 erteilt.
Für die fünfte WEA wird voraussichtlich im Januar 2011 ein Antrag auf Erteilung einer
 Genehmigung nach § 4 BImSchG für die Errichtung und den Betrieb einer Windenergie-
anlage eingereicht. Eine Genehmigung wird zum Beginn des 2. Quartals 2011 erwartet.
Damit liegen derzeit noch nicht alle erforderlichen Genehmigungen nach § 9 Abs. 2 Nr. 5
VermVerkProspV vor. Damit einhergehende Risiken sind im gesonderten Risikoabschnitt
unter 3.4.1 beschrieben.
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6. Wirtschaftlichkeitsprognosen
6.1 Vermögens-, Finanz- und Ertragslage (Emittentin)
6.1.1 Eröffnungsbilanz und Jahresabschluss zum 31.12.2009 (Emittentin)
Die Emittentin wurde vor weniger als 18 Monaten gegründet. Im Folgenden werden daher
die Eröffnungsbilanz auf den 27. November 2009, der Jahresabschluss zum 31.12.2009, eine
Zwischenübersicht auf den 31.10.2010, Planbilanzen (Vermögenslage), voraussichtliche
 Gewinn- und Verlustrechnungen (Ertragslage), Liquiditätsprognosen (Finanzlage) sowie
Planzahlen des Emittenten dargestellt.

Eröffnungsbilanz
der

Windpark Niebüll GmbH & Co. KG
zum 27. November 2009

Aktiva Passiva
A. Ausstehende Einlagen A. Eigenkapital
I. von Kommanditisten 3.000,00 € I. Kommanditkapital 3.000,00 €

Summe Aktiva 3.000,00 € Summe Passiva 3.000,00 €

6.1.2 Zwischenübersicht im Sinne des § 15 Abs. 1 Nr. 2 VermVerkProspV
(Emittentin)

Bilanz Windpark Niebüll GmbH & Co. KG
zum 31. Dezember 2009

Aktiva Passiva
A. Anlagevermögen A. Eigenkapital
III. Finanzanlagen I. Kommanditkapital 3.000,00 €

3. Beteiligungen 2.000,00 € V. Jahresfehlbetrag -1.790,00 €

B. Umlaufvermögen B. Rückstellungen
II. Forderungen und sonstige   3. sonstige Rückstellungen 750,00 €

Vermögensgegenstände   
4. sonstige Vermögens- 166,00 €

gegenstände C. Verbindlichkeiten 
IV. Kassenbestand, Bundes- 8. sonstige Verbindlichkeiten 3.039,00 €

bankguthaben, Guthaben bei
Kreditinstituten u. Schecks 2.833,00 €

Summe Aktiva 4.999,00 € Summe Passiva 4.999,00 €



GuV Windpark Niebüll GmbH & Co. KG
für den Zeitraum 27.11.2009 bis 31.12.2009

8. sonstige betriebliche Aufwendungen -1.790,00 €

14. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit -1.790,00 €

20. Jahresfehlbetrag -1.790,00 €
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Bilanz Windpark Niebüll GmbH & Co. KG
zum 31. Oktober 2010

Aktiva Passiva
A. Anlagevermögen A. Eigenkapital
III. Finanzanlagen I. Kommanditkapital 3.000,00 €

3. Beteiligungen 2.000,00 € IV. Verlustvortrag -1.791,00 €

B. Umlaufvermögen V. Jahresfehlbetrag -1.754,00 €

IV. Kassenbestand, Bundes-   B. Rückstellungen
bankguthaben, Guthaben bei   3. Sonstige Rückstellungen 1.300,00 €

Kreditinstituten u. Schecks 1.586,00 € C. Verbindlichkeiten
gegenstände 8. sonstige Verbindlichkeiten 3.039,00 €

Summe Aktiva 3.586,00 € Summe Passiva 3.586,00 €

Anhangangaben:
Angaben zur Bilanzierung und Bewertung einschließlich der Vornahme steuerrechtlicher
Maßnahmen:
Der Jahresabschluss der Firma  Windpark Niebüll GmbH & Co. KG wurde auf der Grundlage
der Bilanzierungs- und Bewertungsvorschriften des Handelsgesetzbuches aufgestellt. Im
Einzelnen waren dies folgende Grundsätze und Methoden:
Forderungen, sonstige Vermögensgegenstände und Kassenbestand sind zum Nennwert
angesetzt worden. Das Niederstwertprinzip wurde beachtet.
Die Rückstellungen sind für alle ungewissen Verbindlichkeiten gebildet worden. Dabei wur-
den alle erkennbaren Risiken berücksichtigt.
Verbindlichkeiten wurden grundsätzlich zum Rückzahlungsbetrag gebildet.
Angaben und Erläuterungen zu einzelnen Posten der Bilanz und Gewinn- und Verlust-
rechnung: keine
Sonstige Pflichtangaben:
Während des abgelaufenen Berichtsjahres wurden die Geschäfte des Unternehmens durch
Herrn Ernst Nahnsen wahrgenommen.
Die Verbindlichkeiten gegenüber der Komplementärin betrugen zum Abschlusszeitpunkt
671,46 €.
Die Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis
 bestehen, betrugen zum Abschlusszeitpunkt 2.000,00 €.  
Haftungsverhältnisse im Sinne des § 251 HGB bestehen nicht.



GuV Windpark Niebüll GmbH & Co. KG
für den Zeitraum 01.01.2010 bis 31.10.2010

8. sonstige betriebliche Aufwendungen -1.754,00 €

14. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit -1.754,00 €

20. Jahresfehlbetrag -1.754,00 €
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6.1.3 Wesentliche Annahmen und Wirkungszusammenhänge
Die im Folgenden dargestellten Prognosen zur Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der
 Beteiligungsgesellschaft beruhen auf Annahmen, die in den Kapiteln „Investitions- und
 Finanzierungsplan (Prognose)“ auf der Seite 51 und „Ergebnis- und Liquiditätsprognosen“
auf den Seiten 52 bis 55 getroffen wurden. Die Prognose der Vermögenslage wird im Rah-
men der jeweils auf den 31.12. aufgestellten Planbilanzen (Prognosen) für die Jahre 2010,
2011, 2012 und 2013 auf den Seiten 44 bis 50 dargestellt. Anhand der Plangewinn- und Ver-
lustrechnung (Prognose) und der Planzahlen der Emittentin (Prognosen) wird die Ertrags-
lage aufgezeigt.

Entsprechend der Planzahlen der Beteiligungsgesellschaft wird angenommen, dass die
 Gesamtinvestitionen vollständig erfolgen. Dieser Sachverhalt spiegelt sich im Anlagever-
mögen der Planbilanzen wider. Darüber hinaus sind keine weiteren Investitionen geplant.
Annahmen hinsichtlich der Inbetriebnahmetermine der Windenergieanlage und des  daraus
folgenden Mittelzuflusses werden unter den nachfolgenden Prognoserechnungen auf den
Seiten 52 bis 57 ausführlich beschrieben.



Plan-GuV Windpark Niebüll GmbH & Co. KG (Prognose)
für den Zeitraum 01.01.2010 bis 31.12.2010

8. sonstige betriebliche Aufwendungen -51.500,00 €

9. Erträge aus Beteiligungen -102.000,00 €

14. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit –153.500,00 €

20. Jahresfehlbetrag -153.500,00 €
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Plan-Bilanz Windpark Niebüll GmbH & Co. KG (Prognose)
zum 31. Dezember 2010

Aktiva Passiva
A. Anlagevermögen A. Eigenkapital
III. Finanzanlagen I. Kommanditkapital 3.000.000,00 €

3. Beteiligungen 3.000.000,00 € V. Jahresfehlbetrag –153.500,00 €

C. Verbindlichkeiten
4. Verbindlichkeiten 
aus Lieferungen und
Leistungen 51.500,00 €

7. Verbindlichkeiten 
gegenüber Unternehmen,
mit denen ein Beteili-
gungsverhältnis
besteht 102.000,00 €

Summe Aktiva 3.000.000,00 € Summe Passiva 3.000.000,00 €

6.1.4  Planbilanzen und Plan-Gewinn- und Verlustrechnungen
Windpark Niebüll GmbH & Co. KG (Emittentin) (Prognosen)



Plan-GuV Windpark Niebüll GmbH & Co. KG (Prognose)
für den Zeitraum 01.01.2011 bis 31.12.2011

8. sonstige betriebliche Aufwendungen –11.500,00 €

9. Erträge aus Beteiligungen 260.281,00 €

14. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 248.781,00 €

20. Jahresüberschuss 248.781,00 €
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Plan-Bilanz Windpark Niebüll GmbH & Co. KG (Prognose)
zum 31. Dezember 2011

Aktiva Passiva
A. Anlagevermögen A. Eigenkapital
III. Finanzanlagen I. Kommanditkapital 3.000.000,00 €

3. Beteiligungen 3.000.000,00 € IV. Verlustvortrag –153.500,00 €

V. Jahresüberschuss 248.781,00 €

B. Umlaufvermögen C. Verbindlichkeiten
II. Forderungen und 2. Verbindlichkeiten gegen-
sonstige Vermögens- über Kreditinstituten 11.500,00 €

gegenstände 4. Verbindlichkeiten aus
3. Forderungen gegen Lieferungen und
Unternehmen, mit denen Leistungen 51.500,00 €

ein Beteiligungsverhältnis
besteht 158.281,00 €

Summe Aktiva 3.158.281,00 € Summe Passiva 3.158.281,00 €



Plan-GuV Windpark Niebüll GmbH & Co. KG (Prognose)
für den Zeitraum 01.01.2012 bis 31.12.2012

8. sonstige betriebliche Aufwendungen –11.500,00 €

9. Erträge aus Beteiligungen 427.913,00 €

14. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 416.413,00 €

20. Jahresüberschuss 416.413,00 €
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Plan-Bilanz Windpark Niebüll GmbH & Co. KG (Prognose)
zum 31. Dezember 2012

Aktiva Passiva
A. Anlagevermögen A. Eigenkapital
III. Finanzanlagen I. Kommanditkapital 3.000.000,00 €

3. Beteiligungen 3.000.000,00 € V. Jahresüberschuss 416.413,00 €

B. Umlaufvermögen C. Verbindlichkeiten
II. Forderungen und 4. Verbindlichkeiten aus
sonstige Vermögens- Lieferungen u. Leistungen 31.500,00 €

gegenstände 8. sonstige Verbindlich-
3. Forderungen gegen keiten 95.281,00 €

Unternehmen, mit denen
ein Beteiligungs-
verhältnis besteht 316.194,00 €

IV. Kassenbestand, Bundes-
Bankguthaben, Guthaben
bei Kreditinstituten 
und Schecks 227.000,00 €

Summe Aktiva 3.543.194,00 € Summe Passiva 3.543.194,00 €



Plan-GuV Windpark Niebüll GmbH & Co. KG (Prognose)
für den Zeitraum 01.01.2013 bis 31.12.2013

8. sonstige betriebliche Aufwendungen –11.500,00 €

9. Erträge aus Beteiligungen 451.272,00 €

14. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 439.772,00 €

20. Jahresüberschuss 439.772,00 €
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Plan-Bilanz Windpark Niebüll GmbH & Co. KG (Prognose)
zum 31. Dezember 2013

Aktiva Passiva
A. Anlagevermögen A. Eigenkapital
III. Finanzanlagen I. Kommanditkapital 3.000.000,00 €

3. Beteiligungen 3.000.000,00 € V. Jahresüberschuss 439.722,00 €

B. Umlaufvermögen C. Verbindlichkeiten
II. Forderungen und 4. Verbindlichkeiten aus
sonstige Vermögens- Lieferungen u. Leistungen 11.500,00 €

gegenstände 8. sonstige Verbindlich-
3. Forderungen gegen keiten 301.694,00 €

Unternehmen, mit denen
ein Beteiligungs-
verhältnis besteht 497.466,00 €

IV. Kassenbestand, Bundes-
Bankguthaben, Guthaben
bei Kreditinstituten 
und Schecks 255.500,00 €

Summe Aktiva 3.752.966,00 € Summe Passiva 3.752.966,00 €
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Investitionsplan Nettobetrag in % des in % des
Investitionsvolumens Eigenkapitals

[1] Beteiligung Bürgerwindpark Niebüll 3.000.000,00 € 98,53 100,00
[2] Fondsnebenkosten 45.000,00 € 1,47 1,50
Investitionsvolumen 3.045000,00 € 100,00 101,50
Finanzierungsplan

[3] Eigenkapital 3.000.000,00 € 98,53 100,00
[4] Fremdkapital 45.000,00 € 1,47 1,50
Finanzierungsvolumen 3.045.000,00 € 100,00 101,50

Erläuterungen zum Investitions- und Finanzierungsplan (Prognose)

[1] Beteiligung Bürgerwindpark Niebüll

Die Gesellschaft beteiligt sich mit 3,00 Mio. Euro an der Bürger-
windpark Niebüll GmbH & Co. KG.  Es bestehen keine nicht nur un-
erheblichen dinglichen Belastungen des Anlageobjekts.

[2] Fondsnebenkosten

Die Fondsnebenkosten fallen an für die Kosten der Prospektauf-
stellung, die Druckkosten und Bafingebühren.

[3] Eigenkapital

Das zu platzierende Eigenkapital der Niebüller Bürger beträgt 
3,00 Mio. Euro. Das Eigenkapital soll für den Erwerb der Beteili-

gung an der Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG verwendet
werden. Da eine Kündigung des Anlegers gesellschaftsvertraglich
bis zum 31.12.2026 ausgeschlossen ist, entspricht dieses Datum
dem Fälligkeitszeitpunkt der Eigenmittel.

[4] Fremdkapital

Das Fremdkapital wird durch die Bürgerwindpark Niebüll GmbH
& Co. KG zur Verfügung gestellt. Das Fremdkapital wird mit den
prognostizierten Ausschüttungen für die Kalenderjahre 2011 und
2012 verrechnet und dadurch zurückgeführt. Es bestehen keine
nicht nur unerheblichen dinglichen Belastungen des Anlageob-
jekts. Die Emittentin wird keine Zwischenfinanzierungsmittel in
Anspruch nehmen.

Darlehen Nennbetrag Ende der Zinssatz Zinsbindung Disagio jährliche Tilgung abin € Laufzeit Tilgung
nach Ablauf der

Bürgerwind- 45.000 ersten 2 progn. 1,50 % 3 Jahre entfällt 22.500 Euro 2011park Niebüll Ausschüttungen
voraussichtl. 2012

Darlehensübersicht (Prognose)

6.2 Investitions- und Finanzierungsplan Emittentin (Prognose)
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6.3 Ergebnisprognosen (Emittentin) in Euro

Jahr 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017

I. Prognostizierte Betriebseinnahmen

[1] Ergebnisanteil Bürgerwindpark -102.000 260.281 427.913 451.272 485.121 520.087 552.769 587.358
Niebüll

Summe prognostizierte -102.000 260.281 427.913 451.272 485.121 520.087 552.769 587.358
Betriebseinnahmen

II. Prognostizierte Betriebsausgaben

[2] Geschäftsführung 4.500 4.500 4.500 4.500 4.500 4.500 4.500 4.500

[3] Steuerberatungskosten 2.000 5.000 5.000 5.000 5.000 5.000 5.000 5.000

[4] Sonstiges 45.000 2.000 2.000 2.000 2.000 2.000 2.000 2.000

Summe prognostizierte -51.500 11.500 11.500 11.500 11.500 11.500 11.500 11.500
Betriebsausgaben

III. prog. steuerliches Ergebnis -153.500 248.781 416.413 439.772 473.621 508.587 541.269 575.858

in % von 3,00 Mio € Eigenkapital -5,1% 8,3% 13,9% 14,6% 15,8% 16,9% 18,0% 19,1%

Gewerbesteuer 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

progn. steuerliches Ergebnis -153.500 248.781 416.413 439.772 473.621 508.587 541.269 575.858
nach Gewerbesteuer

Erläuterungen zur Ergebnisprognose

Die obige Tabelle zeigt die voraussichtliche Finanzlage für mindestens das laufende und
das folgende Geschäftsjahr durch Plan-Cash-Flows.

[1] Ergebnisanteil Bürgerwindpark Niebüll

Die Windpark Niebüll GmbH & Co. KG erhält 60 % des Betriebs -
ergebnisses vom Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG zuge-
wiesen. 

[2] Geschäftsführung

Die Kosten beinhalten die Haftungsvergütung der Verwaltungs-
GmbH.

[3] Steuerberatungskosten

Für die Erstellung der Buchführung, den Jahresabschluss und die
Steuererklärungen wurden jährlich 5.000,00 Euro berücksichtigt. 

[4] Sonstiges

Diese Position beinhaltet im Kalenderjahr 2010 die Kosten für die
Prospekterstellung und in den folgenden Jahren sonstige Kosten,
die nach Erfahrungswerten berücksichtigt wurden. 
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2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 Summe

  

  621.175 654.794 675.512 720.976 750.629 778.320 801.597 818.307 170.647 9.174.758

 621.175 654.794 675.512 720.976 750.629 778.320 801.597 818.307 170.647 9.174.758

  

4.500 4.500 4.500 4.500 4.500 4.500 4.500 4.500 4.500 76.500

5.000 5.000 5.000 5.000 5.000 5.000 5.000 5.000 2.000 79.000

2.000 2.000 2.000 2.000 2.000 2.000 2.000 2.000 2.000 77.000

 11.500 11.500 11.500 11.500 11.500 11.500 11.500 11.500 8.500 232.500

   609.675 643.294 664.012 709.476 739.129 766.820 790.097 806.807 162.147 8.942.258

     20,3% 21,4% 22,1% 23,6% 24,6% 25,6% 26,3% 26,9% 5,4%

0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

p   609.675 643.294 664.012 709.476 739.129 766.820 790.097 806.807 162.147 8.948.759
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6.4 Liquiditäts- und Ausschüttungsprognosen (Emittentin) in Euro

Jahr 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017

[1] progn. Ausschüttung 0 270.000 270.000 540.000 540.000 600.000 600.000 600.000          
Bürgerwindpark

[2] progn. gezahlte 11.500 31.500 31.500 11.500 11.500 11.500 11.500 11.500
Betriebsausgaben

Cash Flow -11.500 178.500 238.500 528.500 528.500 588.500 588.500 588.500

[3] Liquidität am Jahresende -11.500 227.000 255.500 574.000 592.500 671.000 659.500 648.000

[4] progn. Ausschüttung 0 210.000 210.000 510.000 510.000 600.000 600.000 600.000

progn. Ausschüttung in % 0 7% 7% 17% 17% 20% 20% 20%

Erläuterungen zur Liquiditäts- und Ausschüttungsprognose

Die obige Tabelle zeigt die voraussichtliche Finanzlage für mindestens das laufende und
das folgende Geschäftsjahr durch Plan-Cash-Flows.

[1] Ausschüttungen

Ausschüttungen der Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG an
die Windpark Niebüll GmbH & Co. KG wurden jeweils in derselben
Periode als Abfluss bzw. Zufluss berücksichtigt.

[3] Liquidität am Jahresende

Gemeint ist die Liquidität vor Ausschüttung für das jeweilige Ge-
schäftsjahr.
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2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 Summe

        600.000 600.000 900.000 900.000 900.000 1.110.000 1.110.000 1.500.000 900.000 11.940.000 

  11.500 11.500 11.500 11.500 11.500 11.500 11.500 11.500 11.500 235.000

 588.500 588.500 888.500 888.500 888.500 1.098.500 1.098.500 1.488.500 888.500 11.705.000

  636.500 625.000 943.500 962.000 980.500 1.179.500 1.228.000 1.666.500 1.055.000

 600.000 570.000 870.000 870.000 900.000 1.050.000 1.050.000 1.500.000 1.050.000 11.700.000

   20% 19% 29% 29% 30% 35% 35% 50% 35% 390%
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6.5 Wirtschaftliches Ergebnis der Beteiligung (Emittentin) in Euro
(Prognose)

Erläuterungen der Kapitalflussrechnung (Prognose)

Die Kapitalflussrechnung bezieht sich auf das wirtschaftliche
 Ergebnis eines einzelnen Kommanditisten mit einer Beteiligung
von 1.000,00 Euro. Die Beispielrechnung beruht auf die Prog -
nosezahlen, die sich aus dem Investitions- und Finanzierungsplan
sowie aus der Ergebnis- und Liquiditätsprognose ergeben. Leichte
Rundungsdifferenzen sind möglich.

[2] Ausschüttungen

Die Werte stammen aus der Liquiditätsprognose, bezogen auf
eine Beteiligung in Höhe von 1.000,00 Euro.

[3] steuerliche Einkünfte

Die steuerlichen Einkünfte ergeben sich aus dem anteiligen
 steuerlichen Ergebnis.

[4] Ertragsteuerent-/-belastung

Die Ertragsteuerent-/-belastung ergibt einen steuerlichen
 Aufwand oder Ertrag, der vom persönlichen Steuersatz abhängt.
In der Beispielrechnung wurde mit dem Spitzensteuersatz 
(42% zuzüglich 5,5% Solidaritätszuschlag ohne Kirchensteuer)
 gerechnet.

[5] Anrechnung Gewerbesteuer + Zinsabschlagsteuer

Durch die Anrechnung der Gewerbesteuer und der Zinsabschlag-
steuer wird die Einkommensteuerbelastung vermindert. Nähere
Erläuterungen unter dem Kapitel „Steuerliche Angaben“.

Rentabilität vor Steuern 

Nach der Beispielrechnung beträgt die Rentabilität ohne Berück-
sichtigung von Steuern nach der Methode des internen Zinsfußes
14,57 %.

Rentabilität nach Steuern

Nach der Beispielrechnung beträgt die Rentabilität unter Berück-
sichtigung de Höchststeuersatzes inklusive Solidaritätszuschlag
und ohne Kirchensteuer nach der Methode des internen Zinsfußes
11,29  %.

Interne Zinsfußmethode

Die errechnete Rendite nach der internen Zinsfußmethode
 bezieht sich auf das durchschnittlich effektiv gebundene
 Kapital (sog. „Wiederanlageprämisse“). Die Ergebnisse, die auf
Grundlage des internen Zinsfußes ermittelt werden, können
nur mit Ergebnissen verglichen werden, die nach der gleichen
Methode errechnet worden sind.

Jahr 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017

[1] Kommanditeinlage 1.000 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1

[2] Ausschüttungen 0 70 70 170 170 200 200 200

[3] steuerliche Einkünfte -51 83 139 147 158 170 180 192

[4] Ertragsteuerent/-belastung 23 -37 -62 -65 -70 -75 -80 -85

[5] Anrechung Gewerbesteuer + 0 9 23 25 26 27 28 29
Zinsabschlagsteuer

[6] Liquidität vor Steuern -1.000 70 70 170 170 200 200 200

[7] Liquidität nach Steuern -977 42 31 130 126 152 148 144
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2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 Summe

 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1.000

200 190 290 290 300 350 350 500 350 3.900

  203 214 221 236 246 256 263 269 54 2.981

 -90 -95 -98 -105 -109 -113 -117 -119 -24 -1.321

    31 32 33 35 36 38 39 39 8 458

  200 190 290 290 300 350 350 500 350 2.900

   141 127 225 220 227 275 272 420 334 2.037



Plan-GuV Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG (Prognose)
für den Zeitraum 01.01.2010 bis 31.12.2010

8. sonstige betriebliche Aufwendungen -20.000,00 €

13. Zinsen und ähnliche Aufwendungen -150.000,00 €

14. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 170.000,00 €

20. Jahresfehlbetrag -170.000,00 €
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Plan-Bilanz Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG (Prognose)
zum 31. Dezember 2010

Aktiva Passiva
A. Anlagevermögen A. Eigenkapital
II. Sachanlagen I. Kommanditkapital 5.000.000,00 €

4. Gel. Anzahlungen V. Jahresfehlbetrag –170.000,00 €

u. Anlagen im Bau 10.000.000,00 € B. Rückstellungen
3. Sonstige Rückstellungen 10.000,00 €

C. Rechnungsabgrenzung 40.000,00 € C. Verbindlichkeiten
2. Verbindlichkeiten 
gegenüber 
Kreditinstituten 5.200.000,00 €

Summe Aktiva 10.400.000,00 € Summe Passiva 10.400.000,00 €

6.6 Planbilanzen und Plan-Gewinn- und Verlustrechnungen
Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG (Prognosen)



Plan-GuV Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG (Prognose)
für den Zeitraum 01.01.2011 bis 31.12.2011

1. Umsatzerlöse 3.583.709,00 €

7. Abschreibungen –1.395.222,00 €

8. sonstige betriebliche Aufwendungen –804.434,00 €

11. sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 13.000,00 €

13. Zinsen und ähnliche Aufwendungen –919.940,00 €

14. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 477.113,00 €

18. Steuern vom Einkommen und Ertrag -43.311,00 €

20. Jahresüberschuss 433.802,00 €
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Plan-Bilanz Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG (Prognose)
zum 31. Dezember 2011

Aktiva Passiva
A. Anlagevermögen A. Eigenkapital
II. Sachanlagen I. Kommanditkapital 5.000.000,00 €

2. Technische Anlagen IV. Verlustvortrag –170.000,00 €

und Maschinen 24.334.778,00 € V. Jahresüberschuss 433.802,00 €

B. Umlaufvermögen C. Verbindlichkeiten
II. Forderungen und 2. Verbindlichkeiten ggü.
sonstige Vermögens- Kreditinstituten 21.000.000,00 €

gegenstände
1. Forderungen aus Liefer-
ungen und Leistungen 172.531,00 €

IV. Kassenbestand, Bundes-
Bankguthaben, Guthaben
bei Kreditinstituten 
und Schecks 1.756.493,00 €

C. Rechnungsabgrenzung 500.000,00 €

Summe Aktiva 26.763.802,00 € Summe Passiva 26.763.802,00 €



Plan-GuV Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG (Prognose)
für den Zeitraum 01.01.2012 bis 31.12.2012

1. Umsatzerlöse 4.479.636,00 €

7. Abschreibungen –1.694.667,00 €

8. sonstige betriebliche Aufwendungen –987.552,00 €

11. sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 28.000,00 €

13. Zinsen und ähnliche Aufwendungen –1.002.625,00 €

14. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 822.792,00 €

18. Steuern vom Einkommen und Ertrag –109.604,00 €

20. Jahresüberschuss 713.188,00 €
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Plan-Bilanz Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG (Prognose)
zum 31. Dezember 2012

Aktiva Passiva
A. Anlagevermögen A. Eigenkapital
II. Sachanlagen I. Kommanditkapital 5.000.000,00 €

2. Technische Anlagen IV. Verlustvortrag –186.198,00 €

und Maschinen 22.640.111,00 € V. Jahresüberschuss 713.188,00 €

B. Umlaufvermögen B. Rückstellungen
II. Forderungen und 3. Sonstige Rück-
sonstige Vermögens- stellungen 30.000,00 €

gegenstände C. Verbindlichkeiten
1. Forderungen aus Liefer- 2. Verbindlichkeiten ggü.
ungen und Leistungen 191.253,00 € Kreditinstituten 20.500.000,00 €

IV. Kassenbestand, Bundes-
Bankguthaben, Guthaben
bei Kreditinstituten 
und Schecks 2.775.626,00 €

C. Rechnungsabgrenzung 450.000,00 €

Summe Aktiva 26.056.990,00 € Summe Passiva 26.056.990,00 €



Plan-GuV Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG (Prognose)
für den Zeitraum 01.01.2013 bis 31.12.2013

1. Umsatzerlöse 4.479.636,00 €

7. Abschreibungen –1.694.667,00 €

8. sonstige betriebliche Aufwendungen –1.004.796,00 €

11. sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 36.000,00 €

13. Zinsen und ähnliche Aufwendungen –949.838,00 €

14. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 866.335,00 €

18. Steuern vom Einkommen und Ertrag –114.215,00 €

20. Jahresüberschuss 752.120,00 €
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Plan-Bilanz Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG (Prognose)
zum 31. Dezember 2013

Aktiva Passiva
A. Anlagevermögen A. Eigenkapital
II. Sachanlagen I. Kommanditkapital 5.000.000,00 €

2. Technische Anlagen IV. Gewinnvortrag 76.990,00 €

und Maschinen 20.945.444,00 € V. Jahresüberschuss 752.120,00 €

B. Umlaufvermögen B. Rückstellungen
II. Forderungen und 3. Sonstige Rück-
sonstige Vermögens- stellungen 50.000,00 €

gegenstände C. Verbindlichkeiten
1. Forderungen aus Liefer- 2. Verbindlichkeiten ggü.
ungen und Leistungen 202.083,00 € Kreditinstituten 18.875.000,00 €

IV. Kassenbestand, Bundes-
Bankguthaben, Guthaben
bei Kreditinstituten 
und Schecks 3.206.583,00 €

C. Rechnungsabgrenzung 400.000,00 €

Summe Aktiva 24.754.110,00 € Summe Passiva 24.754.110,00 €
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6.7 Investitions- und Finanzierungsplan (BWN) (Prognose)

Investitionsplan Nettobetrag in % des in % des
Investitionsvolumens Eigenkapitals

[1] Windenergieanlage inkl. Fundament und Reserve 22.000.000,00 € 83,01 440,00
[2] Infrastruktur 2.800.000,00 € 10,56 56,00
[5] 4% Disagio KfW-Erneuerbare-Energien-Programm 400.000,00 € 1,50 8,00
[3] Zwischenfinanzierung, Notar, Gericht, Reserve, Rundung 1.300.000,00 € 4,93 26,00
Investitionsvolumen 26.500.000,00 € 100,00 530,00
Finanzierungsplan

[4] Eigenkapital 5.000.000,00 € 18,86 100,00
[5] Fremdkapital KfW-Erneuerbare Energien Programm 10.000.000,00 € 37,74 200,00
[5] Fremdkapital Bankdarlehen 11.500.000,00 € 43,40 230,00
Finanzierungsvolumen 26.500.000,00 € 100,00 530,00

Erläuterungen zum Investitions- und Finanzierungsplan (Prognose)

[1] Windenergieanlage inkl. Fundament und Reserve

Die Windenergieanlagen werden von der Firma Vestas erworben.
Es liegt ein unterzeichneter Kaufvertrag über die Lieferung und
Montage von fünf Windenergieanlagen inklusive Fundamente des
Typs Vestas V112-3,0 vor. Der Kaufpreis für die fünf WEA beträgt
voraussichtlich 21,6 Mio. Euro. 

Bei den Kosten der Windenergieanlagen inkl. Fundamente wurde
eine Reserve in Höhe von ca. 400.000,00 Euro berücksichtigt.

[2] Infrastruktur

Die für den Betrieb aller Windenergieanlagen erforderliche Infra-
struktur wurde mit 2,8 Mio. Euro berücksichtigt. Darin enthalten
sind der Wegebau, die Stellflächen, der Netzanschluss und der Er-
werb von Ausgleichsflächen. Die Kosten für die Infrastruktur sind
teilweise geschätzte Kosten, die sich witterungsbedingt erhöhen
können. 

[3] Zwischenfinanzierung, Notar, Gericht, Reserve, Rundung

Hierbei handelt es sich um Gründungskosten, Prospekterstel-
lungskosten, Kosten im Zusammenhang mit der Fremdfinanzie-
rung des Projektes sowie um eine allgemeine Reserve. Von der
Reserve wurden aus Vereinfachungsgründen 600.000,00 Euro als
Windenergieanlagen mit abgeschrieben. Die Zwischenfinanzie-
rungszinsen wurden mit 250.000 Euro berücksichtigt.

Hinsichtlich der Zwischenfinanzierung liegt eine Finanzierungs-
zusage vor, die unter Vorbehalt steht, dass wesentliche Bedingun-
gen eingehalten werden müssen, die zum Zeitpunkt der
Prospektaufstellung noch nicht erfüllt wurden.

[4] Eigenkapital

Das zu platzierende Eigenkapital beträgt 5.000.000 Euro und glie-
dert sich auf in 3.000.000 Euro durch den Windpark Niebüll
GmbH & Co. KG und in 2.000.000 Euro durch den Windpark Got-
teskoog GmbH & Co. KG. Da eine Kündigung des Anlegers gesell-
schaftsvertraglich bis zum 31.12.2026 ausgeschlossen ist, ent-
spricht dieses Datum dem Fälligkeitszeitpunkt der Eigenmittel.

[5] Fremdmittel

Ökologische Investitionen werden durch Mittel aus dem KfW-
Umweltprogramm über die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW)
gefördert.

10,0 Mio. Euro werden voraussichtlich über eine Laufzeit von 
15 Jahren, zwei tilgungsfreien Jahren und einer Zinsbindung von
10 Jahren finanziert.

7 Mio. Euro werden voraussichtlich über eine Laufzeit von 15 Jahren
und einer Zinsbindung von 10 Jahren finanziert.

4,5 Mio. Euro werden voraussichtlich über eine Laufzeit von 10 Jah-
ren und einer Zinsbindung von 10 Jahren finanziert.

Die Finanzierungsverträge sehen einen Zinssatz der KfW-Förder-
bank bzw. der Landesbank zuzüglich einer Bankenmarge von
1,00% vor. Aus Sicherheitsgründen wurden nicht die aktuellen
Zinssätze nach den Bankenvorgaben, sondern ein höherer  Zins-
satz in Höhe von 4,5% angesetzt.

Hinsichtlich der Fremdfinanzierung liegt eine Finanzierungszu-
sage vor, die unter Vorbehalt steht, dass wesentliche Bedingungen
eingehalten werden müssen, die zum Zeitpunkt der Prospektauf-
stellung noch nicht erfüllt wurden.

Die Windenergieanlagen werden im Rahmen der Fremdfinanzie-
rung an die finanzierenden Kreditinstitute sicherungsübereignet.
Darüber hinaus werden die Ansprüche aus den Einspeisevergü-
tungen sowie die Rechte aus allen sonstigen zum Betrieb der WEA
erforderlichen Verträgen an die finanzierenden Banken abgetre-
ten. Darüber hinaus bestehen keine nicht nur unerheblichen ding-
lichen Belastungen der WEA.
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Darlehen Nennbetrag Ende der Zinssatz Zinsbindung Disagio jährliche Tilgung abin € Laufzeit Tilgung
nach Ablauf 4% des

KfW- 10.000.000 von 15 Jahren; 4,50 % 10 Jahre Nennbetrages 833.333 Euro 2013Darlehen voraussichtlich = 400.000
2024 Euro

nach Ablauf
Bank- 7.000.000 von 15 Jahren; 4,50 % 10 Jahre entfällt 538.462 Euro 2012Darlehen voraussichtlich

2025
nach Ablauf

Bank- 4.500.000 von 10 Jahren; 4,50 % 10 Jahre entfällt 461.538 Euro 2011Darlehen voraussichtlich
2021

Darlehensübersicht (Prognose)
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6.8 Ergebnis- und Liquiditätsprognosen in Euro (BWN)

Jahr 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017

I. Prognostizierte Betriebseinnahmen

[1] Einspeisevergütung 0 3.583.709 4.479.636 4.479.636 4.479.636 4.479.636 4.479.636 4.479.636
bei 47.055.000 kWh

[2] progn. Zinserträge 0 13.000 28.000 36.000 35.000 34.000 29.000 28.000

Summe prognostizierte 0 3.596.709 4.507.636 4.515.636 4.514.636 4.513.636 4.508.636 4.507.636
Betriebseinnahmen

II. Prognostizierte Betriebsausgaben

[3] Nutzungsvergütung Pachträume 0 184.435 229.232 229.232 229.232 229.232 229.232 229.232
und ähnliches

[4] Vestas AOM Service-Paket 0 415.487 522.605 538.057 553.818 569.895 586.292 603.018
mit 2% indexiert

[5] Versicherungen 0 28.000 28.560 29.131 29.714 30.308 30.914 31.533
mit 2% indexiert

[6] progn. Rückbau 0 14.000 16.666 16.666 16.666 16.666 16.666 16.666
Windenergieanlagen

[7] technische und kaufm. 0 107.511 134.389 134.389 134.389 134.389 134.389 134.389
Geschäftsführung/Verwaltung

[8] Steuerberatungskosten 10.000 20.000 20.400 20.808 21.224 21.649 22.082 22.523

[9] Sonstiges 10.000 35.000 35.700 36.414 37.142 37.885 38.643 39.416

[10] lineare Abschreibung 0 1.395.222 1.694.667 1.694.667 1.694.667 1.694.667 1.694.667 1.694.667
§ 7 Abs. 1 EStG

[11] Disagio, Strukturierungs- 0 47.667 52.000 52.000 52.000 52.000 52.000 52.000
Gebühr Bank

[12] Zinsaufwendungen 0 772.273 950.625 897.938 816.917 733.500 650.083 566.667

[13] Zwischenfinanzierung, Aval 150.000 100.000 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 2

Summe prognostizierte 170.000 3.119.595 3.684.844 3.649.301 3.585.769 3.520.190 3.454.968 3.390.110
Betriebsausgaben

III. prog. steuerliches Ergebnis -170.000 477.113 822.792 866.335 928.867 993.446 1.053.668 1.117.526

in % von 5,00 Mio € Eigenkapital -3,4% 9,5% 16,5% 17,3% 18,6% 19,9% 21,1% 22,4%

Gewerbesteuer 0 43.311 109.604 114.215 120.332 126.634 132.386 138.597

progn. steuerliches Ergebnis -170,000 433.802 713.188 752.120 808.535 866.812 921.282 978.929
nach Gewerbesteuer

Anteil Windpark Niebüll -102.000 260.281 427.913 451.272 485.121 520.087 552.769 587.358

Erläuterungen zur Ergebnisprognose

[1] Einspeisevergütung bei 47.055.000 kWh
Die Einnahmen berechnen sich aus der Menge der eingespeisten
Energie, welche vom Jahreswindaufkommen abhängig ist, sowie
der Höhe der Einspeisevergütung. Die Einspeisevergütung wurde
inklusive Systemleistungsbonus mit 9,52 Cent/kWh für 5 Wind -
energieanlagen berücksichtigt. Dieser Zusammenhang ist im
 Abschnitt „Windverhältnisse und Energieertrag“ auf Seite 36
 detailliert beschrieben.

[2] progn. Zinserträge
Für die Verzinsung der Guthaben wurde ein Zinssatz von 1,5%
 zugrunde gelegt.

[3] Nutzungsvergütung Pachträume und ähnliches
In dieser Position sind die Nutzungsvergütungen für die erforder-
lichen Anlagenstandorte, die Wege- und Kabelflächen sowie wei-
tere Nutzungsentschädigungen und freiwillige Spenden an
gemeinnützige Vereine aus Niebüll enthalten.

[4] Vestas AOM Service Paket mit 2 % indexiert
Für die WEA V 112 wurde  mit der Firma Vestas Deutschland GmbH
das „Service and Availability Agrement AOM 4000 (VSPP GK)-
Paket“ über eine Laufzeit von 15 Jahren abgeschlossen. Die  
Kosten wurden entsprechend des  Vertrages berücksichtigt und
jährlich mit 2% indexiert.

[5] Versicherung mit 2 % indexiert
Diese Position beinhaltet eine Rechtschutzversiche-rung und eine
Subsidärversicherung für die Windener-gieanlagen im Zu-
sammenhang mit dem Abschluss eines Vestas AOM Service Paket
von Vestas. Die voraussichtlichen Kosten wurden jährlich mit 2%
indexiert. Die Verträge sehen vorerst eine Laufzeit von 3 Jahren
vor und beinhalten einen Selbstbehalt von 2.500 Euro pro Scha-
densfall. Die Verträge sind noch nicht unterzeichnet.

[6] progn. Rückbau Windenergieanlagen
Für den Rückbau der Windenergieanlage wurden 50.000,00 Euro
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2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 Summe

  

 4.479.636 4.479.636 4.479.636 4.479.636 4.479.636 4.479.636 4.479.636 4.479.636 895.927 67.194.540
  

  27.000 27.000 27.000 20.000 20.000 21.000 14.000 14.000 10.000 383.000

 4.506.636 4.506.636 4.506.636 4.499.636 4.499.636 4.500.636 4.493.636 4.493.636 905.927 67.577.540

  

 229.232 229.232 229.232 229.232 229.232 229.232 229.232 229.232 50.046 3.443.727
 

  620.079 637.480 655.230 673.334 691.801 710.637 729.850 749.447 150.000 9.407.031
  

32.163 32.806 33.463 34.132 34.814 35.511 36.221 36.945 10.000 494.216
  

 16.666 16.666 16.666 16.666 16.666 16.666 16.666 16.666 2.676 250.000

  134.389 134.389 134.389 134.389 134.389 134.389 134.389 134.389 26.878 2.015.836

22.974 23.433 223.902 24.380 24.867 25.365 25.872 26.390 15.000 370.868

40.204 41.008 41.828 42.665 43.518 44.388 45.276 46.182 30.000 645.270

 1.694.667 1.694.667 1.694.667 1.694.667 1.694.667 1.694.667 1.694.667 1.694.667 299.445 25.420.000
    

 52.000 52.000 52.000 52.000 52.000 52.000 52.000 52.000 4.333 520.000
 

483.250 399.833 340.629 274.512 201.807 129.102 56.397 2.786 0 7.276.319

 0 0 0 0 0 0 0 0 0 250.000

 3.325.623 3.261.515 3.222.006 3.128.310 3.071.762 3.019.957 2.968.569 2.936.704 584.045 50.093.267

   1.181.013 1.245.121 1.284.630 1.371.326 1.427.874 1.480.679 1.525.067 1.556.932 321.882 17.484.271

     23,6% 24,9% 25,7% 27,4% 28,6% 29,6% 30,5% 31,1% 6,4%

145.721 153.798 158.776 169.700 176.825 183.479 189.071 193.086 37.470 2.193.005

  1.035.292 1.091.323 1.125.854 1.201.626 1.251.049 1.297.200 1.335.996 1.363.846 284.412 15.291.266
 

  621.175 654.794 675.512 720.976 750.629 778.320 801.597 818.307 170.647 9.174.759

berücksichtigt und steuerlich jährlich linear über 15 Jahre zurück-
gestellt.
[7] technische und kaufmännische Verwaltung
Diese Position beinhaltet die Haftungsvergütung der Verwal-
tungs-GmbH, die Kosten für die Geschäftsführung und die Kosten
für die technische Betriebsführung.
[8] Steuerberatungskosten
Für die Erstellung der Buchführung, den Jahresabschluss und die
Steuererklärungen wurden jährlich (mit 2% indexiert) 20.000,00
Euro berücksichtigt.

[9] Sonstiges
Unter die Kosten fallen Eigenstromverbrauch, Avalprovisionen, 
ev. Selbstbehalt Versicherungen, Kosten Gesellschafterversamm-
lung, Telefonkosten, Fernüberwachung, etc.

[10] lineare Abschreibung
In der Planrechung wurden die Windenergieanlagen linear über
eine Nutzungsdauer von 15 Jahren abgeschrieben. Weitere Hin-
weise unter „Steuerliche Angaben“.

[11] Disagio, Strukturierungsgebühr
Für die KfW-Darlehen wird ein einmaliges Disagio in Höhe von 4%
entrichtet. Die Bank erhält für die umfangreiche Kreditbegleitung
und Bearbeitung ein Strukturierungsentgelt. Beide Beträge sind
als aktiver Rechnungsabgrenzungsposten handels- und steuer-
rechtlich über 10 Jahre aufzulösen.

[12] Zinsaufwendungen
Die Positionen enthalten die voraussichtlichen Zinsaufwendun-
gen für die in Anspruch zu nehmende Fremdfinanzierung.

Anteil Windpark Niebüll
Die Windpark Niebüll GmbH & Co. KG erhält 60 % des Betriebs -
ergebnisses vom Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG. 
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6.9 Liquiditäts- und Ausschüttungsprognosen in Euro (BWN)

Jahr 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017

[1] progn. steuerliches Ergebnis -170.000 433.802 713.188 752.120 808.535 866.812 921.282 978.929
nach Gewerbesteuer

[2] + Abschreibung und sonstige 170.000 1.495.222 1.694.667 1.694.667 1.694.667 1.694.667 1.694.667 1.694.667
finanzierte Kosten

[3] + Rückbaurückstellung 0 14.000 16.666 16.666 16.666 16.666 16.666 16.666

[4] + Disagio, Strukturierungs- 0 47.667 52.000 52.000 52.000 52.000 52.000 52.000
Gebühr

[5] – Rückbau Windenergieanlagen 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 2

[6] – Zinsabschlag (inkl. SolZ) 0 3.429 7.386 9.496 9.233 8.969 7.650 7.386

[7] – Tilgung Darlehen 0 230.769 1.000.000 1.625.000 1.833.333 1.833.333 1.833.333 1.833.333

Cash Flow 0 1.756.493 1.469.135 880.957 729.302 787.843 843.632 901.543

Liquidität am Jahresende 0 1.756.493 2.775.626 3.206.583 3.035.884 2.923.726 2.767.357 2.668.899

[8] progn. Ausschüttung 0 450.000 450.000 900.000 900.000 1.000.000 1.000.000 1.000.000

progn. Ausschüttung in % 0 9% 9% 18% 18% 20% 20% 20%

progn. Anteil Windpark Niebüll 0 270.000 270.000 540.000 540.000 600.000 600.000 600.000

Erläuterungen zur Liquiditäts- und Ausschüttungsprognose

[3] und [5] Rückbaurückstellung

Für den Rückbau der Windenergieanlage wird eine Rückstellung
in Höhe von 50.000,00 Euro gebildet. Da die Beträge nicht abflie-
ßen, sind die Beträge bei der Liquiditätsbetrachtung hinzuzurech-
nen. Ein Liquiditätsabfluss wurde in der Planung [5] im Jahr 2026
in Höhe der geschätzten Beträge in Höhe von 250.000,00 Euro
 berücksichtigt.

[4] Disagio, Strukturierungsgebühr Bank

Die Posten sind handels- und steuerrechtlich über 10 Jahre zu ver-
teilen. Für die Liquiditätsbetrachtung muss dieses hinzugerechnet
werden, da die Zahlungen im Jahr 2010 bzw. 2011 erfolgen sollen.

[6] Zinsabschlagsteuer (inkl. SolZ)

Siehe im Einzelnen Kapitel „Steuerliche Angaben“.

[7] Tilgungen Darlehen

Die Posten beinhalten die voraussichtlichen Tilgungen des Fremd-
kapitals innerhalb der unterschiedlichen Laufzeiten.

[8] progn. Ausschüttungen

Nach Beschluss der Gesellschafterversammlung können Aus-
schüttungen an die Gesellschafter erfolgen. Die Geschäftsführung
hat den Jahresabschluss innerhalb der ersten 6 Monate des Fol-
gejahres aufzustellen. Es ist daher davon auszugehen, dass die
prognostizierten Ausschüttungen jeweils zum 31. Juli des Folge-
jahres erfolgen.

Liquiditätsreserve

Nicht ausgeschüttete Überschüsse werden in die Liquiditätsre-
serve eingestellt. Die notwenige Liquiditätsreserve ergibt sich aus
den Mindestanforderungen der finanzierenden Banken. Es ist
während der Fremdfinanzierung eine zu verpfändende Liquidi-
tätsreserve in Höhe von voraussichtlich 50% des Jahreskapital-
dienstes zu leisten.
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2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 Summe

  1.035.292 1.091.323 1.125.854 1.201.626 1.251.049 1.297.200 1.335.996 1.363.846 284.412 15.291.266
 

    1.694.667 1.694.667 1.694.667 1.694.667 1.694.667 1.694.667 1.694.667 1.694.667 299.445 25.690.000
 

  16.666 16.666 16.666 16.666 16.666 16.666 16.666 16.666 2.676 250.000

   52.000 52.000 52.000 52.000 52.000 52.000 52.000 52.000 4.333 520.000

  0 0 0 0 0 0 0 0 250.000 250.000

   7.122 7.122 7.122 5.276 5.276 5.539 3.693 3.693 2.638 101.035

  1.833.333 1.833.333 1.833.333 1.487.179 1.371.795 1.371.795 1.371.795 208.333 0 21.500.000

 958.170 1.014.201 1.048.732 1.472.504 1.637.311 1.683.199 1.723.841 2.915.153 338.228 19.900.231

  2.627.068 2.641.268 2.689.998 2.614.835 2.700.145 2.831.344 2.653.184 3.666.336 1.500.230

 1.000.000 1.000.000 1.500.000 1.500.000 1.500.000 1.850.000 1.850.000 2.500.000 1.500.000 19.900.000

   20% 20% 30% 30% 30% 37% 37% 50% 30% 398%

   600.000 600.000 900.000 900.000 900.000 1.110.000 1.110.000 1.500.000 900.000 11.940.000
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6.10 Sensitivitätsanalysen – Abweichungen von der Prognose
6.10.1 Einflussfaktoren allgemein
Der wirtschaftliche Erfolg dieses Beteiligungsangebots hängt von verschiedenen Einfluss-
faktoren ab. Die Entwicklung dieser Faktoren im Laufe der nächsten Jahre kann heute nur
schwer abgeschätzt werden. Der tatsächliche Erfolg einer Beteiligung kann deshalb von
den in der Ergebnis- und Liquiditätsprognose dargestellten Werten u.U. erheblich nach oben
oder unten abweichen. Im Rahmen dieses Beteiligungsangebots sind wesentliche Abwei-
chungen von den prognostizierten Werten zurückzuführen auf:
1. Die Unterschreitung der tatsächlich erzielten Einspeiseerlöse aufgrund einer geringeren
Stromproduktion als prognostiziert (Jahresenergieertrag).

2. Instandhaltungs-/Reparaturaufwendungen
3. Kombination beider Szenarien
Wirtschaftliche Auswirkungen dieser wesentlichen Einflussfaktoren werden in diesem
 Kapitel ausführlich dargestellt.

6.10.2 Einspeisevergütungen
Im folgenden Schaubild werden die wirtschaftlichen Auswirkungen einer Unter- bzw. Über-
schreitung der in den Prognosen zugrunde gelegten Einspeisevergütungen dargestellt. Im
Falle einer Unterschreitung des prognostizierten Jahresenergieertrags reduziert sich die
jährliche Summe der monatlichen Zahlungen des Energieversorgungsunternehmens an die
Betreibergesellschaft.
Entsprechend dem folgenden Schaubild verringert bzw. erhöht sich die Gesamtausschüt-
tung bei einer Unter- bzw. Überschreitung der prognostizierten Jahresenergieerträge um
jeweils 10% auf 90% bzw. 110%.
Bei einer Überschreitung der Jahresenergieerträge um 10 % sinkt die gesetzliche Vergütung
deutlich schneller, so dass sich Ausschüttungen voraussichtlich 423 % betragen würden. Bei
einer Unterschreitung des Jahresenergieertrages um 10 % sinken die kumulierten Ausschüt-
tungen voraussichtlich auf 292 %.
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6.10.3 Instandhaltungs-/Reparaturaufwendungen
Die in der Ergebnis- und Liquiditätsprognose für den Bereich Instandhaltung/Wartung/
Reparaturen sind Aufwendungen in Höhe von 9,4 Mio. Euro berücksichtigt. Es wurde
 berücksichtigt, dass mit dem Windenergieanlagenhersteller Vestas Deutschland GmbH ein
Vollwartungsvertrag mit einer Laufzeit von 15 Jahren abgeschlossen wurde.

Da grundsätzlich das Insolvenzrisiko eines jeden Windenergieherstellers besteht, wurden
im untenstehenden Schaubild Abweichungen der Wartungs- und Reparaturaufwendungen
vom ersten Jahr an in Höhe von 50 % dargestellt. Bei einem Anstieg der Kosten von 50 %
ergibt sich eine kumulierte Ausschüttung in Höhe von 292 %. Bei einem Absinken der Kosten
um 50 % ergibt sich eine kumulierte Ausschüttung in Höhe von 480 %.
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6.10.4 Kombination beider Szenarien („worst case“-Szenario)
Das Schaubild zeigt eine Kumulation von eintretenden Risiken. Es wird ausgegangen von
einem Absinken des Jahresenergieertrags in Höhe von 10 % sowie von gestiegenen
 Aufwendungen für Reparaturen und Wartung in Höhe von 50 %. Bei der beschriebenen
 Kumulation von Risiken sinkt die kumulierte Ausschüttung auf 158 %.
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Jahr Investitionen in Euro Produktion in kWh Umsatz in Euro Ergebnis in Euro

2010 10.040.000 37.644.002 3.583.709 -170.000
2011 16.460.000 47.055.000 4.479.636 433.802
2012 0 47.055.000 4.479.636 713.188
2013 0 47.055.000 4.479.636 752.120

6.11 Planzahlen gem. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 VermVerkProspV (Prognose)
6.11.1 Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG (Prognose)

Jahr Investitionen in Euro Produktion in kWh Umsatz in Euro Ergebnis in Euro

2010 3.045.000 0 0 -153.000
2011 0 0 0 248.781
2012 0 0 0 416.413
2013 0 0 0 439.621

6.11.2 Windpark Niebüll GmbH & Co. KG (Emittentin) (Prognose)

Die Investitionen der Emittentin betreffen die Anschaffung der Kommanditanteile der Bür-
gerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG sowie die Kosten inkl. Nebenkosten für die Prospek-
taufstellung. Die Emittentin ist zu 60% am Ergebnis der Bürgerwindpark Niebüll GmbH &
Co. KG beteiligt.
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7. Wichtige Verträge und Vertragspartner
7.1 Verträge
7.1.1 Gesellschaftsvertrag der Windpark Niebüll GmbH & Co. KG

§ 1 
Firma, Sitz

1. Die Firma der Gesellschaft lautet:

Windpark Niebüll GmbH & Co. KG

2. Die Gesellschaft hat ihren Sitz in 25899 Niebüll. Eine Ände-
rung des Gesellschaftssitzes ist nur durch einstimmigen
 Gesellschafterbeschluss möglich.

§ 2
Gegenstand der Gesellschaft

1. Gegenstand der Gesellschaft ist die Errichtung und der
 Betrieb von regenerativen Energieanlagen. 

2. Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen be-
rechtigt, die zur Erreichung des Gesellschaftszweckes notwen-
dig oder zweckmäßig erscheinen.

3. Die Gesellschaft ist berechtigt, sich an anderen Unternehmen,
die die Nutzung regenerativer Energie zum Ziel haben, zu be-
teiligen oder solche zu erwerben. Insbesondere ist die Gesell-
schaft berechtigt, sich an der  Bürgerwindpark Niebüll GmbH
& Co. KG zu beteiligen.

§ 3
Dauer der Gesellschaft,

Kündigung, Geschäftsjahr

1. Die Gesellschaft wird auf unbestimmte Zeit errichtet.

2. Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

3. Jeder Kommanditist kann seine Mitgliedschaft in der Gesell-
schaft unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 12 Mona-
ten zum Ende eines Kalenderjahres, erstmals zum 31.12.2026,
durch eingeschriebenen Brief gegenüber der Gesellschaft
kündigen. Für die Fristwahrung ist der Eingang der Kündigung
bei der persönlich haftenden Gesellschafterin maßgebend.
Die Kündigung hat nicht die Auflösung  der Gesellschaft, son-
dern lediglich das Ausscheiden des kündigenden Gesellschaf-
ters zur Folge, es sei denn, die Gesellschafterversammlung
beschließt innerhalb einer Frist von sechs Monaten nach
 Zugang der  Kündigungserklärung die Liquidation der Gesell-
schaft. In diesem Falle nimmt auch der kündigende Komman-
ditist nur an der Liquidation der  Gesellschaft  teil.

4. Die weiteren Wirkungen der Kündigung richten sich nach 
§§ 17 und 18 dieses Vertrages.

§ 4 
Gesellschafter, Einlagen

1. Persönlich haftende Gesellschafterin ist die Bürgerwindpark
Niebüll Verwaltungs GmbH, 25899 Niebüll. Sie leistet keine
Einlage und ist am Vermögen sowie – vorbehaltlich der Be-
stimmungen der § 8 - am Ergebnis der Gesellschaft nicht be-
teiligt.

2. Gründungskommanditisten mit folgenden Haft- und Pflicht-
einlagen sind:

Jannsen, Ralph 500,00 €

Limbrecht, Ursel 500,00 €

Martensen, Holger 500,00 €

Nahnsen, Ernst 500,00 €

Petersen, Rolf 500,00 €

Tramm, Thorben 500,00 €

Summe 3.000,00 €

Die Einlagen sind bis spätestens zum 02.12.2009 auf das
 Gesellschaftskonto bei der VR-Bank Niebüll e.G. einzuzahlen.
Verspätete Einlagen sind mit 10 % p. a. zu verzinsen.

3. Das Kommanditkapital der Gesellschaft soll zur Erreichung
des Gesellschaftszwecks und zur Durchführung der Investi-
tionen nach Maßgabe des § 5 auf eine Pflicht- und Haftein-
lage in Höhe von insgesamt 3.000.000,00 EUR (in Worten:
drei-null-null-null-null-null-null EURO) durch die Aufnahme
weiterer Kommanditisten angehoben werden. Es ist beabsich-
tigt, dass die Zeichnung mit der Vollplatzierung geschlossen
wird, d.h. dass ab diesem Zeitpunkt keine weiteren Kom-man-
ditisten in die Gesellschaft aufgenommen werden. Für den
Fall, dass 4 Wochen nach Veröffentlichung der Mitteilung über
die Beitrittsmöglichkeit in die Gesellschaft im Nordfriesland
Tageblatt kein Kommanditkapital in Höhe von Euro
3.000.000,00 erreicht wird, wird die Gesellschaft mit den be-
reits beigetretenen Kommanditisten fortgeführt. Eine Betei-
ligung als Kommanditist ist ausschließlich volljährigen
Einwohnerinnen und Einwohnern vorbehalten, die am Stich-
tag 01.11.2009 ihren Hauptwohnsitz in Niebüll hatten. Als Ein-
wohner/in in diesem Sinne gilt auch, wer selbst zwar nicht
seinen Hauptwohnsitz in Niebüll hat, aber volljähriger Eigen-
tümer von Landflächen ist, die im Planungsgebiet des jewei-
ligen Projektes bzw. innerhalb der Abstandsflächen/
Schutzzonen der hier errichteten WEA liegen. Neben dem vor-
genannten Personenkreis erhält die Stadt Niebüll oder ein von
dieser benannter Dritter die Möglichkeit, sich mit einem Kom-
manditanteil von bis zu 10.000,00 € an der Gesellschaft zu
beteiligen. Die Kommanditisten werden mit Hafteinlagen von
Euro 1,00 pro Euro 1,00 der Pflichteinlagen in das Handels -
register eingetragen. 

4. Der einzelne Kommanditanteil beträgt mindestens 500,00 €.
Höhere Kommanditanteile müssen durch 500,00 € teilbar
sein. Die Ausgabe der einzelnen Kommanditanteile erfolgt in
Ausgaberunden, bis das benötigte Kommanditkapital in Höhe
von 3 Mio. EUR abzüglich der von der Stadt Niebüll nach Nr. 3
Satz 6 gezeichneten Beteiligung erreicht ist. In der ersten Aus-
gaberunde erhält jeder Beitrittswillige zunächst höchstens
einen Kommanditanteil in Höhe von 500,00 € zugeteilt, bis
sämtliche Beitrittswünsche mit mindestens einem Komman-
ditanteil in Höhe von 500,00 € berücksichtigt worden sind.
In einer zweiten Zuteilungsrunde wird allen Beitrittswilligen,
die eine höhere Kommanditbeteiligung erwerben möchten,
ein Beteiligungsbetrag in Höhe von weiteren 500,00 € zuge-
teilt, bis alle Zuteilungswünsche in Höhe dieser weiteren
500,00 € berücksichtigt worden sind. Dieses Verfahren wird
solange fortgesetzt, bis das gesamte Kommanditkapital in
Höhe von 3 Mio. EUR erreicht ist bzw. bis das nach Ablauf der
Zeichnungsfrist gezeichnete Kommanditkapital vollständig
aufgeteilt wurde. Sofern vor Durchführung der letzten Zutei-
lungsrunde das zu verteilende Kommanditkapital nicht mehr
ausreicht, um eine vollständige Runde durchzuführen, wer-
den die noch zu verteilenden Beteiligungsbeträge im Losver-
fahren vergeben. In diesem Losverfahren wird unter allen
verbliebenen Beitrittswilligen eine Reihenfolge der Zuteilun-
gen festgelegt. Kommanditisten haben darüber hinaus die
Möglichkeit, sich in den einzelnen Ausgaberunden für jeden
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ihrer minderjährigen Abkömmlinge, die vor dem 1. November
2009 geboren wurden, mit Erstwohnsitz in der Gemeinde
Niebüll weitere 500,00 € zuteilen zu lassen (nachfolgend
„Abkömmlingenzuteilung“). Die Kommanditisten haben
dabei der  Geschäftsführung der Gesellschaft gegenüber die
Inanspruchnahme der Abkömmlingenzuteilung mit ihrem
Beitritt zu erklären und die Anzahl sowie Namen ihrer min-
derjährigen Abkömmlinge anzugeben, für die sie die Ab-
kömmlingenzuteilung wünschen. Nach Aufforderung der
Geschäftsführung haben die Kommanditisten die Anzahl
ihrer Abkömmlinge nebst deren Erstwohnsitz nachzuweisen.
Im Fall der Inanspruchnahme der Abkömmlingenzuteilung
werden den Kommanditisten in jeder Ausgaberunde für jeden
Abkömmling weitere 500,00 € zugeteilt.  

5. Die Gründungskommanditistin und die künftig beitretende
Kommanditisten ermächtigen und bevollmächtigen hiermit
die persönlich haftende Gesellschafterin, bis zur Erreichung
des Gesamtkommanditkapitals nach Nr. 3 namens und im
Auftrage aller Gesellschafter Kommanditisten in die Gesell-
schaft aufzunehmen oder die Kommanditeinlagen von bei-
getretenen Kommanditisten zu erhöhen. Die persönlich
haftende Gesellschafterin ist von den Beschränkungen des 
§ 181 BGB befreit. Die Vollmacht umfasst insbesondere das
Recht,

a) alle Beschlüsse zu fassen und Erklärungen abzugeben, die
zur Erhöhung des Kommanditkapitals erforderlich sind,

b) alle Handlungen vorzunehmen und Erklärungen abzuge-
ben, die erforderlich sind, um die Anmeldungen zum Han-
delsregister vorzunehmen und die Eintragungen im
Handelsregister zu bewirken,

c) alle sonstigen Erklärungen abzugeben und entgegenzu-
nehmen sowie Handlungen vorzunehmen, welche zur
Aufnahme und beim Ausscheiden von Gesellschaftern er-
forderlich sind; dies gilt insbesondere auch für solche Er-
klärungen und Handlungen, die notwendig sind, um die
entsprechenden Anmeldungen zum Handelsregister vor-
zunehmen und die Eintragungen im Handelsregister zu
bewirken,

d) sämtliche Handelsregisteranmeldungen vorzunehmen
und zu bewirken, die auf Grund von Gesellschafterbe-
schlüssen bzw. nach dem Gesellschaftsvertrag erforder-
lich sind oder werden.

Die Vollmacht ist unwiderruflich; sie erlischt nicht im Falle des
Todes eines Vollmachtgebers. Jeder Kommanditist ist ver-
pflichtet, der persönlich haftenden Gesellschafterin die vor-
stehende Vollmacht in notariell beglaubigter Form zu erteilen.
Die Kosten der Vollmachtserteilung hat der einzelne Kom-
manditist zu tragen.

6. Im Außenverhältnis wird die Beteiligung der Kommanditisten
erst mit ihrer Eintragung ins Handelsregister  wirksam. Bis zur
Eintragung im Handelsregister wird die Beteiligung der  
Kommanditisten als atypisch stille Gesellschaftsbeteiligung
behandelt, die sich nach den Vorschriften dieses Gesell-
schaftsvertrages richtet.

7. Die Kommanditisten sind grundsätzlich nach der Stammka-
pitalerhöhung nach § 4 Abs. 3 dieses Vertrages nicht zu einem
weiteren Nachschuss verpflichtet. Eine weitere Nachschuss-
verpflichtung nach der Kapitalerhöhung nach § 4 Abs. 3  kann
ohne Zustimmung aller Kommanditisten auch nicht durch
einen den Gesellschaftsvertrag ändernden Beschluss begrün-
det werden.

Kommt ein Gesellschafter seiner Verpflichtung zur Leistung
seiner Einlage nicht fristgemäß nach, so kann die persönlich
haftende Gesellschafterin den säumigen  Gesellschafter ohne
Einhaltung einer weiteren Frist ausschließen. Darüber hinaus
ist in diesem Falle der ausgeschlossene Gesellschafter zum Er-
satz des Schadens verpflichtet, der aus der nicht rechtzeiti-
gen Zahlung herrührt, mindestens aber zur Zahlung eines
pauschalen  Aufwendungssatzes in Höhe von 10 % auf den

noch nicht eingezahlten Teil der Einlage. Im Falle einer Aus-
schließung eines Gesellschafters werden bereits geleistete
Einzahlungen nach Abzug des vorstehenden pauschalen Auf-
wendungsersatzes sowie des der Gesellschaft nachweislich
darüber hinaus entstandenen oder noch entstehenden Scha-
dens dem Gesellschafter zurückerstattet. Weitergehende
 Ansprüche stehen dem säumigen Gesellschafter nicht zu.
 Insbesondere nimmt der säumige Gesellschafter nicht am
 Ergebnis der Gesellschaft teil. 

§ 5 
Investitionsplan, Mittelverwendung

1.   Die Gesellschaft wird sich als Kommanditistin mit einer Ein-
lage in Höhe von 3,00 Mio. € an der Firma Bürgerwindpark
Niebüll GmbH & Co. KG  beteiligen. Die Firma Bürgerwindpark
Niebüll GmbH & Co. KG plant die Errichtung von 5 Vestas V 112
Windenergienanlagen mit einem Investitionsvolumen in
Höhe von 26,5 Mio. € exklusive der gesetzlichen Umsatz-
steuer.  

2. Die Pflichteinlagen der Kommanditisten sind zweckgebunden
und auf das Firmenkonto einzuzahlen. Die persönlich haf-
tende Gesellschafterin gewährleistet, dass die Einlagen
zweckgebunden verwendet werden und Zahlungen nur nach
Rechnungsvorlage erfolgen.

§ 6 
Geschäftsführung und Vertretung

1. Die Geschäftsführung und Vertretung der Gesellschaft
obliegt der persönlich haftenden Gesellschafterin und ihren
Organen nach Maßgabe dieses Vertrages. Die persönlich haf-
tende Gesellschafterin und ihre Organe sind bezüglich aller
Rechtsgeschäfte zwischen der persönlich haftenden Gesell-
schafterin  und  der Gesellschaft sowie den  Kommanditisten
von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit. Die persönlich
haftende Gesellschafterin und ihre Organe sind befugt, sich
zur Erfüllung ihrer Aufgaben im Namen und für Rechnung der
Gesellschaft der Dienste Dritter zu bedienen.

2. Der Entzug der Geschäftsführungsbefugnis und der Vertre-
tungsmacht der persönlich haftenden Gesellschafterin ist nur
aus wichtigem Grund  möglich und bedarf eines Beschlusses
der Gesellschafterversammlung mit einer 75 %-igen Mehrheit
aller abgegebenen Stimmanteile.

3. Die persönlich haftende Gesellschafterin ist insbesondere be-
rechtigt und verpflichtet, im Rahmen des Investitionsplanes
sämtliche für das Investitionsvorhaben der Gesellschaft und
dessen Finanzierung erforderlichen Verträge abzu-schließen
und durchzuführen.

4. Die persönlich haftende Gesellschafterin bedarf zu folgenden
Rechtsgeschäften der vorherigen Zustimmung der Gesell-
schafterversammlung:

a) Veräußerung oder Verpachtung des Unternehmens der
Gesellschaft oder wesentlicher Teile davon,

b) Die Aufnahme von Krediten, die mehr als 100.000,00 EUR
im Einzelfall betragen; ausgenommen sind die Kredite zur
Finanzierung des Investitionsvolumens gem. § 5 Abs. 1.
Ebenfalls ausgenommen sind kurzfristige Kredite zur
Überbrückung von Liquiditätsengpässen,

c) Die Gewährung von Darlehen, der Erwerb und die Veräu-
ßerung von Beteiligungen, die Gründung oder der Erwerb
von anderen Unternehmen,

d) Vorbehaltlich der Bestimmungen der Nr. 3. alle sonstigen
außergewöhnlichen, nicht zu den laufenden Angelegen-
heiten der Gesellschaft gehörenden Rechtshandlungen
und Maßnahmen.

5. Die persönlich haftende Gesellschafterin und ihre Organe
unterliegen keinem Wettbewerbsverbot, sie dürfen also ins-
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besondere die Geschäftsführung von Gesellschaften überneh-
men, die Windparks oder andere Anlagen zur alternativen
Energieerzeugung betreiben.

6. Die persönlich haftende Gesellschafterin und ihre Organe haf-
ten der Gesellschaft und den Gesellschaftern für Handeln
oder Unterlassen nur, soweit ihnen oder ihren Erfüllungsge-
hilfen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last gelegt wird.

§ 7
Geschäftsführung und Vertretung 

durch die Kommanditisten

1. Im Hinblick auf die Wahrnehmung der Rechte aus der Beteili-
gung der Gesellschaft an der Bürgerwindpark Niebüll GmbH
& Co. KG ist die persönlich haftende Gesellschafterin von der
Geschäftsführung ausgeschlossen. Anstelle der persönlich
haftenden Gesellschafterin sind die Kommanditisten nach
Maßgabe der nachfolgenden Absätze zur Geschäftsführung
befugt.

2. Die Kommanditisten wählen aus ihrem Kreis sieben Komman-
ditisten als Stimmrechtsvertreter und zwei Ersatzstimm-
rechtsvertreter, die die Gesellschafterrechte der Gesellschaft
an der Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG ausüben. Die
Stimmrechtsvertreter sind jeweils einzelvertretungsberech-
tigt und von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit. Die
Stimmrechtsvertreter sind dabei berechtigt, die Stimmrechte
der Gesellschaft auf den Gesellschafterversammlungen der
Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG selbständig auszu -
üben. Dabei werden die der Gesellschaft insgesamt zustehen-
den Stimmrechte gleichmäßig auf die Stimmrechtsvertreter
verteilt und diese üben das oder die ihnen jeweils zugewie-
sene(n) Stimmrecht(e) selbständig aus. Die Stimmrechtsver-
treter können in allen Angelegenheiten Beschlüsse auf den
Gesellschafterversammlungen der Bürgerwindpark Niebüll
GmbH & Co. KG fassen. Die neben dem Stimmrecht bestehen-
den weiteren Rechte aus der Beteiligung an der Bürgerwind-
park Niebüll GmbH & Co. KG werden nicht bezogen auf das
dem einzelnen Stimmrechtsvertreter zugewiesene Stimm-
recht gespalten, sondern bezogen auf die gesamte Beteili-
gung einheitlich ausgeübt. Dabei sind die einzelnen
Stimmrechtsvertreter im Rahmen ihrer Einzelvertretungsbe-
fugnis jeweils befugt, die Rechte aus der gesamten Beteili-
gung geltend zu machen. Soweit ein Stimmrechtsvertreter
zeitweise oder dauerhaft verhindert ist, wird er durch einen
Ersatzstimmrechtsvertreter vertreten. 

3. Insgesamt sechs Stimmrechtsvertreter und die zwei Ersatz-
stimmrechtsvertreter werden für 2 Jahre durch Beschluss der
Gesellschafterversammlung der Gesellschaft mit einfacher
Mehrheit der abgegebenen Stimmen gewählt. Ein Stimm-
rechtsvertreter mit ausreichenden Vertretungsvollmachten
wird von der Kommanditistin Stadt Niebüll für 2 Jahre be-
stimmt. Soweit und solange die Kommanditisten keine
Stimmrechtsvertreter gewählt haben, werden die Rechte aus
der Beteiligung der Gesellschaft an der Bürgerwindpark Nie-
büll GmbH & Co. KG, insbesondere die Stimmrechte, von der
persönlich haftenden Gesellschafterin und ihren Organen
nach Maßgabe dieses Vertrages, insbesondere § 6, wahrge-
nommen. Die persönlich haftende Gesellschafterin ist dabei
verpflichtet, die ihr zugewiesenen Stimmrechte einheitlich
auszuüben; eine gespaltene Stimmrechtsabgabe kann hier
nicht erfolgen.    

§ 8
Vergütung und Kostenersatz der persönlichen haftenden

Gesellschafterin

1. Die persönlich haftende Gesellschafterin erhält ab dem Zeit-
punkt der Haftungsübernahme mindestens eine jährliche
Vergütung in Höhe von 15 % ihres Stammkapitals für ihr
 Haftungsrisiko und für die Bereitschaft, die kaufmännische
Geschäftsführung der Gesellschaft zu übernehmen.

2. Die persönlich haftende Gesellschafterin hat Anspruch auf Er-
satz ihrer Auslagen, soweit diese Auslagen in Ausübung ihrer

Geschäftsführung für die Kommanditgesellschaft entstanden
sind. 

3. Die Geschäftsführung gliedert sich wie folgt auf:

Kaufmännische Geschäftsführung, d. h. die Überwachung der
lfd. Buchhaltung, die Abwicklung der finanziellen Angelegen-
heiten der Gesellschaft, das ¼ jährliche Berichtswesen per 
E-Mail für die Kommanditisten, die Begleitung der Jahresab-
schlussarbeiten und die Vorbereitung sowie Durchführung
der Gesellschafterversammlungen. Die persönlich haftende
Gesellschafterin übernimmt in diesem Zusammenhang die
laufenden Verwaltungskosten der Gesellschaft. Zu diesen
 gehören nicht Reisekosten und Kosten für Leistungen beauf-
tragter Dritter, wie z. B. Steuerberatungs- und Rechtsbera-
tungskosten und Kosten der Durchführung der Gesell-
schafterversammlung und Kosten für das Fernüber -
wachungssystem (Telefonanlagekosten für die Windenergie-
anlage).

4. Sämtliche Vergütungen verstehen sich zzgl. etwaiger gesetz-
licher Umsatzsteuer.

5. Die Vergütungen sind im Verhältnis der Gesellschafter unter-
einander als Aufwand zu behandeln. Sie sind auch in Verlust-
jahren zahlbar. 

§ 9 
Beschlüsse der Gesellschaft

1. Die Beschlüsse der Gesellschaft werden in Gesellschafterver-
sammlungen gefasst. Die Beschlüsse können auch schriftlich,
per Fax, fernschriftlich oder per E-Mail gefasst werden, wenn
sich alle Kommanditisten an der Beschlussfassung beteiligen.
So gefasste Beschlüsse sind den Kommanditisten von der per-
sönlich haftenden Gesellschafterin per E-Mail zu bestätigen.
Die Willensbildung der Gesellschaft erfolgt durch Gesellschaf-
terbeschluss.

2. Die Beschlüsse werden, soweit nicht im Gesellschaftsvertrag
oder zwingend im Gesetz etwas anderes bestimmt ist, mit
einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst.
 Soweit der Gesellschaftsvertrag oder zwingend das Gesetz  
eine qualifizierte Mehrheit vorsehen, muss der Beschluss mit
qualifizierter Mehrheit der abgegeben Stimmen gefasst wer-
den. Stimmengleichheit gilt als abgelehnt; Stimmenthaltun-
gen werden nicht mitgezählt.

3. Je 500,00 EUR Kommanditeinlage gewähren eine Stimme.
Mangels einer Einlagenverpflichtung der persönlich haften-
den Gesellschafterin  wird  die persönlich haftende Gesell-
schafterin im Bereich des Stimmrechts so gestellt, als ob sie
mit 5.000,00 EUR Pflichtkapital beteiligt wäre.

4. Die nachfolgenden Beschlüsse können nur mit Zustimmung
der persönlich haftenden Gesellschafterin gefasst werden:

a) Verpachtung des Unternehmens im ganzen,
b) Auflösung der Gesellschaft,
c) Änderung des Gesellschaftsvertrages,
d) Rechtsgeschäfte über 100.000,00 EUR.

5. Es bedürfen einer qualifizierten Mehrheit von 3/4 der abge-
gebenen Stimmen Beschlüsse über die

a) Gesellschaftsauflösung,
b) Änderung des Gesellschaftsvertrages, einschließlich Er-

höhung des Kommanditkapitals, ausgenommen sind die
Erhöhungen des Kommanditkapitals und die Aufnahme
weiterer Kommanditisten nach Maßgabe des § 4 Abs. 3, 

c) Verwendung von Liquiditätsüberschüssen gem. § 14 
Abs. 2,

d) Entzug der Geschäftsführungsbefugnis und der Vertre-
tungsmacht der persönlich haftenden Gesellschafterin.
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§ 10 
Gesellschafterversammlungen

1. Eine ordentliche Gesellschafterversammlung soll mindestens
einmal im Jahr stattfinden. Diese Gesellschafterversammlung
beschließt insbesondere über:

a) die Genehmigung des Jahresabschlusses,
b) die Entlastung der persönlich haftenden Gesellschafterin,
c) die Verwendung von Liquiditätsüberschüssen nach § 14

Abs. 2., 
d) die in diesem Gesellschaftsvertrag der Zuständigkeit der

Gesellschafterversammlung unterstellten Beschlussge-
genstände, insbesondere die in § 9 Abs. 4 und 5 und § 6
Abs. 4 genannten Beschlussgegenstände.

2. Die Einberufung der Gesellschafterversammlung erfolgt
durch die persönlich haftende Gesellschafterin unter Einhal-
tung einer Frist von drei Wochen und unter Angabe der Tages-
ordnung.

3. Die Einberufung der Gesellschafterversammlung erfolgt
schriftlich oder per E-Mail. Die Frist nach Nr. 2 beginnt mit der
Absendung der einfachen Briefe oder der E-Mail an die Kom-
manditisten (Datum des Poststempels oder elektronischer
Versendungsvermerk). Die Ladung ist ordnungsgemäß, wenn
sie an die von dem Kommanditisten zuletzt angegebene
 Anschrift erfolgt.

4. Jeder Kommanditist hat das Recht, Anträge zur Gesellschaft-
erversammlung einzubringen. Die Anträge müssen der per-
sönlich haftenden Gesellschafterin mindestens eine Wochen
vor der Gesellschafterversammlung in Textform vorliegen.

5. Die Gesellschafterversammlung kann nur über die Gegen-
stände beschließen, die durch die mit der Einberufung über-
mittelte Tagesordnung angekündigt oder die nach Nr. 4
fristgemäß eingebracht sind, es sei denn, dass alle Komman-
ditisten vertreten sind und  einer Beschlußfassung über nicht
auf der Tagesordnung stehende Gegenstände zustimmen.

6. Eine außerordentliche Gesellschafterversammlung ist bei Be-
darf sowie auf Antrag eines oder mehrerer Kommanditisten
einzuberufen, sofern diese über mindestens 20 % der Stim-
men der Gesellschaft verfügen. Beruft die persönlich haf-
tende Gesellschafterin auf Antrag eines hierzu berechtigten
Kommanditisten die Gesellschafterversammlung nicht inner-
halb von zwei Wochen ein, so sind der oder die antragstellen-
den Kommanditisten berechtigt, die Gesellschafter-
versammlung selbst einzuberufen.

7. Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfähig, wenn die
Mehrheit aller Stimmen anwesend oder vertreten sind. Ist
eine Gesellschafterversammlung nicht beschlussfähig, so ist
eine weitere Gesellschafterversammlung mit der gleichen Ta-
gesordnung mit einer Frist von zwei Wochen einzuberufen,
die ohne Rücksicht auf die Anzahl der Anwesenden oder ver-
tretenen Stimmen beschlussfähig ist; hierauf ist in der Einla-
dung  zu dieser Gesellschafterversammlung hinzuweisen.
Jeder Kommanditist kann sein Stimmrecht nur selbst oder
durch einen von ihm bevollmächtigten anderen Kommandi-
tisten oder einen Bevollmächtigten aus dem Kreis der wirt-
schaftsprüfenden oder rechts- oder steuerberatenden Berufe
ausüben. Der Bevollmächtigte muß eine schriftliche Voll-
macht vorlegen.

8. Auf die Einhaltung von Form- und Fristenerfordernissen kann
verzichtet werden, wenn sämtliche Kommanditisten in der
Gesellschafterversammlung anwesend oder vertreten sind
und sämtliche Kommanditisten auf die Einhaltung der Form-
und Fristenerfordernisse verzichtet haben.

9. Über jede Gesellschafterversammlung, insbesondere über die
darin behandelten Anträge und durchgeführten Abstimmun-
gen – einschließlich der Stimmabgabe der einzelnen Gesell-
schafter sowie des Abstimmungsergebnisses – ist eine
Niederschrift zu fertigen, die vom Vorsitzenden der Gesell-
schafterversammlung zu unterzeichnen ist. Die Niederschrift
ist allen Gesellschaftern von dem Vorsitzenden der Gesell-

schafterversammlung in Schriftform  zuzustellen. Der Inhalt
der Niederschrift gilt als durch den einzelnen Gesellschafter
genehmigt, wenn dieser der Niederschrift nicht binnen zwei
Wochen nach deren Erhalt gegenüber dem Vorsitzenden der
Gesellschafterversammlung schriftlich unter Angabe einer
Begründung widerspricht.

10. Die Gesellschafterversammlung wird von der persönlich haf-
tenden Gesellschafterin als Vorsitzende geleitet. Sie ist be-
rechtigt, einen Vertreter mit der Leitung zu beauftragen.

11. Beschlüsse der Gesellschafterversammlung können nur mit
einer Ausschlussfrist von einem Monat ab Zugang der Nieder-
schrift nach Nr. 9 durch Klage angefochten werden.

§ 11 
Jahresabschluss, Berichte

1. Die persönlich haftende Gesellschafterin hat unter Einbezie-
hung eines Steuerberaters in den ersten sechs Monaten des
Geschäftsjahres für das vergangene Geschäftsjahr den
 Jahresabschluss unter Beachtung der handels- und steuer-
rechtlichen Vorschriften aufzustellen und neben einem
 Geschäftsbericht den Kommanditisten nach § 10 mit der Ein-
ladung zur ordentlichen Gesellschafterversammlung  zur Ge-
nehmigung vorzulegen.

2. Über außergewöhnliche Geschäftsvorfälle wird die persönlich
haftende Gesellschafterin den Kommanditisten unverzüglich
berichten.

§ 12
Gesellschafterkonten

1. Für die Gesellschafter werden folgende Konten geführt:

a) Kapitalkonten
b) Verlustvortragskonten
c) Verrechnungskonten

2. Auf den Kapitalkonten, die Festkonten sind, sind die Pflicht-
einlagen der Kommanditisten zu buchen.

3. Auf den Verlustvortragskonten, die Unterkonten der Kapital-
konten sind, werden die von den Kommanditisten zu tragenden
Verluste verbucht. Gewinne sind den Verlustvortrags konten
so lange gutzuschreiben, bis diese ausgeglichen sind.

4. Auf den Verrechnungskonten werden alle Gutschriften und
Belastungen verbucht, die nach den vorstehenden Bestim-
mungen nicht auf einem der anderen Konten zu buchen sind.

5. Sämtliche Gesellschafterkonten werden nicht verzinst, bis auf
die Verzinsung nach § 14 Abs. 1.

§ 13 
Ergebnis- und Vermögensbeteiligung

1. Am Vermögen und am Gewinn und Verlust der Gesellschaft
sind die Kommanditisten im Verhältnis ihrer festen Kapital-
konten beteiligt.

2. Vergütung und Kostenersatz der persönlich haftenden Gesell-
schafterin (vgl. § 8) gelten im Verhältnis der Gesellschafter zu-
einander als Aufwand der Gesellschaft.

§ 14
Verwendung von Betriebsüberschüssen, Ausschüttungen

1. Unabhängig vom Betriebsergebnis erhalten die Kommandi-
tisten ab Inbetriebnahme der Windenergieanlagen der
Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG eine Verzinsung
ihres Kommanditkapitals in Höhe von 7 % p.a. Die Verzinsung
ist quartalsweise jeweils zum 31.03/30.06/30.09/31.12 an 
die Kommanditisten zu zahlen, solange es die finanzierenden
Banken zulassen. Die Zinsen gelten im Verhältnis der Gesell-
schafter zueinander als Aufwand der Gesellschaft.
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2. Über die Verwendung des verbleibenden Liquiditätsüber-
schusses beschließt die Gesellschafterversammlung mit 
¾Mehrheit der anwesenden Stimmanteile.

§ 15
Kontrollrechte der Kommanditisten

Die Kommanditisten sind berechtigt, in Angelegenheiten der Ge-
sellschaft in oder außerhalb einer Gesellschafterversammlung
Auskunft zu verlangen und nach Ankündigung mit angemessener
Frist Bücher und  Schriften der Gesellschaft am Sitz der Gesell-
schaft einzusehen. Jeder Kommanditist kann diese Rechte auf
seine Kosten durch einen Steuerberater, Wirtschaftsprüfer oder
Rechtsanwalt ausüben lassen.

§ 16
Abtretung und Verpfändung 
von Gesellschafterrechten

a. Die Abtretung, Übertragung, Veräußerung, Verpfändung oder
sonstige Belastungen der Kommanditanteile oder Teilen von
Kommanditanteilen oder des Anspruchs auf Gewinn oder
Auszahlung des Auseinandersetzungsguthabens sowie die
Bestellung eines Nießbrauchrechts an den Kommanditantei-
len oder Teilen von Kommanditanteilen ist nur zulässig, wenn
eine ¾ Mehrheit des Gesellschaftskapitals die Zustimmung
hierzu erteilt. Entsprechendes gilt für die Einräumung von
Unterbeteiligungen. 

b. Eine Veräußerung von Kommanditanteilen ist ausschließlich
an Einwohnerinnen und Einwohnern möglich, die am Stichtag
01.11.2009 ihren Hauptwohnsitz in Niebüll hatten. Als Einwoh-
ner/in in diesem Sinne gilt auch, wer selbst zwar nicht seinen
Hauptwohnsitz in Niebüll hat, aber Eigentümer von Landflä-
chen ist, die im Windeignungsgebiet des jeweiligen Projektes
bzw. innerhalb der Abstandsflächen/Schutzzonen der hier
 errichteten WEA liegen

c. Eine Zustimmung ist jedoch nicht erforderlich, wenn ein Ge-
sellschafter über seinen Kommanditanteil mit Verfügung von
Todeswegen oder 3 volle Kalenderjahre nach Gesellschafts-
beitritt unentgeltlich im Wege der vorzeitigen Erbfolge an den
zu Gunsten des in §15 AO bezeichneten Personenkreis verfügt.
Dies gilt jedoch nicht für Verlobte. Weiterhin ist eine Zustim-
mung nicht erforderlich im Falle der entgeltlichen oder un-
entgeltlichen Übertragung von Kommanditanteilen oder
Teilkomanditanteilen an volljährige Abkömmlinge eines Kom-
manditisten, die ihren Erstwohnsitz in der Gemeinde Niebüll
haben. 

d. Die Kommanditisten sind jedoch berechtigt, zur Absicherung
der Finanzierung ihrer Kommanditanteile eine Abtretung
oder Verpfändung an die finanzierende Bank oder eine son-
stige finanzierende Stelle bei Nachweis, dass diese Abtretung
bzw. Verpfändung nur der Finanzierung dient, vorzunehmen.
Die Gesellschafter erklären sich ausdrücklich damit einver-
standen, dass von Nr. 1 eine Ausnahme gemacht werden kann,
wenn der Kommanditist bzw. die Kommanditisten den Nach-
weis der Finanzierung erbringen und erteilen ihre Zustim-
mung hierzu.

§ 17 
Ausscheiden von Kommanditisten

1. Ein Kommanditist scheidet aus der Gesellschaft aus, wenn

a) er seine Gesellschaftsbeteiligung gekündigt hat und die
Gesellschaft nicht infolge der gleichzeitigen Kündigung
aller Kommanditisten in Liquidation tritt (vgl. § 3 Abs. 3),

b) in die Kommanditbeteiligung oder einzelne Ansprüche
aus dem Gesellschaftsvertrag aufgrund eines nicht nur
vorläufig vollstreckbaren Titels die Zwangsvollstreckung
betrieben wird und die Zwangsvollstreckungsmaßnahme
nicht innerhalb von drei Monaten aufgehoben wird,

c) über das Vermögen des Kommanditisten das Insolvenz-
verfahren eröffnet oder die Eröffnung des Insolvenzver-
fahrens mangels Masse abgelehnt wird, oder

d) der Kommanditist nach Nr. 2 aus der Gesellschaft ausge-
schlossen wird.

2. Ein Kommanditist kann durch Beschluss der Gesellschafter-
versammlung aus der Gesellschaft ausgeschlossen werden,
wenn er in grober Weise trotz schriftlicher Abmahnung seine
sonstigen Verpflichtungen aus  dem Gesellschaftsverhältnis
verletzt und den Gesellschaftern die  Fortsetzung des Gesell-
schaftsverhältnisses mit diesem Kommanditisten unzumut-
bar geworden ist. Bei der Beschlussfassung über den
Ausschluss hat der betroffene Kommanditist kein Stimm-
recht. Er ist jedoch anzuhören, wenn er an der Gesellschafter-
versammlung, in der über seinen Ausschluß beschlossen
werden soll, teilnimmt.

3. Scheidet ein Kommanditist aus der Gesellschaft aus, so wird
die Gesellschaft von den verbleibenden Gesellschaftern
 fortgesetzt. Der Gesellschaftsanteil des ausgeschiedenen
Kommanditisten wächst den Gesellschaftsanteilen der ver-
bleibenden Gesellschafter im Verhältnis  ihrer festen Kapital-
konten zu. Der ausscheidende Kommanditist ist gemäß den
Bestimmungen des § 18 abzufinden.

§ 18 
Abfindung des 

ausscheidenden Kommanditisten

1. Dem ausscheidenden Gesellschafter steht ein Anspruch auf
Zahlung einer Abfindung gegen die Gesellschaft zu.

2. Erfolgt das Ausscheiden zum Schluss eines Geschäftsjahres,
bildet der Jahresabschluss die Grundlage für die Auseinander-
setzungsbilanz. Erfolgt das Ausscheiden im Laufe eines Ge-
schäftsjahres, so wird der Jahresabschluss des vergangenen
Geschäftsjahres zugrundegelegt. Die Auseinandersetzungs-
bilanz ist unter Auflösung „stiller Reserven“ auf der Basis tat-
sächlicher Werte der Beteiligung an der Bürgerwindpark
Niebüll mbH & Co. KG zu erstellen.  Wobei die Windenergie-
anlagen der Bürgerwindpark Niebüll mbH & Co. KG  mit dem
Verkehrswert anzusetzen sind. Dieser Verkehrswert errechnet
sich verbindlich für alle Beteiligten in Höhe der Anschaffungs-
kosten der Windenergieanlagen abzüglich 1/15 der Anschaf-
fungskosten für jedes Geschäftsjahr. Die Abgeltung eines
etwaigen Firmen/Standortwertes erfolgt nicht.

3. Erkennt der ausscheidende Gesellschafter die Auseinanderset-
zungsbilanz nicht an, so entscheidet über die Bilanz und die sich
hieraus ergebende Entschädigung das schriftliche Gutachten
eines Steuerberaters oder Wirtschaftsprüfers. Kommt eine Eini-
gung über die Person dieses Gutachters nicht zustande, so soll
die Steuerberaterkammer Schleswig-Holstein auf Antrag einer
Partei einen Gutachter benennen, dessen Gutachten für alle Be-
teiligten verbindlich ist. Die Kosten für die Erstellung einer Aus-
einandersetzungsbilanz und eines eventuellen Gutachtens
trägt der ausscheidende Gesellschafter.

4. Das sich nach Nr. 1 ergebene Guthaben wird bei entsprechen-
der Liquidität und ohne Belastung der vorgesehenen Aus-
schüttung an die verbleibenden Gesellschafter sechs Monate
nach dem Zeitpunkt des Ausscheidens ausgezahlt. Im Übrigen
ist sich nach Nr. 1 ergebende Guthaben ist innerhalb von drei
Jahren nach dem Tag des Ausscheidens dem ausscheidenden
Kommanditisten in gleichen Jahresraten auszuzahlen. Die
erste Rate wird 12 Monate nach dem Ausscheidungsstichtag
fällig. Das Auseinandersetzungsguthaben ist mit 5 % p. a. zu
verzinsen. Ist das Auseinandersetzungsguthaben negativ, so
hat der ausscheidende Kommanditist gegenüber der Gesell-
schaft die Verbindlichkeiten gegenüber der Gesellschaft
innerhalb von sechs Monaten nach seinem Ausscheiden zu
erfüllen, soweit er hierzu nach Handelsrecht und diesem Ge-
sellschaftsvertrag verpflichtet ist; eine Nachschusspflicht über
seine Haftungssumme hinaus besteht nicht.
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§ 19
Tod eines Kommanditisten

1. Stirbt ein Kommanditist, so geht seine Kommanditbeteili-
gung auf seine Erben oder Vermächtnisnehmer über. Die Aus-
übung der Rechte aus der Kommanditbeteiligung eines
verstorbenen Kommanditisten durch einen Testamentsvoll-
strecker ist zulässig. Der bzw. die Rechtsnachfolger haben sich
gegenüber der persönlich haftenden Gesellschafterin durch
Vorlage eines Erbscheins oder eines notariellen Testamentes
bzw. eines Erbvertrages zu legitimieren. Sind mehrere Erben
vorhanden, so haben diese einen gemeinsamen Bevollmäch-
tigten zu bestimmen, der ihre Rechte als Gesellschafter wahr-
nimmt.

2. Einigen sich die Erben nicht auf einen Bevollmächtigten, so
ist die Geschäftsführung berechtigt, aber nicht verpflichtet,
aus der Mitte der Erben einen Bevollmächtigten zu bestim-
men. Dieser übt die Rechte solange aus, bis sich die Beteiligten
auf einen anderen Bevollmächtigten geeinigt haben. Solange
die Bestellung eines Bevollmächtigten nicht erfolgt ist, ruhen
die Gesellschafterrechte der Erben mit Ausnahme ihrer Betei-
ligung am Gewinn und Verlust.

§ 20 
Ausscheiden der persönlich haftenden Gesellschafterin

1. Die persönlich haftende Gesellschafterin kann durch Be-
schluss mit einer Mehrheit von 75 % der Gesellschafterver-
sammlung aus der Gesellschaft ausgeschlossen werden,
wenn sie in grober Weise trotz schriftlicher Abmahnung ihre
sonstigen Verpflichtungen aus  dem Gesellschaftsverhältnis
verletzt und den Gesellschaftern die  Fortsetzung des Gesell-
schaftsverhältnisses mit der persönlich haftende Gesell-
schafterin unzumutbar geworden ist. 

2. In jedem Falle des Ausscheidens der persönlich haftenden Ge-
sellschafterin aus der Gesellschaft wird die Gesellschaft zwi-
schen den verbleibenden Gesellschaftern fortgesetzt. Die
Gesellschaft wird nicht aufgelöst.

3. Die persönlich haftende Gesellschafterin kann – vorbehaltlich
der vorstehenden Voraussetzungen der Nr. 1 bis 2 – erst dann
aus der Gesellschaft ausscheiden oder aus der Gesellschaft
ausgeschlossen werden, wenn zuvor ein neuer persönlich haf-
tender Gesellschafter in die Gesellschaft eingetreten ist. Für
diesen persönlich haftenden Gesellschafter gelten die Be-
schränkungen dieses Absatzes dann entsprechend.

§ 21 
Auflösung der Gesellschaft

1. Die Gesellschaft  tritt unter gesetzlichen Voraussetzungen
sowie dann in Liquidation, wenn die Gesellschafter die Auflö-
sung beschließen oder die Gesellschaft zum gleichen Termin
von allen Kommanditisten gekündigt worden ist.

2. Bei der Auflösung der Gesellschaft erfolgt die Liquidation
durch die persönlich haftende Gesellschafterin. Der Umfang
ihrer Geschäftsführungs- und Vertretungsvollmacht wird
durch die Eröffnung der Liquidation nicht verändert.

3. Ein nach Berichtigung der Verbindlichkeiten der Gesellschaft
verbleibender Liquidationserlös steht den Kommanditisten
im Verhältnis ihrer festen Kapitalkonten zu.

§ 22
Schlussbestimmungen

1. Falls einzelne Bestimmungen dieses Vertrages nichtig oder
unwirksam sind oder werden, so wird die Gültigkeit des Ver-
trages im Übrigen davon nicht berührt. Die nichtige oder un-
wirksame Bestimmung ist durch eine Regelung zu ersetzen,
die dem angestrebten wirtschaftlichen oder rechtlichen
Zweck möglichst nahe kommt. Entsprechendes gilt bei etwai-
gen Lücken des Vertrages.

2. Ergänzungen und Änderungen dieses Vertrages bedürfen der
Schriftform. Kein Gesellschafter kann sich auf eine vom Ver-
trag abweichende tatsächliche Übung berufen, solange die
Abweichung nicht schriftlich festgehalten ist.

3. Die Kosten dieses Vertrages und seiner Durchführung  trägt
die Gesellschaft.

4. Gerichtsstand ist Flensburg.

Niebüll, den 22.November 2010

gez. Ralph Jannsen gez.  Ursel Limbrecht    

gez. Holger Martensen gez. Ernst Nahnsen       

gez. Rolf Petersen gez. Thorben Tramm         

Bürgerwindpark Niebüll Verwaltungs GmbH
vertreten durch die Geschäftsführer Ernst Nahnsen, 
Dierk Johannsen und Nommen Nommensen jun.
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7.1.2 Gesellschaftsvertrag der Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG

§ 1 
Firma, Sitz

1. Die Firma der Gesellschaft lautet:

Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co.  KG

2. Die Gesellschaft hat ihren Sitz in 25899 Niebüll. Eine Ände-
rung des Gesellschaftssitzes ist nur durch einstimmigen
 Gesellschafterbeschluss möglich.

§ 2 
Gegenstand der Gesellschaft

1. Gegenstand der Gesellschaft ist die Errichtung und der Be-
trieb von Windenergieanlagen in Niebüll zur Erzeugung und
zum Verkauf von Strom. 

2. Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen be-
rechtigt, die zur Erreichung des Gesellschaftszweckes notwen-
dig oder zweckmäßig erscheinen.

3. Die Gesellschaft ist berechtigt, sich an anderen Unternehmen,
die die Nutzung regenerativer Energie zum Ziel haben, zu
 beteiligen oder solche zu erwerben. 

§ 3 
Dauer der Gesellschaft, Kündigung, Geschäftsjahr

1. Die Gesellschaft wird auf unbestimmte Zeit errichtet.

2. Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

3. Jeder Kommanditist kann seine Mitgliedschaft in der Gesell-
schaft unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 12 Mona-
ten zum Ende eines Kalenderjahres, erstmals zum 31.12.2026,
durch eingeschriebenen Brief gegenüber der Gesellschaft
kündigen. Für die Fristwahrung ist der Eingang der Kündigung
bei der persönlich haftenden Gesellschafterin maßgebend.
Die Kündigung hat nicht die Auflösung  der Gesellschaft, son-
dern lediglich das Ausscheiden des kündigenden Gesellschaf-
ters zur Folge, es sei denn, die Gesellschafterversammlung
beschließt innerhalb einer Frist von sechs Monaten nach
 Zugang der  Kündigungserklärung die Liquidation der Gesell-
schaft. In diesem Falle nimmt auch der kündigende Komman-
ditist nur an der Liquidation der Gesellschaft teil.

4. Die weiteren Wirkungen der Kündigung richten sich nach 
§§ 16 und 17 dieses Vertrages.

§ 4 
Gesellschafter, Einlagen

1. Persönlich haftende Gesellschafterin ist die Bürgerwindpark
Niebüll Verwaltungs GmbH, 25899 Niebüll. Sie leistet keine
Einlage und ist am Vermögen sowie – vorbehaltlich der
 Bestimmung des § 7 – am Ergebnis der Gesellschaft nicht be-
teiligt.

2. Gründungskommanditisten mit folgenden Haft- und Pflicht-
einlagen sind:

Windpark Niebüll GmbH & Co. KG 2.000,00 €

Windpark Gotteskoog GmbH & Co. KG 50.000,00 €

Die Einlagen sind bis spätestens zum 05.12.2009 auf das
 Gesellschaftskonto einzuzahlen. Verspätete Einlagen sind mit
10 % p. a. zu verzinsen.

3. Das Kommanditkapital der Gesellschaft soll auf eine Pflicht-
und Hafteinlage in Höhe von insgesamt 5.000.000,00 EUR
(in Worten: fünf-null-null-null-null-null-null EURO) durch Ka-
pitalerhöhungen angehoben werden und ist grundsätzlich
wie folgt zu verteilen:

Windpark Niebüll GmbH & Co.  KG 3.000.000,00 €

Windpark Gotteskoog GmbH & Co. KG 2.000.000,00 €

Finden sich nicht ausreichend Kommanditisten bei der Wind-
park Niebüll GmbH & Co. KG, um das benötigte Eigenkapital
in Höhe von 3 Mio. ¤ aufzubringen, so ist die Gesellschaft
Windpark Got-teskoog GmbH & Co. KG berechtigt, ihren Kom-
manditanteil aufzustocken, bis die Gesellschaft das gefor-
derte Kommanditkapital in Höhe von 5 Mio. € erreicht hat. 

Die Gründungskommanditisten ermächtigen und bevoll-
mächtigen hiermit die persönlich haftende Gesellschafterin,
bis zur Erreichung des Gesamtkommanditkapitals nach den
vorstehenden Absätzen namens und im Auftrage aller Gesell-
schafter die Kommanditeinlagen der Gründungskommandi-
tisten gemäß den vorstehenden Absätzen zu erhöhen. Die
persönlich haftende Gesellschafterin ist von den Beschrän-
kungen des § 181 BGB befreit. Die Vollmacht umfasst insbe-
sondere das Recht,

a) alle Beschlüsse zu fassen und Erklärungen abzugeben, die
zur Erhöhung des Kommanditkapitals erforderlich sind,

b) alle Handlungen vorzunehmen und Erklärungen abzuge-
ben, die erforderlich sind, um die Anmeldungen zum Han-
delsregister vorzunehmen und die Eintragungen im
Handelsregister zu bewirken,

c) alle sonstigen Erklärungen abzugeben und entgegenzu-
nehmen sowie Handlungen vorzunehmen, welche beim
Ausscheiden von Gesellschaftern erforderlich sind; dies
gilt insbesondere auch für solche Erklärungen und Hand-
lungen, die notwendig sind, um die entsprechenden An-
meldungen zum Handelsregister vorzunehmen und die
Eintragungen im Handelsregister zu bewirken,

d) sämtliche Handelsregisteranmeldungen vorzunehmen
und zu bewirken, die auf Grund von Gesellschafterbe-
schlüssen bzw. nach dem Gesellschaftsvertrag erforder-
lich sind oder werden.

Die Vollmacht ist unwiderruflich; sie erlischt nicht im Falle des
Todes eines Vollmachtgebers. Jede Gründungskommanditis-
tin ist verpflichtet, der persönlich haftenden Gesellschafterin
die vorstehende Vollmacht in notariell beglaubigter Form zu
erteilen. Die Kosten der Vollmachtserteilung hat die einzelne
Gründungskommanditis-tin zu tragen. Die Gründungskom-
manditisten sind berechtigt und von allen Gesellschaftern er-
mächtigt, die Erhöhung ihrer Kommanditeinlage gemäß den
vorstehenden Absätzen durch einseitige Erklärung gegenüber
der persönlich haftenden Gesellschafterin zu verlangen.

4. Im Außenverhältnis wird die Beteiligung von Kommanditisten
an der Gesellschaft erst mit ihrer Eintragung ins Handelsre-
gister  wirksam. Bis zur Eintragung im Handelsregister wird
die Beteiligung der Kommanditisten als atypisch stille Gesell-
schaftsbeteiligung behandelt, die sich nach den Vorschriften
dieses Gesellschaftsvertrages richtet.

5. Die Kommanditisten sind grundsätzlich nach der Kapital -
erhöhung nach § 4 Abs. 3 dieses Vertrages nicht zu einem
 weiteren Nachschuss verpflichtet. Eine weitere Nachschuss-
verpflichtung nach der Stammkapitalerhöhung nach § 4  
Abs. 3  kann ohne Zustimmung aller Kommanditisten auch
nicht durch einen den Gesellschaftsvertrag ändernden
 Beschluss begründet werden.

Kommt ein Gesellschafter seiner Verpflichtung zur Leistung
seiner Einlage nicht fristgemäß nach, so kann die persönlich
haftende Gesellschafterin den säumigen  Gesellschafter zur
Zahlung eines  pauschalen  Aufwendungssatzes in Höhe von
10 % auf den noch nicht eingezahlten Teil der Einlage heran-
ziehen. 

§ 5
Investitionsplan, Mittelverwendung

1. Die Investition der Gesellschaft richtet sich nach dem Inves-
titionsplan. Dieser Investitionsplan stellt sich wie folgt dar:
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schlüsselfertige Errichtung 
von 5  Windenergieanlagen
vom Typ Vestas V 112
inkl. Nebenkosten
zum Komplettpreis von 24.250.000,00 €

Sonstiges, Reserve, Sicherheit        2.250.000,00 €

Investitionsvolumen                     26.500.000,00 €

Die vorgenannten Investitionen verstehen exklusive der
 gesetzlichen Umsatzsteuer.  

2. Die Einlagen der Kommanditisten sind zweckgebunden und
auf das Firmenkonto einzuzahlen. Die persönlich haftende
Gesellschafterin gewährleistet, dass die Einlagen zweckge-
bunden verwendet werden und Zahlungen nur nach Rech-
nungsvorlage erfolgen.

§ 6 
Geschäftsführung und Vertretung

1. Die Geschäftsführung und Vertretung der Gesellschaft
obliegt der persönlich haftenden Gesellschafterin und ihren
Organen nach Maßgabe dieses Vertrages. Die persönlich haf-
tende Gesellschafterin und ihre Organe sind bezüglich aller
Rechtsgeschäfte zwischen der persönlich haftenden Gesell-
schafterin  und  der Gesellschaft sowie den  Kommanditisten
von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit. Die persönlich
haftende Gesellschafterin und ihre Organe sind befugt, sich
zur Erfüllung ihrer Aufgaben im Namen und für Rechnung der
Gesellschaft der Dienste Dritter zu bedienen.

2. Der Entzug der Geschäftsführungsbefugnis und der Vertre-
tungsmacht der persönlich haftenden Gesellschafterin ist nur
aus wichtigem Grund  möglich und bedarf eines Beschlusses
der Gesellschafterversammlung mit einer 75 %-igen Mehrheit
aller abgegebenen Stimmanteile.

3. Die persönlich haftende Gesellschafterin ist insbesondere be-
rechtigt und verpflichtet, im Rahmen des Investitionsplanes
sämtliche für das Investitionsvorhaben der Gesellschaft und
dessen Finanzierung erforderlichen Verträge abzuschließen
und durchzuführen.

4. Die persönlich haftende Gesellschafterin bedarf zu folgenden
Rechtsgeschäften der vorherigen Zustimmung der Gesell-
schafterversammlung:

a. Veräußerung oder Verpachtung des Unter-nehmens der
Gesellschaft oder wesentlicher Teile davon,

b. Die Aufnahme von Krediten, die mehr als 100.000,00 EUR
im Einzelfall betragen; aus-genommen sind die Kredite
zur Finanzierung des Investitionsvolumens gem. § 5 Abs.
1. Ebenfalls ausgenommen sind kurzfristige Kre-dite zur
Überbrückung von Liquiditätsengpässen,

c. Die Gewährung von Darlehen, der Erwerb und die Veräu-
ßerung von Beteiligungen, die Gründung oder der Erwerb
von anderen Unternehmen,

d. Vorbehaltlich der Bestimmungen der Nr. 3. alle sonstigen
außergewöhnlichen, nicht zu den laufenden Angelegen-
heiten der Gesellschaft gehörenden Rechtshandlungen
und Maßnahmen.

5. Die persönlich haftende Gesellschafterin und ihre Organe
unterliegen keinem Wettbewerbsverbot, sie dürfen also ins-
besondere die Geschäftsführung von Gesellschaften überneh-
men, die Windparks oder andere Anlagen zur alternativen
Energieerzeugung betreiben.

6. Die persönlich haftende Gesellschafterin und ihre Organe haf-
ten der Gesellschaft und den Gesellschaftern für Handeln
oder Unterlassen nur, soweit ihnen oder ihren Erfüllungsge-
hilfen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last gelegt wird.

§ 7
Vergütung und Kostenersatz der persönlichen haftenden 

Gesellschafterin

Die persönliche haftende Gesellschafterin erhält für die Über-

nahme der kaufmännsichen Geschäftsführung für den Zeiraum
vom 1. Januar 2010 bis zum 31. Dezember 2010 eine ergebnisunab-
hänge einmalige Vergütung in Höhe von 72.000,00 €. Ab dem 
1. Januar 2011 erhält die persönliche haftende Gesellschafterin für
die Übernahme der kaufmännischen Geschäftsführung eine er-
gebnisunabhängige jährliche Vergütung in Höhe von 1,5 % der Ein-
speiseerlöse aus dem Verkauf der von den Windenergieanlagen,
die von der Gesellschaft betrieben werden, erzeugten Energie, aus
eventuellen Erstattungsleistungen der Versicherung und ein-
schließlich korrespondierender Ersatzleistungen seitens der WEA-
Hersteller jeweils zuzüglich gesetzlicher Umsatzsteuer. Die
jährliche Vergütung beträgt dabei mindestens 72.000,00 € zu-
züglich gesetzlicher Umsatzsteuer.  

Die persönlich haftende Gesellschafterin hat Anspruch auf Ersatz
ihrer Auslagen, soweit diese Auslagen in Ausübung ihrer Ge-
schäftsführung für die Kommanditgesellschaft entstanden sind. 

Die persönlich haftende Gesellschafterin erhält zusätzlich zu der
Vergütung nach Absatz 1 ab dem Zeitpunkt der Haftungsüber-
nahme eine Vergütung in Höhe von 15 % ihres Stammkapitals für
ihr Haftungsrisiko und für die Bereitschaft, die Geschäftsführung
der Gesellschaft zu übernehmen.

1. Die Geschäftsführung gliedert sich wie folgt auf:

Kaufmännische Geschäftsführung, d. h. die Überwachung der
lfd. Buchhaltung, die Abwicklung der finanziellen Angelegen-
heiten der Gesellschaft, das ¼ jährliche Berichtswesen per 
E-Mail für die Kommanditisten, die Begleitung der Jahresab-
schlussarbeiten und die Vorbereitung sowie Durchführung
der Gesellschafterversammlungen. Die persönlich haftende
Gesellschafterin übernimmt in diesem Zusammenhang die
laufenden Verwaltungskosten der Gesellschaft. Zu diesen
 gehören nicht Reisekosten und Kosten für Leistungen beauf-
tragter Dritter, wie z. B. Steuerberatungs- und Rechtsbera-
tungskosten der Gesellschafterversammlung und Kosten für
den technischen Betriebsführer und das Fernüberwachungs-
system (Telefonanlagekosten für die Windenergieanlage).

2. Sämtliche Vergütungen verstehen sich zzgl. etwaiger gesetz-
licher Umsatzsteuer.

Die Vergütungen sind im Verhältnis der Gesellschafter unter-
einander als Aufwand zu behandeln. Sie sind auch in Verlust-
jahren zahlbar. 

§ 8 
Beschlüsse der Gesellschaft

1. Die Beschlüsse der Gesellschaft werden in Gesellschafterver-
sammlungen gefasst. Die Beschlüsse können auch schriftlich,
per Fax, fernschriftlich oder per E-Mail gefasst werden, wenn
sich alle Stimmrechtsvertreter der Kommanditisten an der Be-
schlußfassung beteiligen. So gefasste Beschlüsse sind den
Kommanditisten von der persönlich haftenden Gesellschaf-
terin per E-Mail zu bestätigen. Die Willensbildung der Gesell-
schaft erfolgt durch Gesellschafterbeschluss. 

2. Die Beschlüsse werden, soweit nicht im Gesellschaftsvertrag
oder zwingend im Gesetz etwas anderes bestimmt ist, mit
einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. So-
weit der Gesellschaftsvertrag oder zwingend das Gesetz ei-
ne qualifizierte Mehrheit vorsehen, muss der Beschluss mit
qualifizierter Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst
werden. Stimmengleichheit gilt als abgelehnt; Stimmenthal-
tungen werden nicht mitgezählt. 

3. Die Stimmrechte für die Beschlüsse der Gesellschafterver-
sammlungen gliedern sich wie folgt auf:

Windpark Niebüll GmbH & Co.  KG: 7 Stimmrechte
Windpark Gotteskoog GmbH & Co. KG:                 4 Stimmrechte
Bürgerwindpark Niebüll
Verwaltungs GmbH:          3 Stimmrechte

4. Die Gesellschafter, d.h. die Kommanditisten und die persön-
lich haftende Gesellschafterin, werden jeweils in entsprechen-
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der Anzahl ihrer Stimmrechte Stimmrechtsvertreter aus ihrem
Gesellschafterkreis benennen, die jeweils für 2 Jahre gewählt
werden. Die gewählten Stimmrechtsvertreter erhalten jeweils
eine pauschale Vergütung (Sitzungsgeld) von jeweils 50 € pro
teilgenommener Gesellschafterversammlung. Die Sitzungs-
gelder sind Kosten der Gesellschaft. Die Stimmrechtsvertreter
sind berechtigt, das Stimmrecht gespalten und damit dass
ihnen jeweils zugewiesene Stimmrecht als Einzelstimme ab-
zugeben. Die Stimmrechtsvertreter können in allen Angele-
genheiten der Gesellschaft Beschlüsse fassen. Weiterhin ist
jeder Stimmrechtsvertreter berechtigt, einen anderen Stimm-
rechts-vertreter mit der Stimmrechtsausübung zu bevoll-
mächtigen, wenn er selbst nicht an der Gesellschafter-
versammlung der Gesellschaft teilnehmen kann. Soweit und
solange ein Gesellschafter keine Stimmrechtsvertreter ge-
wählt hat, werden dessen Stimmrechte von seinem gesetz-
lichen Vertreter wahrgenommen. Der gesetzliche Vertreter ist
dabei verpflichtet, die ihm zugewiesenen Stimmrechte ein-
heitlich auszuüben; eine gespaltene Stimmrechtsabgabe
kann hier nicht erfolgen.    

5. Die nachfolgenden Beschlüsse können nur mit Zustimmung
der persönlich haftenden Gesellschafterin gefasst werden:

a) Verpachtung des Unternehmens im ganzen,
b) Auflösung der Gesellschaft,
c) Änderung des Gesellschaftsvertrages,
d) Rechtsgeschäfte über 100.000,00 EUR.

6. Es bedürfen einer qualifizierten Mehrheit von 3/4 der abge-
gebenen Stimmen Beschlüsse über die

a) Gesellschaftsauflösung,
b) Änderung des Gesellschaftsvertrages, einschließlich

 Erhöhung des Kommanditkapitals, ausgenommen ist die
Erhöhung des Kommandit-kapitals nach Maßgabe des 
§ 4 Abs. 3, 

c) Verwendung von Liquiditätsüberschüssen gem. § 13 Abs. 2,
d) Entzug der Geschäftsführungsbefugnis und der Vertre-

tungsmacht der persönlich haftenden Gesellschafterin.

§ 9
Gesellschafterversammlungen

1. Eine ordentliche Gesellschafterversammlung soll mindestens
einmal im Jahr stattfinden. Diese Gesellschafterversammlung
beschließt insbesondere über:

a) die Genehmigung des Jahresabschlusses,
b) die Entlastung der persönlich haftenden Gesellschafterin,
c) die Verwendung von Liquiditätsüberschüssen nach § 13

Abs. 2, wobei eine angemessene Liquiditätsreserve in der
Gesellschaft vorgehalten werden muss,

d) die in diesem Gesellschaftsvertrag der Zuständigkeit der
Gesellschafterversammlung unterstellten Beschlussge-
genstände, insbesondere die in § 8 Abs. 5 und 6 und § 6
Abs. 4 genannten Beschlussgegenstände.

2. Die Einberufung der Gesellschafterversammlung erfolgt
durch die persönlich haftende Gesellschafterin unter Einhal-
tung einer Frist von drei Wochen und unter Angabe der Tages-
ordnung. 

3. Die Einberufung der Gesellschafterversammlung erfolgt
schriftlich oder per E-Mail. Die Frist nach Nr. 2 beginnt mit der
Absendung der einfachen Briefe oder der Email an die Stimm-
rechtsvertreter (Datum des Poststempels oder elektroni-scher
Versendungsvermerk). Die Ladung ist ordnungsgemäß, wenn
sie an die von dem Stimmrechtsvertreter zuletzt angegebene
Anschrift erfolgt.

4. Jeder Stimmrechtsvertreter hat das Recht, Anträge zur Gesell-
schafterversammlung einzubringen. Die Anträge müssen der
persönlich haftenden Gesellschafterin mindestens eine
 Wochen vor der Gesellschafterversammlung in Textform vor-
liegen.

5. Die Gesellschafterversammlung kann nur über die Gegen-

stände beschließen, die durch die mit der Einberufung über-
mittelte Tagesordnung angekündigt oder die nach Nr. 4
 fristgemäß eingebracht sind, es sei denn, dass alle Stimm-
rechtsinhaber vertreten sind und einer Beschlussfassung über
nicht auf der Tagesordnung stehende Gegenstände zustim-
men.

6. Eine außerordentliche Gesellschafterversammlung ist bei Be-
darf sowie auf Antrag eines oder mehrerer Kommanditisten
einzuberufen, sofern diese über mindestens 20 % der Stim-
men der Gesellschaft verfügen. Beruft die persönlich haf-
tende Gesellschafterin auf Antrag eines hierzu berechtigten
Kommanditisten die Gesellschafterversammlung nicht inner-
halb von zwei Wo-chen ein, so sind der oder die antragstel-
lenden Kommanditisten berechtigt, die Gesellschafter-
versammlung selbst einzuberufen.

7. Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfähig, wenn die
Mehrheit aller Stimmen anwesend oder vertreten sind. Ist
eine Gesellschafterversammlung nicht beschlussfähig, so ist
eine weitere Gesellschafterversammlung mit der gleichen Ta-
gesordnung mit einer Frist von zwei Wochen einzuberufen,
die ohne Rücksicht auf die Anzahl der Anwesenden oder ver-
tretenen Stimmen beschlussfähig ist; hierauf ist in der Einla-
dung  zu dieser Gesellschafterversammlung hinzuweisen.
Jeder Kommanditist kann sein Stimmrecht nur selbst durch
seine Stimmrechtsvertreter oder einem bevollmächtigten
Stimmrechtsvertreter nach § 8 Abs. 4 Satz 6 oder durch einen
von ihm bevollmächtigten anderen Kommanditisten oder
einen Bevollmächtigten aus dem Kreis der wirtschaftsprüfen-
den oder rechts- oder steuerberatenden Berufe ausüben. Der
Bevollmächtigte muss eine schriftliche Vollmacht vorlegen.

8. Auf die Einhaltung von Form- und Fristenerfordernissen kann
verzichtet werden, wenn sämtliche Kommanditisten in der
Gesellschafterversammlung anwesend oder vertreten sind
und sämtliche Kommanditisten auf die Einhaltung der Form-
und Fristenerfordernisse verzichtet haben.

9. Über jede Gesellschafterversammlung, insbesondere über die
darin behandelten Anträge und durchgeführten Abstimmun-
gen – einschließlich der Stimmabgabe der einzelnen Gesell-
schafter sowie des Abstimmungsergebnisses – ist eine
Niederschrift zu fertigen, die vom Vorsitzenden der Gesell-
schafterversammlung zu unterzeichnen ist. Die Niederschrift
ist allen Gesellschaftern von dem Vorsitzenden der Gesell-
schafterver-sammlung in Schriftform zuzustellen. Der Inhalt
der Niederschrift gilt als durch den einzelnen Gesellschafter
genehmigt, wenn dieser der Niederschrift nicht binnen zwei
Wochen nach deren Erhalt gegenüber dem Vorsitzenden der
Gesellschafterversammlung schriftlich unter Angabe einer
Begründung widerspricht.

10. Die Gesellschafterversammlung wird von der persönlich haf-
tenden Gesellschafterin als Vorsitzende geleitet. Sie ist be-
rechtigt, einen Vertreter mit der Leitung zu beauftragen.

11. Beschlüsse der Gesellschafterversammlung können nur mit
einer Ausschlussfrist von einem Monat ab Zugang der Nieder-
schrift nach Nr. 9 durch Klage angefochten werden.

§ 10
Jahresabschluss, Berichte

1. Die persönlich haftende Gesellschafterin hat unter Einbezie-
hung eines Steuerberaters in den ersten sechs Monaten des
Geschäftsjahres für das vergangene Geschäftsjahr den Jah-
resabschluss unter Beachtung der handels- und steuerrecht-
lichen Vorschriften aufzustellen und neben einem Geschäfts-
bericht den Stimmrechts-vertretern der Kommanditisten
nach § 9 Abs. 3 mit der Einladung zur ordentlichen Gesell-
schafterversammlung zur Genehmigung vorzulegen.

2. Über außergewöhnliche Geschäftsvorfälle wird die persönlich
haftende Gesellschafterin den Kommanditisten unverzüglich
berichten.
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§ 11
Gesellschafterkonten

1. Für die Gesellschafter werden folgende Konten geführt:

a) Kapitalkonten
b) Verlustvortragskonten
c) Verrechnungskonten

2. Auf den Kapitalkonten, die Festkonten sind, sind die Pflicht-
einlagen der Kommanditisten zu buchen.

3. Auf den Verlustvortragskonten, die Unterkonten der Kapital-
konten sind, werden die von den Kommanditisten zu tragen-
den Verluste verbucht. Gewinne sind den Verlustvortrags-
konten so lange gutzuschreiben, bis diese ausgeglichen sind.

4. Auf den Verrechnungskonten werden alle Gutschriften und
Belastungen verbucht, die nach den vorstehenden Bestim-
mungen nicht auf einem der anderen Konten zu buchen sind.

5. Sämtliche Gesellschafterkonten werden nicht verzinst, bis auf
die Verzinsung nach § 13 Abs. 1.

§ 12
Ergebnis- und Vermögensbeteiligung

1. Am Vermögen und am Gewinn und Verlust der Gesellschaft
sind die Kommanditisten im Verhältnis ihrer Kommanditbe-
teiligungen beteiligt.

2. Vergütung und Kostenersatz der persönlich haftenden Gesell-
schafterin (vgl. § 7) gelten im Verhältnis der Gesellschafter zu-
einander als Aufwand der Gesellschaft.

§ 13
Verwendung von Betriebsüberschüssen, Ausschüttungen

1. Unabhängig vom Betriebsergebnis erhalten die Kommandi-
tisten ab Inbetriebnahme der Windenergieanlagen eine
 Verzinsung ihres Kommanditkapitals in Höhe von 7 % p.a. Die
Verzinsung ist quartalsweise jeweils zum 31.03/30.06/
30.09/31.12 an die Kommanditisten zu zahlen, solange es die
finanzierenden Banken zulassen. 

2. Über die Verwendung des verbleibenden  Liquiditätsüber-
schusses beschließt die Gesellschafterversammlung mit 
¾Mehrheit aller Stimmanteile der Gesellschaft.

§ 14 
Kontrollrechte der Kommanditisten

Die Kommanditisten sind berechtigt, in Angelegenheiten der Ge-
sellschaft in oder außerhalb einer Gesellschafterversammlung
Auskunft zu verlangen und nach Ankündigung mit angemessener
Frist Bücher und  Schriften der Gesellschaft am Sitz der Gesell-
schaft einzusehen. Jeder Kommanditist kann diese Rechte auf
seine Kosten durch einen Steuerberater, Wirtschaftsprüfer oder
Rechtsanwalt ausüben lassen.

§ 15
Abtretung und Verpfändung von Gesellschafterrechten

Die Abtretung, Übertragung, Veräußerung, Verpfändung oder son-
stige Belastungen der Kommanditanteile oder Teilen von Kom-
manditanteilen oder des Anspruchs auf Gewinn oder Auszahlung
des Auseinandersetzungsguthabens sowie die Bestellung eines
Nießbrauchrechts an den Kommanditanteilen oder Teilen von
Kommanditanteilen ist nur zulässig, wenn eine ¾Mehrheit aller
Stimmanteile der Gesellschaft die Zustimmung hierzu erteilt. Ent-
sprechendes gilt für die Treuhandbestelltung oder die Einräu-
mung von Unterbeteiligungen.

Die Kommanditisten sind jedoch berechtigt, zur Absicherung der
Finanzierung ihrer Kommanditanteile eine Abtretung oder Ver-
pfändung an die finanzierende Bank oder eine sonstige finanzie-

rende Stelle bei Nachweis, dass diese Abtretung bzw. Verpfändung
nur der Finanzierung dient, vorzunehmen. Die Gesellschafter er-
klären sich ausdrücklich damit einverstanden, dass von Nr. 1 eine
Ausnahme gemacht werden kann, wenn der Kommanditist bzw.
die Kommanditisten den Nachweis der Finanzierung erbringen
und erteilen ihre Zustimmung hierzu.

§ 16 
Ausscheiden von Kommanditisten

1. Ein Kommanditist scheidet aus der Gesellschaft aus, wenn

a) er seine Gesellschaftsbeteiligung gekündigt hat und die
Gesellschaft nicht infolge der gleichzeitigen Kündigung
aller Kommanditisten in Liquidation tritt (vgl. § 3 Abs. 3),

b) in die Kommanditbeteiligung oder einzelne Ansprüche
aus dem Gesellschaftsvertrag aufgrund eines nicht nur
vorläufig vollstreckbaren Titels die Zwangsvollstreckung
betrieben wird und die Zwangsvollstreckungsmaßnahme
nicht innerhalb von drei Monaten aufgehoben wird,

c) über das Vermögen des Kommanditisten das Insolvenz-
verfahren eröffnet oder die Eröffnung des Insolvenzver-
fahrens mangels Masse abgelehnt wird, oder

d) der Kommanditist nach Nr. 2 aus der Gesellschaft ausge-
schlossen wird.

2. Ein Kommanditist kann durch Beschluss der Gesellschafter-
versammlung aus der Gesellschaft ausgeschlossen werden,
wenn er in grober Weise trotz schriftlicher Abmahnung seine
sonstigen Verpflichtungen aus  dem Gesellschaftsverhältnis
verletzt und den Gesellschaftern die  Fortsetzung des Gesell-
schaftsverhältnisses mit diesem Kommanditisten unzumut-
bar geworden ist. Bei der Beschlussfassung über den
Ausschluss hat der betroffene Kommanditist kein Stimm-
recht. Er ist jedoch anzuhören, wenn er an der Gesellschafter-
versammlung, in der über seinen Ausschluss beschlossen
werden soll, teilnimmt.

3. Scheidet ein Kommanditist aus der Gesellschaft aus, so wird
die Gesellschaft von den verbleibenden Gesellschaftern
 fortgesetzt. Der Gesellschaftsanteil des ausgeschiedenen
Kommanditisten wächst den Gesellschaftsanteilen der ver-
bleibenden Gesellschafter im Verhältnis  ihrer festen Kapital-
konten zu. Der ausscheidende Kommanditist ist gemäß den
Bestimmungen des § 17 abzufinden.

§ 17 
Abfindung des ausscheidenden Kommanditisten

1. Dem ausscheidenden Gesellschafter steht ein Anspruch auf
Zahlung einer Abfindung gegen die Gesellschaft zu.

2. Erfolgt das Ausscheiden zum Schluss eines Geschäftsjahres,
bildet der Jahresabschluss die Grundlage für die Auseinander-
setzungsbilanz. Erfolgt das Ausscheiden im Laufe eines Ge-
schäftsjahres, so wird der Jahresabschluss des vergangenen
Geschäftsjahres zugrundegelegt. Die Auseinandersetzungs-
bilanz ist unter Auflösung „stiller Reserven“ auf der Basis tat-
sächlicher Werte zu erstellen, wobei die Windenergieanlagen
mit dem Verkehrswert anzusetzen sind. Dieser Verkehrswert
errechnet sich verbindlich für alle Beteiligten in Höhe der An-
schaffungskosten der Windenergieanlagen abzüglich 1/15 der
Anschaffungskosten für jedes Geschäftsjahr. Die Abgeltung
eines etwaigen Firmen/Standortwertes erfolgt nicht.

3. Erkennt der ausscheidende Gesellschafter die Auseinander-
setzungsbilanz nicht an, so entscheidet über die Bilanz und
die sich hieraus ergebende Entschädigung das schriftliche
Gutachten eines Steuerberaters oder Wirtschaftsprüfers.
Kommt eine Einigung über die Person dieses Gutachters nicht
zustande, so soll die Steuerberaterkammer Schleswig-Hol-
stein auf Antrag einer Partei einen Gutachter benennen, des-
sen Gutachten für alle Beteiligten verbindlich ist. Die Kosten
für die Erstellung einer Auseinandersetzungsbilanz und eines
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eventuellen Gutachtens trägt der ausscheidende Gesellschaf-
ter.

4. Das sich nach Nr. 1 ergebene Guthaben wird bei entsprechen-
der Liquidität und ohne Belastung der vorgesehenen Aus-
schüttung an die verbleibenden Gesellschafter sechs Monate
nach dem Zeitpunkt des Ausscheidens ausgezahlt. Im Übri-
gen ist das Guthaben innerhalb von drei Jahren nach dem Tag
des Ausscheidens dem ausscheidenden Kommanditisten in
gleichen Jahresraten auszuzahlen. Die erste Rate wird 12 Mo-
nate nach dem Ausscheidungsstichtag fällig. Das Ausein-
andersetzungsguthaben ist mit 5 % p. a. zu verzinsen. Ist das
Auseinandersetzungsguthaben negativ, so hat der ausschei-
dende Kommanditist gegenüber der Gesellschaft die Ver-
bindlichkeiten gegenüber der Gesellschaft innerhalb von
sechs Monaten nach seinem Ausscheiden zu erfüllen, soweit
er hierzu nach Handelsrecht und diesem Gesellschaftsvertrag
verpflichtet ist; eine Nachschusspflicht über seine Haft-
summe hinaus besteht nicht.

§ 18 
Ausscheiden der persönlich haftenden Gesellschafterin

1. Die persönlich haftende Gesellschafterin kann durch Be-
schluss mit einer Mehrheit von 75 % der Gesellschafterver-
sammlung aus der Gesellschaft ausgeschlossen werden,
wenn sie in grober Weise trotz schriftlicher Abmahnung ihre
sonstigen Verpflichtungen aus  dem Gesellschaftsverhältnis
verletzt und den Gesellschaftern die  Fortsetzung des Gesell-
schaftsverhältnisses mit der persönlich haftende Gesellschaf-
terin unzumutbar geworden ist. 

2. In jedem Falle des Ausscheidens der persönlich haftenden Ge-
sellschafterin aus der Gesellschaft wird die Gesellschaft zwi-
schen den verbleibenden Gesellschaftern fortgesetzt. Die
Gesellschaft wird nicht aufgelöst.

3. Die persönlich haftende Gesellschafterin kann – vorbehaltlich
der vorstehenden Voraussetzungen der Absätze 1 bis 2 – erst
dann aus der Gesellschaft ausscheiden oder aus der Gesell-
schaft ausgeschlossen werden, wenn zuvor ein neuer persön-
lich haftender Gesellschafter in die Gesellschaft eingetreten
ist. Für diesen persönlich haftenden Gesellschafter gelten die
Beschränkungen dieses Absatzes dann entsprechend.

§ 19 
Auflösung der Gesellschaft

1. Die Gesellschaft  tritt unter gesetzlichen Voraussetzungen
sowie dann in Liquidation, wenn die Gesellschafter die Auflö-
sung beschließen oder die Gesellschaft zum gleichen Termin
von allen Kommanditisten gekündigt worden ist.

2. Bei der Auflösung der Gesellschaft erfolgt die Liquidation
durch die persönlich haftende Gesellschafterin. Der Umfang
ihrer Geschäftsführungs- und Vertretungsvollmacht wird
durch die Eröffnung der Liquidation nicht verändert.

3. Ein nach Berichtigung der Verbindlichkeiten der Gesellschaft
verbleibender Liquidationserlös steht den Kommanditisten
im Verhältnis ihrer festen Kapitalkonten zu.

§ 20 
Schlussbestimmungen

1. Falls einzelne Bestimmungen dieses Vertrages nichtig oder
unwirksam sind oder werden, so wird die Gültigkeit des Ver-
trages im Übrigen davon nicht berührt. Die nichtige oder un-
wirksame Bestimmung ist durch eine Regelung zu ersetzen,
die dem angestrebten wirtschaftlichen oder rechtlichen
Zweck möglichst nahe kommt. Entsprechendes gilt bei etwai-
gen Lücken des Vertrages.

2. Ergänzungen und Änderungen dieses Vertrages bedürfen der
Schriftform. Kein Gesellschafter kann sich auf eine vom Ver-
trag abweichende tatsächliche Übung berufen, solange die
Abweichung nicht schriftlich festgehalten ist.

3. Die Kosten dieses Vertrages und seiner Durchführung  trägt
die Gesellschaft.

4. Gerichtsstand ist Flensburg.

Niebüll, den 22.November 2010

gez. Windpark Niebüll GmbH & Co. KG

gez. Windpark Gotteskoog GmbH & Co.  KG

gez. Bürgerwindpark Niebüll Verwaltungs GmbH
vertreten durch die Geschäftsführer Ernst Nahnsen, 
Dierk Johannsen und Nommen Nommensen jun.
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7.1.3 Vertrag über WEA-Lieferung und -Montage, Vestas Deutschland GmbH
Der Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG liegt ein Vertrag über die Lieferung und Mon-
tage von fünf WEA mit dem Windenergieanlagenhersteller Vestas Deutschland GmbH
vor. Dieser Vertrag ist zum Zeitpunkt der Prospekterstellung unterzeichnet und wird wirk-
sam ab dem Vorliegen einer Baugenehmigung. Der Inhalt des Vertrages wird aufgrund
einer Vertraulichkeitsvereinbarung mit Vestas Deutschland GmbH nicht Gegenstand des
Verkaufsprospekts.

Die Emittentin hat keine Verträge über die Anschaffung oder Herstellung des Anlageob-
jekts oder wesentliche Teile davon geschlossen. Durch die geplante Beteiligung an der
Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG trägt die Emittentin indirekt anteilig das Risiko
des Vertragsabschlusses der Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG mit Vestas Deutsch-
land GmbH.
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7.2 Vertragspartner

Bürgerwindpark Niebüll Verwaltungs-GmbH
Geschäftsanschrift Gotteskoogstraße 41, 25899 Niebüll
Gesellschaftsform Gesellschaft mit beschränkter Haftung
Haftende Komplementärin Grundsätzlich haftet die Komplementärin einer KG unbeschränkt. Vorliegend ist

die Komplementärin eine Kapitalgesellschaft, und diese haftet daher nur
 beschränkt mit ihrem Gesellschaftsvermögen.

Sitz Niebüll
Zuständiges Registergericht Amtsgericht Flensburg (HRB 7872 FL)
Tag der ersten Eintragung 09.12.2009
Stammkapital 30.000 Euro (zu 50 % eingezahlt)
Geschäftsführer Herr Ernst Nahnsen, Herr Dierk Johannsen,Herr Nommen Nommensen jun.
Gesellschafter Dierk Johannsen mit 27,42 %

Keine weiteren Gesellschafter mit einem Anteil von mindestens 25% vorhanden
Funktion Die Bürgerwindpark Niebüll Verwaltungs-GmbH übernimmt als Komplementärin

die Haftung und die Geschäftsführung der drei nachfolgend aufgeführten Gesell-
schaften: Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG, Windpark Niebüll GmbH & Co. KG,
Windpark Gotteskoog GmbH & Co. KG

Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG
Geschäftsanschrift Gotteskoogstraße 41, 25899 Niebüll 
Sitz Niebüll
Zuständiges Registergericht Amtsgericht Flensburg (HRA 6641 FL)
Tag der ersten Eintragung 17.12.2009
Kapital (Kommanditkapital) 5.000.000 Euro. Das Kapital ist noch nicht eingezahlt.
Gesellschafter 3.000.000 Euro Windpark Niebüll GmbH & Co. KG

2.000.000 Euro Windpark Gotteskoog GmbH & Co. KG
Geschäftsführer Bürgerwindpark Niebüll Verwaltungs-GmbH
Funktion Die Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG hat die Aufgabe die gesamten WEA

anzuschaffen, die Infrastruktur erstellen zu lassen, den Windpark finanzieren zu 
lassen und den Windpark  zu betreiben

E.ON Hanse AG
Adresse Schleswag-HeinGas-Platz 1, 25450 Quickborn
Sitz Quickborn, Kreis Pinneberg
Zuständiges Registergericht Amtsgericht Pinneberg (HRB 5802 PI)
Grundkapital 250.000.000 Euro
Hauptgesellschafter E.ON AG, Düsseldorf (mittelbar über E.ON Energie AG, München)
Gesetzliche Vertreter Hans-Jakob Tiessen, Udo Bottländer, Andreas Fricke, Klaus Lewandowski
Funktion Die E.ON Hanse AG ist der zuständige Netzbetreiber, der die eingespeiste elektrische

Energie am Netzverknüpfungspunkt abnimmt und auf Grundlage des EEG vergütet.

Vestas Deutschland GmbH
AdresseAdresse Otto-Hahn-Straße 2-4
Sitz 25813 Husum
Zuständiges Registergericht Amtsgericht Flensburg (HRB 463)
Stammkapital 16.873.000 Euro (Quelle Jahresabschluss 2008 Bundesanzeiger )
Hauptgesellschafter/ 100 %Vestas Central Europe A/S
Aktionärsstruktur
Geschäftsführer Hans-Jörn Rieks
Funktion Der Geschäftszweck der Vestas Deutschland GmbH umfasst den Vertrieb von

Windenergienanlagen und dem damit eng verbundenen Service und 
Wartungsgeschäft. 
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8.1.1 Allgemeines
Im folgenden Kapitel wird der Gesell-
schaftsvertrag der Beteiligungsgesell-
schaft Windpark Niebüll GmbH & Co. KG
(Emittentin) mit Sitz in Niebüll im Über-
blick beschrieben. Das Durchlesen des fol-
genden Kapitels ersetzt keinesfalls eine
aufmerksame Lektüre des im Abschnitt 7.1.1
auf den Seiten 67 bis 72 abgedruckten Ge-
sellschaftsvertrags.
Der Anleger beteiligt sich als Kommandi-
tist an der Emittentin. Als Kommanditist
stehen dem Anleger Rechte zu, die es ihm
ermöglichen, sich über die Tätigkeiten der
Gesellschaft zu informieren, deren Ge-
schäftsführung zu kontrollieren sowie an
wichtigen Entscheidungen im Rahmen der
Gesellschafterversammlung bzw. schrift-
lichen Beschlussfassungen mitzuwirken.
Diese Rechte haben ihre Grundlage vor
allem im Handelsgesetzbuch (im Folgen-
den auch „HGB“) und im Gesellschaftsver-
trag. Paragraphenangaben ohne Angabe
der Fundstelle beziehen sich auf den Ge-
sellschaftsvertrag der Emittentin.
Die mit der Vermögensanlage verbunde-
nen Rechte der Kommanditisten sind:

8.1.2 Recht auf Ergebnisbeteiligung,
Ausschüttungsanspruch, 
Gewinnauszahlungsanspruch
(§§ 167 f., 120 f. HGB, §§ 13, 14 des Gesell-
schaftsvertrags)

Die Gesellschafter sind im Verhältnis ihrer
festen Kapitalkonten am Vermögen und am
Ergebnis der Gesellschaft beteiligt (§ 13 des
Gesellschaftsvertrages). Nach § 14 Abs. 1 des
Gesellschaftsvertrages erhalten die Kom-
manditisten ab Inbetriebnahme der Wind-
energieanlagen der Bürgerwindpark Niebüll
GmbH & Co. KG eine Verzinsung ihres Kom-
manditanteils in Höhe von 7 % pro Jahr. Die

Verzinsung ist jeweils quartalsweise am
31.03./30.06./30.09./31.12. an die Komman-
ditisten zu zahlen. Diese Verzinsung steht
allerdings laut Gesellschaftsvertrag unter
dem Vorbehalt der Zustimmung durch die
finanzierenden Banken. Ein danach verblei-
bender Liquiditätsüberschuss kann nach
entsprechender Beschlussfassung durch die
Gesellschafterversammlung an die Kom-
manditisten ausgeschüttet werden. Die
 Beschlussfassung darüber erfolgt mit 3/4-
Mehrheit der anwesenden Stimmanteile.

8.1.3 Recht auf Teilnahme an
 Gesellschafterversammlungen bzw.
schriftlichen Beschlussfassungen
und Stimmrecht entsprechend der
Pflichteinlage
(§§ 9, 10 des Gesellschaftsvertrags)

Nach § 10 Abs. 1 des Gesellschaftsvertrages
findet grundsätzlich eine Gesellschafterver-
sammlung jährlich statt. Die jährliche Ge-
sellschafterversammlung wird durch die
persönlich haftende Gesellschafterin unter
Einhaltung einer Frist von drei Wochen und
unter Angabe der Tagesordnung. Die Frist
beginnt mit der Absendung der einfachen
Briefe oder der E-Mail an die Kommanditis-
ten. Die Einberufung erfolgt schriftlich oder
per E-Mail. Die Ladung ist ordnungsgemäß,
wenn sie an die von dem Kommanditisten
zuletzt angegebene Anschrift erfolgt.
Jeder Kommanditist hat das Recht, Anträge
zur Gesellschafterversammlung einzubrin-
gen. Die Anträge müssen der persönlich haf-
tenden Gesellschafterin mindestens eine
Woche vor der Gesellschafterversammlung
in Textform vorliegen.
Die Gesellschafterversammlung kann nur
über Punkte der Tagesordnung und fristge-
recht eingereichte Anträge von Kommandi-
tisten beschließen. Anderes gilt nur, sofern

8. Rechtliche Angaben
8.1 Rechte des Anlegers
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alle Kommanditisten anwesend sind und
der Beschlussfassung zustimmen.
Bei Bedarf oder auf Antrag eines oder meh-
rerer Kommanditisten ist eine außerordent-
liche Gesellschafterversammlung einzu-
berufen. Einer oder mehrere Kommanditis-
ten können einen Antrag stellen, sofern sie
mindestens 20 % der Stimmen der Gesell-
schaft repräsentieren.
Die Gesellschafterversammlung ist be-
schlussfähig, wenn die Mehrheit aller Stim-
men anwesend oder vertreten sind. Wenn
eine Gesellschafterversammlung nicht be-
schlussfähig ist, wird mit einer Frist von
zwei Wochen eine weitere Gesellschafter-
versammlung mit derselben Tagesordnung
einberufen, die ohne Rücksicht auf die An-
zahl der anwesenden Stimmen beschlussfä-
hig ist.
Jeder Kommanditist kann sein Stimmrecht
nur selbst oder durch einen schriftlich be-
vollmächtigen Kommanditisten oder durch
einen Angehörigen der rechts- und steuer-
beratenden Berufe ausüben.
Auf Form- und Fristerfordernisse kann nur
verzichtet werden, wenn alle Kommanditis-
ten anwesend oder vertreten sind und
sämtliche Kommanditisten auf die Einhal-
tung dieser Erfordernisse durch Beschluss
verzichten.
Über jede Gesellschafterversammlung ist
ein Protokoll anzufertigen. Der Vorsitzende
der Gesellschafterversammlung hat dieses
Protokoll zu unterzeichnen. Das Protokoll ist
allen Gesellschaftern in Schriftform zuzu-
stellen. Der Inhalt des Protokolls gilt als ge-
nehmigt, wenn diesem Protokoll nicht
binnen zwei Wochen nach Erhalt gegenüber
dem Vorsitzenden der Gesellschafterver-
sammlung schriftlich unter Angabe eine Be-
gründung widersprochen wird.
Die Gesellschafterversammlung wird von
der persönlich haftenden Gesellschafterin
geleitet. Die persönlich haftende Gesell-
schafterin ist berechtigt, einen Vertreter mit
der Leitung zu beauftragen.

Beschlüsse der Gesellschafterversammlung
können nur mit einer Ausschlussfrist von
einem Monat ab Zugang des Protokolls
durch Klage angefochten werden.
Beschlüsse können auch schriftlich, per Fax
oder per E-Mail gefasst werden, wenn sich
alle Kommanditisten an dieser Beschluss-
fassung beteiligen. Auf diese Art gefasste
Beschlüsse sind den Kommanditisten von
der persönlich haftenden Gesellschafterin
per E-Mail zu bestätigen.
Soweit nicht im Gesellschaftsvertrag oder
im Gesetz etwas anderes bestimmt ist, wer-
den Beschlüsse der Gesellschaft mit einfa-
cher Mehrheit gefasst. Sehen der
Gesellschaftsvertrag oder das Gesetz zwin-
gend eine qualifizierte Mehrheit vor, so
muss der Beschluss mit qualifizierter Mehr-
heit gefasst werden. Stimmengleichheit gilt
dabei als abgelehnt, Stimmenenthaltungen
werden nicht mitgezählt.
Je 500,00 € Kommanditeinlage wird dem
Kommanditisten 1 Stimme gewährt. Die
persönlich haftende Gesellschafterin wird
mangels Kapitaleinlage für die Beschluss-
fassung so gestellt, als hätte sie 5.000,00 €
Kapitaleinlage geleistet.
Beschlüsse über Verpachtung des Unter-
nehmens im Ganzen, Auflösung der Gesell-
schaft, Änderung des Gesellschaftsvertrages
und Rechtgeschäfte über 100.000,00 €

können nur mit Zustimmung der persönlich
haftenden Gesellschafterin gefasst werden.
Eine qualifizierte Mehrheit von 3/4 der ab-
gegebenen Stimmen ist erforderlich für Be-
schlüsse über Gesellschaftsauflösung,
Änderung des Gesellschaftsvertrages, Ver-
wendung von Liquiditätsüberschüssen und
Entzug der Geschäftsführungsbefugnis und
der Vertretungsmacht der persönlich haf-
tenden Gesellschafterin.

8.1.4 Informations- und 
Kontrollrechte
(§ 166 HGB, § 15 des Gesellschaftsvertrags)

Nach § 15 des Gesellschaftsvertrages sind

N I E B Ü L LVerkaufsprospekt Stand: 24. November 2010



86

die Kommanditisten berechtigt, in Angele-
genheiten der Gesellschaft in- oder außer-
halb einer Gesellschafterversammlung
Auskunft zu verlangen und nach Ankündi-
gung mit angemessener Frist Bücher und
Schriften der Gesellschaft am Sitz der Ge-
sellschaft einzusehen. Der jeweilige Kom-
manditist kann diese Rechte auch durch
einen Steuerberater, Wirtschaftsprüfer oder
Rechtsanwalt ausüben lassen.

8.1.5 Kündigungsrecht
(§§ 17, 18 des Gesellschaftsvertrags)

Eine Kündigung der Mitgliedschaft des
Kommanditisten ist unter Einhaltung einer
Kündigungsfrist von 12 Monaten zum Ende
eines Kalenderjahres erstmals zum
31.12.2026 möglich. Die Kündigung hat
durch eingeschriebenen Brief gegenüber
der Gesellschaft zu erfolgen. Für die Frist-
wahrung maßgebend ist der Eingang der
Kündigung bei der persönlich haftenden
Gesellschafterin. Die weiteren Wirkungen
der Kündigung richten sich nach §§ 17 und
18 des Gesellschaftsvertrages.

8.1.6 Recht auf Abtretung, 
Übertragung, Veräußerung oder 
Verpfändung der Kommanditanteile
(§ 16 des Gesellschaftsvertrags)

Die Übertragung der Anteile erfolgt im
Wege der Abtretung (§ 398 BGB). Der Kom-
manditanteil unterliegt jedoch nach § 16
des Gesellschaftsvertrages verschiedenen
Beschränkungen. Der Kommanditist hat nur
ein begrenztes Recht darauf, über seinen
Anteil zu verfügen.

Abtretungen, Übertragungen, Veräußerun-
gen, Verpfändungen oder sonstige Belas-
tungen der Kommanditanteile oder Teilen
von Kommanditanteilen oder des An-
spruchs auf Gewinn oder Auszahlung des
Auseinandersetzungsguthabens sowie die
Bestellung eines Niesbrauchsrechts an den
Kommanditanteilen oder Teilen von Kom-
manditanteilen ist nach § 16 des Gesell-

schaftsvertrages nur möglich, wenn eine 3/4
Mehrheit des Gesellschaftskapitals die Zu-
stimmung erteilt. Für die Einräumung von
Unterbeteiligungen an Kommanditantei-
len gilt entsprechendes.
Eine Veräußerung von Kommanditanteilen
ist ausschließlich möglich an Einwohnerin-
nen und Einwohner der Stadt Niebüll, die
am 01.11.2009 ihren Hauptwohnsitz in der
Stadt Niebüll hatten. Einwohnern der Stadt
Niebüll in diesem Sinne gleichgestellt sind
Landeigentümer, deren Grundbesitz im Pla-
nungsgebiet des jeweiligen Projektes bzw.
innerhalb der Abstandsflächen und Schutz-
zonen der errichteten Windenergieanlagen
liegt.
Nicht erforderlich ist eine Zustimmung,
wenn ein Kommanditanteil von Todes
wegen übertragen wird oder eine Übertra-
gung 3 volle Kalenderjahre nach Gesell-
schaftsbeitritt unentgeltlich im Wege der
vorweggenommenen Erbfolge erfolgt. Die
Übertragung im Wege der vorweggenom-
menen Erbfolge hat den in § 15 AO bezeich-
neten Personenkreis zu erfolgen. Ausge-
nommen sind Verlobte. Eine Zustimmung
ist außerdem nicht erforderlich. Für den Fall
der entgeltlichen oder unentgeltlichen
Übertragung von Kommanditanteilen an
volljährige Abkömmlinge eines Kommandi-
tisten, die ihren Erstwohnsitz in der Ge-
meinde Niebüll haben.
Die Kommanditisten sind berechtigt, zur
Absicherung der Finanzierung der Kom-
manditanteile diese zu verpfänden oder an
die finanzierende Bank abzutreten.
Die Abtretung ist der Gesellschaft unter Bei-
fügung personenbezogener Daten und
einer notariell beglaubigten Handelsregis-
tervollmacht anzuzeigen. Nach §§ 161 Abs. 2
und 160 Abs. 1 HGB haften die Kommandi-
tisten nach ihrem Ausscheiden aus der
Windpark Niebüll GmbH & Co. KG bis zur
Höhe ihrer Einlage für bis dahin begründete
Verbindlichkeiten der Gesellschaft, die bis
zum Ablauf von 5 Jahren nach ihrem Aus-
scheiden fällig werden und rechtskräftig ge-
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richtlich festgestellt oder auf andere Weise
vollstreckbar sind oder für die eine Vollstre-
ckungshandlung vorgenommen oder bean-
tragt wird. Dem steht es nach § 160 Abs. 2
HGB gleich, wenn der Kommanditist den
Anspruch schriftlich anerkannt hat. Frist -
beginn ist das Ende des Tages an dem 
Ausscheiden in das Handelsregister einge-
tragen wird. Bei Auflösung der Gesellschaft
verjähren die Ansprüche von Gesellschafts-
gläubigern gegen die Kommanditisten nach
§ 161 Abs. 2 und § 159 HGB spätestens 5 Jahre
nach Ein-tragung der Auflösung der Gesell-
schaft in das Handelsregister. Sofern die An-
sprüche erst nach Eintragung der Auflösung
fällig werden, verjähren die Ansprüche 
5 Jahre nach fällig werden der Ansprüche.

Die Vermögensanlagen sind somit zwar
grundsätzlich übertragbar, aber aufgrund
der geschilderten Umstände dabei Ein-
schränkungen in ihrer freien Handelbarkeit
unterworfen (siehe auch eingeschränkte
Handelbarkeit im Abschnitt "Risiken").

Die Übertragung der Kommanditanteile
durch Erbfall ist jederzeit möglich. Die Kom-
manditbeteiligung geht in diesem Fall auf
die Erben oder Vermächtnisnehmer über.
Der die bzw. die Rechtsnachfolger haben
sich gegenüber der persönlich haftenden
Gesellschafterin durch Vorlage eines Erb-
scheins oder eines notariellen Testaments
bzw. eines Erbvertrages zu legitimieren. Die
Ausübung der Rechte aus der Kommandit-
beteiligung durch einen Testamentsvollstre-
cker ist zulässig. Mehrere Erben haben
einen gemeinsamen Bevollmächtigten zu
bestimmen, der ihre Rechte als Gesellschaf-
ter wahrnimmt.

Einigen sich die Erben nicht auf einen Be-
vollmächtigten, so ist die Geschäftsführung
berechtigt, aber nicht verpflichtet, aus der
Mitte der Erben einen Bevollmächtigten zu
bestimmen. So lange die Bestellung eines
Bevollmächtigten nicht erfolgt ist, ruhen die
Gesellschaftsrechte der Erben mit Aus-
nahme ihrer Beteiligung am Gewinn und
Verlust.

Für Anteile an geschlossenen Fonds existiert
kein geregelter Zweitmarkt. Entsprechend
den gesellschaftsrechtlichen Regelungen ist
eine vorzeitige Veräußerung der Beteiligung
nur zulässig, wenn eine ¾Mehrheit die Zu-
stimmung hierfür erteilt. Eine Veräußerung
von Kommanditanteilen ist ausschließlich
an Einwohnerinnen und Einwohnern mög-
lich, die am Stichtag 01.11.2009 ihren Haupt-
wohnsitz in Niebüll hatten. Dadurch ist die
freie Handelbarkeit eingeschränkt. Die
damit verbundenen Risiken sind ausführlich
im Risikokapitel unter 3.4.4 beschrieben.

8.1.7 Recht auf Abfindung bei 
Ausscheiden
(§ 18 des Gesellschaftsvertrags)

Scheidet ein Kommanditist aus der KG aus,
wird diese von den verbleibenden Gesell-
schaftern fortgesetzt. Der ausscheidende
Kommanditist ist nach den Bestimmungen
in § 18 des Gesellschaftsvertrages abzufin-
den.
Erfolgt das Ausscheiden zum Schluss eines
Geschäftsjahres, bildet der Jahresabschluss
die Grundlage für die Auseinandersetzungs-
bilanz. Wenn das Ausscheiden im Laufe
eines Geschäftsjahres erfolgt, so wird der
Jahresabschluss des vergangenen Ge-
schäftsjahres zugrunde gelegt. Um das Aus-
einanderset-zungsguthaben zu ermitteln,
sind die stillen Reserven aufzudecken. Dabei
werden die Windenergieanlagen pauschal
mit den Anschaffungskosten abzüglich 1/15
der Anschaffungskosten für jedes abgelau-
fene Geschäftsjahr ermittelt. Ein etwaiger
Firmen- oder Standortwert wird nicht ge-
sondert abgegolten.
Der ausscheidende Gesellschafter hat das
Recht, die Auseinandersetzungsbilanz gut-
achterlich überprüfen zu lassen. Die Kosten
für die Erstellung der Auseinandersetzungs-
bilanz und des Gutachters trägt der aus-
scheidende Kommanditist. Das Abfin-
dungsguthaben wird bei entsprechender 
Liquidität grundsätzlich 6 Monate nach
dem Zeitpunkt des Ausscheidens ausge-
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zahlt. Ist eine Auszahlung des Abfindungs-
guthabens nicht ohne Belastung der vorge-
sehenen Ausschüttung für die
verbleibenden Kommanditisten möglich, so
ist das Abfindungsguthaben innerhalb von
3 Jahren nach dem Tag des Ausscheidens in
gleichen Jahresraten auszuzahlen. Die erste
Rate wird dabei 12 Monate nach dem Aus-
scheidungsstichtag fällig. Ein Auseinander-
setzungsguthaben wird mit 5 % pro Jahr
verzinst. Entsteht ein negatives Ausein-
andersetzungsguthaben, so hat der aus-
scheidende Kommanditist der Gesellschaft
die Ver-bindlichkeit innerhalb von 6 Mona-
ten nach seinem Ausscheiden zu beglei-
chen. Eine Ausgleichsverpflichtung besteht
nur soweit der Kommanditist nach Han-
delsrecht und dem Gesellschaftsvertrag
dazu verpflichtet ist. Eine Nachschusspflicht
über seine Haftsumme hinaus besteht
nicht.

8.1.8 Recht auf Widerruf
(§§ 312, 355 BGB [Haustürgeschäfte] bzw. 
§§ 312 d, 355 BGB [Fernabsatzverträge])

Kommanditisten können ihre Vertragserklä-
rung innerhalb von 2 Wochen ohne Angabe
von Gründen in Textform (z.B. Brief, Fax, 
E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt nach
Erhalt dieser Belehrung in Textform, jedoch
nicht vor Vertragsschluss und auch nicht vor
Erfüllung unserer Informationspflichten
nach § 312 c Abs. 2 BGB in Verbindung mit 
§ 1 Abs. 1, 2 und 4 BGB-InfoV. Zur Wahrung
der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige
Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist
zu richten an: Komplementärin.
Ein Widerrufsrecht besteht jedoch nur in
den §§ 312, 355 BGB (Haustürgeschäfte) bzw.
§§ 312 d, 355 BGB (Fernabsatzverträge) gere-
gelten Fällen und unter der dort bestimm-
ten Voraussetzungen. Ein vertraglich
eingeräumtes Widerrufsrecht besteht nicht.
Der Widerrufsbelehrung gilt daher nur,
wenn der Beitritt unter den in §§ 312, 355
BGB bzw. §§ 312 d, 355 BGB geregelten Um-
ständen geschieht.

8.2 Weitere rechtliche Aspekte
8.2.1 Erwerbspreis und weitere 
Kosten
Nach § 4 des Gesellschaftsvertrages beträgt
der Erwerbspreis des einzelnen Kommandit-
anteils mindestens 500,00 €. Neben der
Pflichteinlage ist kein Agio zu zahlen. Die
Pflichteinlage ist in voller Höhe ohne Abzug
eventueller Transaktionsspesen in einer
Summe auf das Bankkonto der Windpark
Niebüll GmbH & Co. KG einzuzahlen. Einzel-
heiten zum Beitritt befinden sich auf dem
Zeichnungsschein und im Abschnitt Zeich-
nung.
Eigene Kosten im Zusammenhang mit der
Vermögensanlage für z.B. Telefon, Internet,
Porti, Eintragung der Kommanditistenstel-
lung in das Handelsregister etc. hat der An-
leger selbst zu tragen. Zur Eintragung in das
Handelsregister fallen Kosten in gesetz-
licher Höhe (nach der Kostenordnung der
Registergerichte) für die notwendige nota-
riell beglaubigte Handelsregistervollmacht,
für die Anmeldung zum Handelsregister
sowie für die Handelsregistereintragung an.
Das Gleiche gilt für den Fall einer späteren
Veräußerung des Kommanditanteils. Zu den
steuerlichen Auswirkungen der Beteiligung
wird auf die Ausführungen im vorliegenden
Prospekt, insbesondere den Abschnitt
„Steuerliche Angaben“, verwiesen.
Unterlässt der Anleger im Falle der Ände-
rung seiner personenbezogenen, für die
 Verwaltung seines Kommanditanteils benö-
tigten Daten eine Mitteilung an die Komple-
mentärin, können u.U. Verwaltungskosten
entstehen. Diese und selber veranlasste
Kosten, die im Zusammenhang mit der Kün-
digung oder Übertragung der Gesellschafts-
anteile und dem Ausscheiden eines
Gesellschafters ggf. anfallen, hat der Anle-
ger zu tragen. Die jeweilige Höhe hängt in-
dividuell vom Einzelfall ab.
Weitere Kosten können beim Geldverkehr
entstehen, bei der Überweisung der Pflicht-
einlage, bei dem Erhalt von Ausschüttungen
und für die Bearbeitung eines refinanzier-
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ten Gesellschaftsanteils.  Zusätzliche Kosten
können dem Anleger entstehen, wenn er an
der Beschlussfassung der Beteiligungsge-
sellschaft teilnimmt (Porto, Reisekosten)
oder Kontrollrechte gegenüber der Komple-
mentärin ausübt (Porto, Reisekosten, Kosten
eines Sachverständigen) oder Weisungen
hierzu erteilt.
Kommt ein Gesellschafter seiner Verpflich-
tung zur Einlage nicht fristgemäß nach, so
kann die persönlich haftende Gesellschafte-
rin den säumigen Gesellschafter ohne Ein-
haltung einer weiteren Frist ausschließen 
(§ 4 Abs. 7 des Gesellschaftsvertrages). Dar-
über hinaus ist in diesem Falle der ausge-
schlossene Gesellschafter zum Ersatz des
Schadens verpflichtet. Mindestens ist die
Zahlung eines pauschalen Aufwendungser-
satzes in Höhe von 10 % auf den noch nicht
einzahlten Teil der Einlage erforderlich. Wird
ein Gesellschafter ausgeschlossen, werden
bereits geleistete Einzahlungen nach Abzug
des pauschalen Aufwendungsersatzes bzw.
eines höheren von der Gesellschaft nach-zu-
weisenden Schadens an den Gesellschafter
zurück erstattet. Weiter gehende Ansprüche
stehen dem säumigen Gesellschafter nicht
zu. Insbesondere nimmt der säumige Ge-
sellschafter nicht am Ergebnis der Gesell-
schaft teil.
Darüber hinaus entstehen mit dem Erwerb
der Verwaltung und der Veräußerung der
Vermögensanlage keine weiteren Kosten.

8.2.2 Weitere Leistungen/Haftung
Die Anleger haften maximal bis zur Höhe
ihrer Einlage. Eine darüber hinausgehende
Haftung ist ausgeschlossen, sobald die
übernommene Einlage, die auch der Haft-
summe entspricht, geleistet und nicht an
die Anleger zurückgezahlt wurde. Sie lebt
bis zur Höhe der Haftsumme wieder auf, so-
fern die Haftsumme durch Entnahmen bzw.
Ausschüttungen im Sinne von §§ 171, 172
Abs. 4 HGB zurückgeführt wurde. Eine
Nachschussverpflichtung besteht nicht. Im
Übrigen kann eine Nachschussverpflich-

tung ohne Zustimmung aller Gesellschafter
nicht begründet werden (§ 5 Abs. 11 des Ge-
sellschaftsvertrages).

Es gibt keine weiteren Umstände, unter
denen der Erwerber verpflichtet ist, weitere
Leistungen zu erbringen, insbesondere wei-
tere Zahlungen zu leisten.

8.2.3 Hauptmerkmale der Anteile
An Vermögen, Gewinn und Verlust der Ge-
sellschaft sind die Kommanditisten, in dem
Verhältnis ihrer festen Kapitalkonten, betei-
ligt. Sie sind gemäß Gesellschaftsvertrag be-
rechtigt, Verlustzuweisungen bei negativen
steuerlichen Ergebnissen der Gesellschaft,
aber auch Ausschüttungen in Höhe der
 liquiden Mittel abzüglich einer Mindestre-
serve zu erhalten.

Gesellschafter haben ein Informationsrecht.

Bei der Gesellschafterversammlung haben
die Kommanditisten je 500,00 € Euro ihres
festen Kapitalkontos 1 Stimme. Der Kom-
manditist hat das Recht auf freie Meinungs-
äußerung in der Gesellschafterver-
sammlung. Einzelheiten zur Gesellschafter-
versammlung befinden sich in Abschnitt
8.1.3 sowie im Gesellschaftsvertrag (abge-
druckt in Abschnitt 7.1.1).

Die Rechte der zum Zeitpunkt der Prospek-
taufstellung beteiligten Gesellschafter wei-
chen nicht von den Rechten der neu
beitretenden Anleger ab.

8.2.4 Übertragung der Anteile
Die Übertragung der Anteile erfolgt im
Wege der Abtretung (§ 398 BGB). Eine Tei-
lung von Kommanditanteilen ist grundsätz-
lich nicht zulässig. Einzig ist nach § 16 Abs. 3
des Gesellschaftsvertrages die Übertragung
von Teilkommanditanteilen an volljährige
Abkömmlinge eines Kommanditisten mög-
lich. Die Abkömmlinge müssen ihren Erst-
wohnsitz in der Gemeinde Niebüll haben.
Die Abtretung, Übertragung, Veräußerung
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oder Verpfändung der Kommanditanteile
oder des Anspruchs auf Gewinn oder Aus-
zahlung des Auseinandersetzungsgutha-
bens sowie die Bestellung eines
Niesbrauchsrechts oder einer Unterbeteili-
gung an den Kommanditanteilen ist nur zu-
lässig mit Zustimmung einer 3/4 Mehrheit
der Gesellschafterversammlung. Eine Zu-
stimmung ist nicht erforderlich bei Verfü-
gungen von Todes wegen oder Über-
tragungen von Kommandit-anteilen im
Wege der vorweggenommenen Erbfolge.
Übertragungen im Wege der vorwegge-
nommenen Erbfolge sind nur möglich an
Angehörige im Sinne des § 15 AO mit Aus-
nahme von Verlobten.

Die Abtretung ist unter Beifügung perso-
nenbezogener Daten und einer notariell be-
glaubigten Handelsregistervollmacht anzu-
zeigen. Die Kommanditisten haften gemäß
§§ 161 Abs. 2, 160 Abs. 1 HGB nach ihrem Aus-
scheiden aus der Windpark Niebüll GmbH &
Co. KG bis zur Höhe ihrer (zurückgezahlten)
Einlage für bis dahin begründete Verbind-
lichkeiten der Gesellschaft, die bis zum Ab-
lauf von fünf Jahren nach ihrem
Ausscheiden fällig werden und rechtskräf-
tig gerichtlich festgestellt oder auf andere
Weise vollstreckbar sind oder für die eine
Vollstreckungshandlung vorgenommen
oder beantragt wird. Dem steht es gemäß 
§ 160 Abs. 2 HGB gleich, wenn der Komman-
ditist den Anspruch schriftlich anerkannt
hat. Die Frist beginnt mit dem Ende des
Tages, an dem das Ausscheiden in das Han-

delsregister eingetragen wird. Wird die Ge-
sellschaft aufgelöst, verjähren die Ansprü-
che von Gesellschaftsgläubigern  
gegen die Kommanditisten gemäß § 161
Abs. 2, § 159 HGB spätestens fünf Jahre nach
Eintragung der Auflösung der Gesellschaft
in das Handelsregister oder, wenn die An-
sprüche erst nach Eintragung der Auflösung
fällig werden, fünf Jahre nach Fälligwerden
der Ansprüche.

Die Vermögensanlagen sind somit zwar
grundsätzlich übertragbar, aber aufgrund
der geschilderten Umstände dabei Ein-
schränkungen in ihrer freien Handelbarkeit
unterworfen (siehe auch „Veräußerungsri-
siko“ im Abschnitt „Risiken“).

Die Übertragung durch Erbfall ist jederzeit
möglich. Die Erben des Gesellschafters tre-
ten mit allen Rechten und Pflichten in die
Rechtstellung des Gesellschafters ein. Meh-
rere Erben haben zur Wahrnehmung der
 Gesellschafterrechte einen gemeinschaft-
lichen Vertreter zu bestimmen. und sich
gegenüber der persönlich haftenden Gesell-
schafterin durch Vorlage eines Erbscheines
zu legitimieren.

Für die gezeichneten Anteile existiert kein
geregelter Zweitmarkt. Darüber hinaus
unterliegen die Anteile gesellschaftsver-
traglichen Verfügungsbeschränkungen.
 Dadurch ist die freie Handelbarkeit einge-
schränkt. Für die daraus resultierenden Risi-
ken vgl. die Ausführungen im Risikokapitel
(„Veräußerungsrisiko“)
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9.1 Allgemeines
Konzeptionsgemäß beteiligen sich die An-
leger als Kommanditisten an der Windpark
Niebüll GmbH & Co. KG (Beteiligungsgesell-
schaft). Die folgende Darstellung der
 steuerlichen Grundlagen des Beteiligungs-
angebots stellt die wesentlichen Grundla-
gen der steuerlichen Konzeption der
Vermögensanlage dar, die sich ausschließ-
lich für solche Anleger ergeben, die in der
Bundesrepublik Deutschland unbeschränkt
steuerpflichtige natürliche Personen sind
und die Beteiligung ausschließlich mit Ei-
genmitteln finanzieren. Soweit der Anleger
seinen Wohnsitz bzw. gewöhnlichen Auf-
enthalt nicht im Inland hat oder die Beteili-
gung durch eine Kapitalgesellschaft
gehalten wird, kann sich eine abweichende
steuerliche Beurteilung ergeben, auf die im
Folgenden nicht näher eingegangen wird.
Die Darstellung der steuerlichen Grundla-
gen basiert auf den zum Zeitpunkt der Pro-
spektaufstellung geltenden Steuergesetzen
sowie den Verwaltungsanweisungen der
 inanzverwaltung und Entscheidungen der
Finanzgerichte, soweit diese im Zeitpunkt
der Prospektaufstellung bekannt waren. Än-
derungen der steuerlichen Rahmenbedin-
gungen (künftige Gesetzesänderungen,
geänderte Rechtsprechung oder eine geän-
derte Anwendung bestehender Vorschriften
oder Regelungen) sind möglich und können
die Rentabilität der Beteiligung beeinflus-
sen. Die endgültige Anerkennung der steu-
erlichen Konzeption bleibt der Beurteilung
der Finanzverwaltung nach einer steuer-
lichen Außenprüfung vorbehalten, die zu
anderen, als den im Verkaufsprospekt dar-
gestellten, steuerlichen Auswirkungen kom-
men kann.
Die Hinweise zur steuerlichen Konzeption
können nur allgemeiner Natur sein und las-
sen daher die individuelle steuerliche Situ-
ation des einzelnen Anlegers außer
Betracht. Vor der Anlage sollte ein Anleger

die konkreten Auswirkungen der Anlage auf
seine steuerliche Situation überprüfen. Den
Anlegern wird daher empfohlen, zu Fragen
der steuerlichen Behandlung der Beteili-
gung an der Beteiligungsgesellschaft einen
Steuerberater zu konsultieren

9.2 Besteuerung der 
Beteiligungsgesellschaft und des
Anlegers
Steuersubjekt und steuerliche Transparenz
Die Beteiligungsgesellschaft ist als Perso-
nengesellschaft nicht selbst einkommen-
steuerpflichtig, sondern ihre Gesellschafter.
Den Gesellschaftern werden die Einkünfte
der Beteiligungsgesellschaft zugerechnet
und von diesen – unabhängig davon, ob Be-
träge ausgeschüttet bzw. entnommen wer-
den – versteuert (sog. Transparenzprinzip).
Für die Bestimmung der Einkunftsart und
die Ermittlung der Einkünfte ist allerdings
auf die Personengesellschaft selbst abzu-
stellen. Die Gesellschafter werden mit dem
ihnen, entsprechend ihrer Beteiligungs-
quote (Pflichteinlage), zuzurechnenden Er-
gebnisanteil der Beteiligungsgesellschaft
nach ihren persönlichen Merkmalen zur Ein-
kommensteuer herangezogen. Der dem je-
weiligen Gesellschafter zuzurechnende
Anteil am Ergebnis unterliegt seinem per-
sönlichen Einkommensteuersatz.

Einkunftsart – Einkünfte aus Gewerbebetrieb
Gegenstand der Windpark Niebüll GmbH &
Co. KG ist die Errichtung und der Betrieb von
regenerativen Energieanlagen. Die Gesell-
schaft ist laut dem Gegenstand der Gesell-
schaft berechtigt, sich an der Bürger-
windpark Niebüll GmbH & Co. KG zu betei-
ligen. Die Gesellschaft übt damit eine selb-
ständige, nachhaltige Tätigkeit mit
Gewinnerzielungsabsicht unter Teilnahme
am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr
aus, die über den Rahmen einer Vermögens-
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verwaltung hinausgeht (§ 15 Abs. 1 S. 1 Nr. 1,
Abs. 2 EStG) und ist demzufolge originär ge-
werblich tätig.

Die Beteiligungsgesellschaft ist darüber
hinaus gewerblich geprägt im Sinne des § 15
Abs. 3 Nr. 2 EStG, da ausschließlich die allein
persönliche haftende Gesellschafterin Bür-
gerwindpark Niebüll Verwaltungs-GmbH
zur Geschäftsführung befugt ist.

Zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb ge-
hören die Erträge aus der erzeugten und
eingespeisten elektrischen Energie. Zu den
Einkünften aus Gewerbebetrieb zählen
auch etwaige Zinserträge, die die Beteili-
gungsgesellschaft dadurch erzielt, dass sie
liquide Mittel in verzinsliche Kapitalanlagen
investiert (gewerbliche Infizierung, § 15 Abs.
3 Nr. 1 EStG). Die Abgeltungsteuer findet in-
soweit keine Anwendung.

Der Anleger erzielt aus seiner Beteiligung
an der Beteiligungsgesellschaft folglich ins-
gesamt Einkünfte aus Gewerbebetrieb.

Gewinnermittlung/Steuerliche Behandlung
der Anlaufkosten/Dienstleistungshonorare

Die Beteiligungsgesellschaft ermittelt ihre
steuerlichen Einkünfte durch qualifizierten
Betriebsvermögensvergleich gemäß § 5
EStG. Betriebseinnahmen bzw. -ausgaben
sind danach steuerlich zum Zeitpunkt der
wirtschaftlichen Realisierung zu berücksich-
tigen. Das steuerliche Ergebnis setzt sich
aus den Betriebseinnahmen, die um die ab-
zugsfähigen Betriebsausgaben gemindert
werden, zusammen.

Die Betriebseinnahmen der Beteiligungsge-
sellschaft resultieren aus ihrer Einspeisever-
gütung sowie aus Erträgen aus einer
verzinslichen Anlage der Liquiditätsreserve.

Den Betriebseinnahmen stehen Betriebs-
ausgaben u.a. in Form von Leistungsvergü-
tungen wie z.B. Gebühren für die rechtliche
und steuerliche Konzeption des Beteili-
gungsangebots, für die Kosten der Ge-
schäftsbesorgung in der Gründungsphase
etc. gegenüber. Diese Anlaufkosten sind

nach dem Bauher-ren- und Fondserlass vom
20.10.2003 (BStBl. I 2003, S. 546) in der Steu-
erbilanz als Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten der Windenergieanlagen zu
aktivieren.

Als Betriebsausgaben sofort abzugsfähig
bleiben dagegen solche Aufwendungen, die
dem Zeitraum nach Abschluss der Investi-
tion zuzuordnen sind. Diese laufenden Kos-
ten und laufenden Vergütungen (z.B.
Honorare für die kaufmännische Geschäfts-
führung, Wartung oder Steuerberatung)
sind im Zeitpunkt ihrer Entstehung sofort
als Betriebsausgaben abzugsfähig.

Absetzung für Abnutzung (AfA)

Die Anschaffungskosten der Windenergie-
anlagen sowie die Erwerbsnebenkosten
und anteilig zu aktivierende Anlaufkosten
werden im Regelfall über die betriebsge-
wöhnliche Nutzungsdauer von 16 Jahren li-
near abgeschrieben (§ 7 Abs. 1 Satz 1 EStG).
Wegen der zeitlich beschränkten Genehmi-
gung wurden im vorliegenden Fall die Kos-
ten der Windenergieanlage über 15 Jahre
abgeschrieben. Die AfA wird für die Dauer
der linearen Abschreibung in Höhe von
6,66% von den Anschaffungs-/Herstel-
lungskosten vorgenommen und kann ab
Anschaffung, d.h. ab Übergang des wirt-
schaftlichen Eigentums bzw. ab Fertigstel-
lung geltend gemacht werden. Eine
Absetzung für außergewöhnliche techni-
sche oder wirtschaftliche Abnutzung ist
nicht zulässig.

Die Kosten des Wegebaus (Schotter-
wege/Zuwegungen) und der Leitungsnetze
(Leitungen, Netzanschlusskosten/-kapa-
zität) sind laut amtlichen AfA-Tabellen li-
near über einen Zeitraum von 19 bzw. 25
Jahren abzuschreiben. Aufgrund eines Ur-
teils des Finanzgerichts Schleswig-Holstein
vom 30.09.2009 werden jedoch alle Wirt-
schaftsgüter mit einer Nutzungsdauer von
16 Jahren angesetzt. Da die Rechtsfrage vor
dem Bundesfinanzhof anhängig ist, wird
unter Umständen eine längere Nutzungs-
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dauer angesetzt werden müssen. Wegen
der zeitlich beschränkten Genehmigung
wurden im vorliegenden Fall die Kosten des
Wegebaus über 15 Jahre abgeschrieben. Das
damit einhergehende prognosegefähr-
dende Risiko ist im Risikoabschnitt 3.4.3
 beschrieben.

Daneben besteht für die Gesellschaft die
Möglichkeit, für die zu errichtenden Wind-
energieanlagen die Sonderabschreibung
nach § 7g Abs. 5 EStG in Anspruch zu neh-
men. Danach können bei abnutzbaren
 beweglichen Wirtschaftsgütern des Anlage-
vermögens im Jahr der Anschaffung oder
Herstellung und in den 4 folgenden Jahren
zusätzlich zu der normalen degressiven
oder linearen AfA Sonderabschreibungen
bis zu insgesamt 20% der Anschaffungs-
oder Herstellungskosten in Anspruch ge-
nommen werden. Voraussetzungen hierfür
sind, dass – wie vorliegend voraussichtlich
gegeben – das Betriebsvermögen zum
Schluss des Wirtschaftsjahres, das der An-
schaffung oder Herstellung vo-rangeht, den
Wert von 235.000,00 Euro nicht überschrei-
tet und das Wirtschaftsgut im Jahr der An-
schaffung oder Herstellung und im darauf
folgenden Wirtschaftsjahr in einer inländi-
schen Betriebsstätte des Betriebs des Steu-
erpflichtigen ausschließlich oder fast
ausschließlich betrieblich genutzt wird.

Abzugsfähigkeit von Zinsaufwendungen

Eine Fremdfinanzierung ist auf Ebene der
Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG
vorgesehen. Auf Ebene der Anleger ist eine
Fremdmittelaufnahme zur Finanzierung
ihrer Beteiligung an der Beteiligungsgesell-
schaft nicht ausgeschlossen, aber nicht vor-
gesehen.

Ausgaben für Zinsen können grundsätzlich
als Betriebsausgaben abgezogen werden.
Mit Einführung der Zinsschranke gemäß 
§ 4h EStG wurde allerdings der Abzug von
Zinsaufwendungen eingeschränkt. Nach 
§ 4h EStG dürfen Zinsaufwendungen eines
Betriebs, die über den Zinsertrag hinausge-

hen, nur bis zur Höhe von 30% des um die
Zinsaufwendungen und Absetzungen für
Abnutzung erhöhten sowie um die Zinser-
träge verminderten maßgeblichen Gewinns
(Zinsschranke) abgezogen werden. Der Zins-
vortrag würde bei einem Gesellschafter-
wechsel anteilig entfallen. Die Zinsschranke
ist allerdings nach § 4h Abs. 2 EStG nicht an-
zuwenden, wenn der Betrag der die Zinser-
träge übersteigenden Zinsaufwendungen
weniger als 3 Mio. Euro beträgt, der Betrieb
nicht oder nur anteilsmäßig zu einem Kon-
zern gehört oder der Betrieb zu einem Kon-
zern gehört und seine Eigenkapitalquote
gleich hoch oder höher ist als die des Kon-
zerns. Da prognosegemäß die Zinsaufwen-
dungen nach Saldierung mit den
Zinserträgen bei der Betreibergesellschaft
unter 3 Mio. Euro liegen, ist die Zinsschranke
insoweit nicht anwendbar. Sollten bei der
Beteiligungsgesellschaft die Zinsen die Frei-
grenze von 3 Mio. Euro doch überschrei-ten,
würden die nichtabzugsfähigen Zinsauf-
wendungen gesondert festgestellt und die
Zinsaufwendungen des Folgejahres sich er-
höhen.
Die Zinsschranke betrifft auch Zinsen im
Sonderbetriebsvermögen der Gesellschaf-
ter. Zinsen im Zusammenhang mit einer
Fremdfinanzierung der Beteiligung durch
den Gesellschafter sind damit im Rahmen
der Zinsschranke des § 4h EStG zu berück-
sichtigen.

Gewinnerzielungsabsicht

Die Einkünfte der Beteiligungsgesellschaft
sind steuerlich nur relevant, wenn es sich
bei diesen um Einkünfte mit Gewinnerzie-
lungsabsicht handelt. Eine Gewinnerzie-
lungsabsicht ist nur dann gegeben, wenn
die Gesellschaft die Betätigung mit der Ab-
sicht ausübt, über die Gesamtlaufzeit einen
Totalgewinn zu erzielen. Ein Totalgewinn
setzt voraus, dass die Beteiligungsgesell-
schaft eine Betriebsvermögensmehrung
während der Totalperiode, d.h. ein positives,
über den Eigenkapitaleinsatz hinausgehen-
des Gesamtergebnis unter Einbeziehung
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eines etwaigen Veräußerungsgewinns an-
strebt. Hierbei kommt es auf die Absicht der
Gewinnerzielung an, nicht darauf, ob ein
Gewinn tatsächlich erzielt worden ist (BFH,
BStBl. II 1984, 751).
Die im Verkaufsprospekt dargestellte Ergeb-
nisprognose zeigt, dass die Beteiligungsge-
sellschaft mit einem Totalgewinn rechnen
kann und damit eine Tätigkeit der Beteili-
gungsgesellschaft als steuerlich „unbeacht-
liche Liebhaberei“ nicht in Betracht kommt.
Daneben muss jeder Anleger unter Berück-
sichtigung seiner Sonderbetriebsausgaben
über die Laufzeit der Beteiligungsgesell-
schaft einen Totalgewinn anstreben. Sollte
ein Anleger bereits bei Eintritt in die Betei-
ligungsgesellschaft beabsichtigen, seine Be-
teiligung vor Erzielung eines Totalgewinns
zu veräußern, oder eine Prognose über die
Gesamtlaufzeit ergeben, dass voraussicht-
lich kein Totalgewinn erzielt wird, ist inso-
weit die Gewinnerzielungsabsicht zu
verneinen mit der Folge, dass Verluste nicht
mit anderen Einkünften ausgeglichen oder
abgezogen werden können. Dies ist insbe-
sondere dann zu berücksichtigen, wenn ein
Gesellschafter seine Beteiligung an der Be-
teiligungsgesellschaft fremdfinanziert und
daher ein Gewinn über die Gesamtlaufzeit
der Beteiligungsgesellschaft auf Grund an-
fallender Fremdfinanzierungskosten nicht
erreicht werden kann. Dabei kann bereits
eine teilweise Fremdfinanzierung der Betei-
ligung dazu führen, dass kein Totalgewinn
mehr erzielt wird.

Beschränkung des Verlustausgleichs bei
Steuerstundungsmodellen

Der Ausgleich von Verlusten bei Kommandi-
tisten unterliegt bestimmten Beschränkun-
gen gemäß § 15a EStG bzw. § 15b EStG.
Die Verlustausgleichsbeschränkung des 
§ 15a EStG bestimmt, dass beschränkt haf-
tende Gesellschafter (Kommanditisten) auf
sie entfallende Verluste grundsätzlich nicht
mit anderen positiven Einkünften ausglei-
chen kön-nen, sofern durch die Verluste ein

negatives Kapitalkonto entsteht oder sich
erhöht. Derartige Verluste dürfen auch nicht
nach § 10d EStG abgezogen werden. Ver-
luste aus dem Sonderbetriebsvermögen
mindern das Kapitalkonto i.S.d. § 15a EStG
nicht. Hierzu zählen z.B. Zinsen im Zu-
sammenhang mit der Fremdfinanzierung
der Beteiligung. Auf Basis der Prognoserech-
nung entsteht kein negatives Kapitalkonto.
Es kann jedoch nicht mit Sicherheit ausge-
schlos-sen werden, dass ein negatives Kapi-
talkonto entsteht. Die Vorschrift des § 15a
EStG findet nur dann Anwendung, sofern
nicht bereits die Voraussetzungen des § 15b
EStG erfüllt sind.
Nach § 15b EStG dürfen Verluste, sofern sie
in der Anfangsphase 10 % des gezeichneten
Kapitals übersteigen, im Zusammenhang
mit einem Steuerstundungsmodell weder
mit Einkünften aus Gewerbebetrieb noch
mit Einkünften aus anderen Einkunftsarten
ausgeglichen und auch nicht im Rahmen
eines Verlustrück- oder -vortrags verrechnet
werden. Die Verluste mindern jedoch die po-
sitiven Einkünfte, die der Steuerpflichtige in
den folgenden Wirtschaftsjahren aus der-
selben Einkunftsquelle erzielt. Ein Steuer-
stundungsmodell liegt vor, wenn aufgrund
einer modellhaften Gestaltung steuerliche
Vorteile in Form negativer Einkünfte erzielt
werden sollen und dem Steuerpflichtigen
auf Grund eines vorgefertigten Konzepts die
Möglichkeit geboten wird, zumindest in der
Anfangsphase der Investition Verluste mit
übrigen positiven Einkünften zu verrechnen.
Die Verluste der Beteiligungsgesellschaft,
auf welche § 15b EStG Anwendung findet,
können nur mit künftigen Gewinnen dersel-
ben Gesellschaft ausgeglichen werden.
Auf Grundlage der Prognoserechnung
kommt § 15b EStG bei der Betreibergesell-
schaft nicht zur Anwendung, da das Verhält-
nis der Summe der prognostizierten
Anfangsverluste zur Höhe des gezeichneten
und nach dem Konzept aufzubringenden
Kapitals 10% nicht übersteigt und die Fi-
nanzverwaltung die Beteiligung somit vor-
aussichtlich nicht als eine modellhafte
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Gestaltung zur Erzielung negativer Ein-
künfte im Sinne des § 15b EStG beurteilt.

Verlustabzug

Kann ein Anleger die in einem Veranla-
gungszeitraum auf ihn entfallenden Ver-
luste nicht mit anderen positiven Einkünften
ausgleichen, so kommt ein Ver-lustrücktrag
bis zu einem Betrag in Höhe von 511.500,00
Euro (bei zusammen veranlagten Ehegatten
bis zu 1.023.000,00 Euro) auf den unmittel-
bar vorangegangenen Veranlagungszei-
traum in Betracht (§ 10d Abs. 1 EStG).
Können Verluste im Wege des Verlustrück-
trags nicht berücksichtigt werden, gewährt
§ 10d Abs. 2 EStG einen zeitlich unbegrenz-
ten Verlustvortrag. Die vorgetragenen Ver-
luste können bis zu einem Gesamtbetrag
der Einkünfte von 1.000.000,00 Euro (bei
zusammen veranlagten Ehegatten bis zu
einem Betrag von 2.000.000,00 Euro) unbe-
schränkt mit positiven Einkünften verrech-
net werden. Darüber hinausgehende
vorgetragene negative Einkünfte können
nach derzeitiger Rechtslage maximal bis zur
Höhe von 60% mit verbleibenden positiven
Einkünften verrechnet werden. Der weitere
Verlustvortrag wird ge-sondert festgestellt.
Der Erbe kann auf den Erblasser entfallende
Verlustvorträge nicht im Rahmen des § 10d
EStG steuerlich geltend machen. Mit Be-
schluss vom 17.12.2007 (BStBl. II 2008, 608)
hat der Große Senat des Bundesfinanzhofs
seine frühere Rechtsprechung aufgegeben.
Nach dem Anwendungsschreiben zu § 15b
EStG gehen bei unentgeltlichem Erwerb die
beim Rechtsvorgänger nach § 15b EStG ver-
rechenbaren Verluste auf den Rechtsnach-
folger über (BMF-Schreiben vom 17.07.2007,
BStBl. I 2007, 542, Tz. 25). Es ist nicht auszu-
schließen, dass die Rechtsprechung im An-
schluss an den Beschluss des Großen Senats
vom 17.12.2007 hierzu eine andere Auffas-
sung vertritt.

Veräußerung der Kommanditbeteiligung

Veräußert die Beteiligungsgesellschaft
sämtliche wesentliche Betriebsgrundlagen

in einem engen zeitlichen Zusammenhang,
kann eine Betriebsaufgabe i. S. d. § 16 EStG
vorliegen.
Veräußert der Anleger seinen Anteil an der
Beteiligungsgesellschaft, stellt diese Veräu-
ßerung ebenfalls eine Veräußerung im
Sinne des § 16 EStG dar. Veräußerungsge-
winn ist der Betrag, um den der Veräuße-
rungspreis abzüglich der Veräußerungs-
kosten das steuerliche Kapitalkonto der Be-
teiligung übersteigt. Hat der Anleger das 55.
Lebensjahr vollendet oder ist er im sozial-
versicherungsrechtlichen Sinne dauernd be-
rufsunfähig, so wird ihm für einen aus der
Veräußerung der Beteiligung entstehender
Gewinn einmal im Leben auf Antrag ein
Freibetrag in Höhe von 45.000 € gewährt.
Dieser ermäßigt sich um den Betrag, um
den der Veräußerungsgewinn 136.000 €
übersteigt (§ 16 Abs. 4 EStG). Im Rahmen der
Prognoserechnung wurde eine mögliche
 Inanspruchnahme des Freibetrags nicht be-
rücksichtigt.
Darüber hinaus kann für einen Veräuße-
rungsgewinn i. S. d. § 16 EStG eine Tarifermä-
ßigung in Anspruch genommen werden.
Nach der sogenannten „Fünftel-Regelung“
wird zunächst die Steuer für das um den zu
versteuernden Veräußerungsgewinn ver-
minderte zu versteuernde Einkommen er-
mittelt. Sodann wird die sich für ein Fünftel
des Veräußerungsgewinns zusammen mit
dem übrigen zu versteuernden Einkommen
ergebende Steuer ermittelt. Die Diffe-renz
der Steuerbeträge wird verfünffacht und
dem zuerst ermittelten Steuerbetrag hinzu-
gerechnet (§ 34 Abs. 1 EStG). Alternativ
hierzu kann, wenn und soweit in dem Ver-
äußerungsgewinn außerordentliche Ein-
künfte im Sinne des § 34 Abs. 2 Nr. 1 EStG
enthalten sind, einmal im Leben grundsätz-
lich ein ermäßigter Steuersatz auf den Teil
dieser außerordentlichen Einkünfte in An-
spruch genommen werden, wenn der Anle-
ger das 55. Lebensjahr vollendet hat oder er
im sozialversicherungsrechtlichen Sinne
dauernd berufsunfähig ist. In diesem Fall
beträgt der ermäßigte Steuersatz 56 % des
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durchschnittlichen Steuersatzes, der sich er-
gäbe, wenn die tarifliche Einkommensteuer
nach dem gesamten zu versteuernden Ein-
kommen zzgl. der dem Progressionsvorbe-
halt unterliegenden Einkünfte zu bemessen
wäre, mindestens aber 15 % (§ 34 Abs. 3
EStG). Im Rahmen der Prognoserechnung
wurde eine mögliche Tarifbegünstigung
nicht berücksichtigt.

Einheitliche und gesonderte Gewinn -
feststellung

Die Einkünfte der Beteiligungsgesellschaft
sind durch das zuständige Betriebsstätten-
finanzamt nach § 180 Abs. 1 Nr. 2 b AO ein-
heitlich und gesondert festzustellen. Örtlich
zuständig für die einheitlichen und ge-
sonderten Feststellungen ist das Finanzamt,
in dessen Bezirk sich die Geschäftsführung
der Gesellschaften befindet. Zuständig für
die Gewinnfeststellung ist das Finanzamt
Nordfriesland.
Im Rahmen des einheitlichen und gesonder-
ten Feststellungsverfahrens sind Feststel-
lungen zu treffen über die Art und Höhe der
Einkünfte, die an den Einkünften beteiligten
Personen und die Verteilung der Einkünfte
auf die Beteiligten sowie über das Vorliegen
negativer Einkünfte aus der Beteiligung an
Steuerstundungsmodellen gemäß § 15b
EStG.
Im Rahmen der Ermittlung der Höhe der
Einkünfte sind auch die Sonderbetriebsaus-
gaben der Gesellschafter zu berücksichti-
gen. Zu den Sonderbetriebsausgaben
zählen insbesondere Aufwendungen (Zin-
sen, Damnum), die durch eine – teilweise –
Fremdfinanzierung der Beteiligung entste-
hen. Die Sonderbetriebsausgaben des Ge-
sellschafters können nur im Rahmen der
Fest-stellungserklärung der Gesellschaft
geltend gemacht werden. Eine Berücksich-
tigung dieser Aufwendungen im Rahmen
der persönlichen Einkommensteuererklä-
rung des Anlegers ist ausgeschlossen.
Das Wohnsitzfinanzamt der Anleger ist bei
der Einkommensteuerveranlagung an die

Feststellungen des Betriebsstättenfinanz-
amts gebunden. Dies gilt unabhängig
davon, ob der Feststellungsbescheid bereits
unanfechtbar ist (§ 182 AO). Wird der Fest-
stellungsbescheid später geändert, ist der
Einkom-mensteuerbescheid der Gesellschaf-
ter ebenfalls zu ändern (§ 175 Abs. 1 Nr. 1 AO).

Gewerbesteuer

Die Beteiligungsgesellschaft ist ein selb-
ständiges Gewerbesteuersubjekt. Der Ge-
werbesteuer unterliegt der Gewerbeertrag,
der sich aus dem nach dem Einkommen-
steuergesetz ermittelten Einkommen,
 modifiziert um die gewerbesteuerlichen
Hinzurechnungen nach § 8 GewStG und
Kürzungen nach § 9 GewStG, ergibt. Sonder-
betriebseinnahmen, Sondervergütungen
und Sonderbetriebsausgaben erhöhen bzw.
reduzieren den Gewerbeertrag.

Von wesentlicher Bedeutung ist die Hinzu-
rechnung von 25 % der Summe bestimmter
Finanzierungsaufwendungen, soweit diese
100.000 Euro p. a. übersteigen.

Zu dieser Position gehören gemäß § 8 Nr. 1
a) GewStG Fremdkapitalzinsen in voller
Höhe. Darüber hinaus fließen Miet- und
Pachtzinsen für unbewegliche Wirtschafts-
güter des Anlagevermögens, die im Eigen-
tum eines anderen stehen zu 50% in diese
Hinzurechnungsposition ein. Darunter fal-
len beispielsweise die Pachtzahlungen für
die Anlagenstandorte.

Durch die Hinzurechnung dieser Positionen
erhöht sich der Gewerbeertrag.

Der maßgebende Gewerbeertrag ist gemäß
§ 10a GewStG bis zu einem Betrag in Höhe
von 1.000.000 Euro um Verlustvorträge aus
vorangegangenen Erhebungszeiträumen zu
kürzen. Der diesen Betrag übersteigende
Gewerbeertrag ist bis zu 60 % um Verlust-
vorträge zu kürzen.

Eine Betriebsaufgabe oder ein Gewinn aus
der Veräußerung eines Mitunternehmeran-
teils unterliegt nicht der Gewerbesteuer, so-
weit er auf eine natürliche Person als

N I E B Ü L LVerkaufsprospekt Stand: 24. November 2010



97

unmittelbar beteiligten Anleger entfällt 
(§ 7 S. 2 GewStG). Damit unterliegt ein
 Veräußerungsgewinn, den ein Kommandi-
tist erzielt, nicht der Gewerbesteuer. Die
Veräußerung der Beteiligung an der Infras-
trukturgesellschaft durch die Beteiligungs-
gesellschaft unterliegt demgegenüber der
Gewerbesteuer.
Im Falle eines Wechsels im Gesellschafter-
bestand der Beteiligungsgesellschaft durch
Übertragung oder durch Erbfall entfällt der
Verlustabzug anteilig, da es im Fall eines
Wechsels im Gesellschafterbestand einer
Personengesellschaft nach der Rechtspre-
chung an der für den Verlustabzug erforder-
lichen Unternehmeridentität fehlt (vgl. 
§ 10a Satz 5 i. V. m. § 2 Abs. 5 GewStG).
Die auf Ebene der Gesellschaft angefallene
Gewerbesteuer können Anleger nach Maß-
gabe der Bestimmungen des § 35 EStG
 anteilig auf ihre persönliche Einkommen-
steuerschuld anrechnen. Anrechenbar ist
das 3,8-fache des für das Unternehmen fest-
gesetzten Gewerbesteuer-Messbetrags, bei
Mitunternehmern der entsprechende quo-
tale Anteil, der auf Basis des allgemeinen
Gewinnverteilungsschlüssels gemäß den
Regelungen im Gesellschaftsvertrag zu er-
mitteln ist. Bei mehrstöckigen Gesellschaf-
ten ist der anteilig auf eine Ober-
gesellschaft (Beteiligungsgesellschaft) ent-
fallende Gewerbesteuer-Messbetrag der
Untergesellschaft (Betreibergesellschaft)
den Gesellschaftern der Obergesellschaft
(Anleger) nach Maßgabe des allgemeinen
Gewinnverteilungsschlüssels zuzurechnen
(vgl. § 35 Abs. 2 S. 5 EStG; BMF-Schreiben zu
§ 35 EStG vom 19.09.2007, BStBl. I 2007, 701).
Die anteiligen Gewerbesteuer-Messbeträge
werden einheitlich und gesondert vom zu-
ständigen Betriebsstättenfinanzamt festge-
stellt. Bei dem für die Stadt Niebüll derzeit
geltenden Gewerbesteuerhebesatz von
340% kann somit eine vollständige Entlas-
tung von der Gewerbesteuer erreicht wer-
den. Rechnerisch ist eine vollständige
Kompensation der Gewerbesteuer bis zu
einem Gewerbesteuerhebesatz von 380%

möglich. Zu einer Überkompensation der zu
zahlenden Gewerbesteuer bei der Einkom-
mensteuer des Anlegers kann es hingegen
nicht mehr kommen, da der Ermäßigungs-
betrag nach § 35 EStG auf die tatsächlich 
zu zahlende Gewerbesteuer beschränkt
wurde.

Umsatzsteuer

Die Windpark Niebüll GmbH & Co. KG ist
voraussichtlich keine Unternehmerin i. S. d.
§ 2 UStG, da sie keine nachhaltige Tätigkeit
zur Erzielung von Einnahmen ausübt.

Die Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG
ist Unternehmerin i. S. d. § 2 UStG, da sie
eine nachhaltige Tätigkeit zur Erzielung von
Einnahmen ausübt. Die Veräußerung des er-
zeugten Stromes stellt einen steuerbaren
und steuerpflichtigen Umsatz gem. § 1 Abs.
1 Nr. 1 des Umsatzsteuergesetzes dar. Somit
ist die Beteiligungsgesellschaft grundsätz-
lich auch gem. § 15 UStG zum Vorsteuerab-
zug berechtigt, so dass diese bspw. die
gesondert ausgewiesene Vorsteuer des
WEA-Lieferanten Vestas auf die Lieferung
und Errichtung der WEA beim zuständigen
Finanzamt geltend machen kann und er-
stattet bekommt.

Erbschaft- und Schenkungsteuer

Die Besteuerung einer Vererbung oder
Schenkung der Beteiligung an der Beteili-
gungsgesellschaft richtet sich für in
Deutschland unbeschränkt Steuerpflichtige
nach den Vorschriften des Erbschaftsteuer-
und Schenkungsteuergesetzes (ErbStG) und
des Bewertungsgesetzes (BewG) in der
Form des Wachstumsbeschleunigungsge-
setzes.

Beim Erwerb einer Beteiligung an einer ge-
werblichen Personengesellschaft ist diese
mit dem anteiligen gemeinen Wert des Be-
triebsvermögens zum Übertragungsstich-
tag zu bewerten. Der gemeine Wert wird
gemäß § 9 Abs. 2 Satz 1 BewG durch den
Preis bestimmt, der im gewöhnlichen Ge-
schäftsverkehr nach der Beschaffenheit des
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Wirtschaftsguts bei einer Veräußerung zu
erzielen wäre. Zunächst wird der gemeine
Wert des Gesamthandsvermögens der Be-
teiligungsgesellschaft ermittelt und nach
der Bestimmung des § 97 Abs. 1a Nr. 1 BewG
unter den Gesellschaftern aufgeteilt; dabei
werden die Wirtschaftsgüter und Schulden
des Sonderbetriebsvermögens dem jeweili-
gen Gesellschafter mit dem gemeinen Wert
zugerechnet. Der Wert der Beteiligung am
Gesamthandsvermögen an der Beteili-
gungsgesellschaft als Personengesellschaft
ist gemäß § 109 Abs. 2 BewG der gemeine
Wert, für dessen Ermittlung § 11 Abs. 2 BewG
entsprechend heranzuziehen ist. Danach
wird der gemeine Wert grundsätzlich aus
Verkäufen von Anteilen an der Gesellschaft
an fremde Dritte, die innerhalb des letzten
Jahres getätigt worden sind, ermittelt. So-
weit dies nicht möglich ist, ist der Wert des
Anteils durch ein die Ertragsaussichten be-
rücksichtigendes, allgemein anerkanntes
Wertermittlungsverfahren bestimmt; hier-
bei kann auch das vereinfachte Ertragswert-
verfahren nach §§ 199 bis 203 BewG zur
Anwendung kommen. Der so ermittelte
Wert darf aber nicht unter dem anteiligen
Substanzwert der Wirtschaftsgüter der Be-
teiligungsgesellschaft liegen.
Nach § 13a ErbStG unterliegt das Betriebs-
vermögen grundsätzlich nicht bzw. nur zum
Teil der Erbschaft- und Schenkungsteuer,
wenn u. a. der Betrieb über 5 bzw. 7 Jahre in
seinem vermögenswerten Bestand fortge-
führt wird. Die Verschonungsregelungen
finden jedoch nach § 13b Abs. 2 ErbStG keine
Anwendung, wenn das sog. „Verwaltungs-
vermögen“ mehr als 50 % des gesamten Be-
triebsvermögens ausmacht; die von der

Gesellschaften betriebenen Windenergie-
anlagen stellen gemäß § 13b Abs. 2 ErbStG
kein Verwaltungsvermögen dar, so dass es
sich bei der Beteiligung an der Beteiligungs-
gesellschaft um ein grundsätzlich begünsti-
gungsfähiges Betriebsvermögen handelt.
Der Umfang der Begünstigung hängt von
der gewählten Behaltensfrist des erworbe-
nen Betriebsvermögens ab: Im Falle einer
Behaltensfrist von 5 Jahren werden 85 % des
anteiligen Betriebsvermögens bzw. des
übertragenen Fondsanteils (Mitunterneh-
meranteil) von der Besteuerung ausgenom-
men. Die verbleibenden 15 % werden
ebenfalls von der Besteuerung verschont,
soweit diese den Abzugsbetrag von 150.000
Euro nicht übersteigen; der Abzugsbe-trag
verringert sich um die Hälfte des überstei-
genden Betrags und wird bei Erwerben von
derselben Person nur einmal innerhalb von
10 Jahren gewährt. Im Falle einer Behaltens-
frist von 7 Jahren werden 100 % des anteili-
gen Betriebsvermögens bzw. des übertra-
genen Fondsanteils (Mitunternehmeranteil)
von der Besteuerung ausgenommen, sofern
der Erwerber eine unwiderrufliche Erklä-
rung abgibt. Bei einer vorzeitigen Veräuße-
rung der Fondsbeteiligung oder der
Auflösung der Beteiligungsgesellschaft
innerhalb der Behaltensfrist fällt ein ge-
währter Verschonungsabschlag und Ab-
zugsbetrag rückwirkend zeitanteilig weg.
Der Verschonungsabschlag und der Abzugs-
betrag können daneben unter bestimmten
Voraussetzungen auch in weiteren Fällen
wegfallen (§ 13a Abs. 5 ErbStG). In diesen Fäl-
len besteht für den Erben bzw. Beschenkten
eine Anzeigepflicht
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10.1 Zeichnung und Zahlung
10.1.1 Zeichnungsmodalitäten
Der Anleger löst die Zeichnungsunterlagen
an den gekennzeichneten Stellen aus dem
Verkaufsprospekt heraus, füllt diese aus und
sendet die unterschriebenen Beitrittsunter-
lagen und ggf. die gesondert zu unterzeich-
nenden Informationen zu Fernabsatzge-
schäften an die Komplementärin (Zeich-
nungsstelle). Nach Eingang der Zeichnungs-
dokumente erhält der Anleger eine
Bestätigung seiner Beteiligung an der
Windpark Niebüll GmbH & Co. KG. Der An-
leger stimmt mit seiner Unterschrift unter
der Beitrittserklärung zu, dass seine Ver-
tragsdaten in gemeinsamen Datenbanken
geführt, und, soweit erforderlich, an die zu-
ständigen Berater der Gesellschaft zur Spei-
cherung weitergegeben werden. Die Daten
werden nur zur Durchführung der für die
Beteiligungsverwaltung notwendigen Maß-
nahmen erhoben, verarbeitet und genutzt.

10.1.2 Annahme der Zeichnungs -
erklärungen
Die Beitrittserklärung wird von der Komple-
mentärin entgegengenommen.

Zeichnungsstelle:
Bürgerwindpark Niebüll 
Verwaltungs-GmbH
Gotteskoogstraße 41
25899 Niebüll

10.1.3 Zahlungsmodalitäten
Die Zahlungsmodalitäten sind detailliert
auf dem Zeichnungsschein angegeben. Der
Zeichnungsschein wird zusammen mit dem
Verkaufsprospekt ausgegeben und ist Be-
standteil des Verkaufsprospekts. Der Zeich-
nungsschein befindet sich in Anhang dieses
Prospekts.

10.1.4 Zahlstelle
Zahlstellen sind die Stellen, die Auszahlun-
gen an die Anleger aufgrund des Erwerbs
eines Anteils durchführen bzw. veranlassen.
Dabei kann es sich bspw. um Ausschüttun-
gen/Entnahmen, Zahlungen bei Rückab-
wicklungen etc. handeln. Zahlstelle ist die
Emittentin:

Zahlstelle:
Windpark Niebüll GmbH & Co. KG
Gotteskoogstraße 41
25899 Niebüll

Unter der gleichen Firma und Adresse wird
der Verkaufsprospekt während der Zeich-
nungsfrist zur kostenlosen Ausgabe bereit-
gehalten.

10.2 Zeichnungsfrist, vorzeitige
Schließung, Teilbeträge
Das öffentliche Angebot beginnt einen
Werktag nach Veröffentlichung des Ver-
kaufsprospekts. Die Zeichnungsfrist endet
grundsätzlich mit der Vollplatzierung der
Kommanditanteile an der Windpark Niebüll
GmbH & Co. KG und spätestens 4 Wochen
nach Veröffentlichung im Nordfriesland Ta-
geblatt und in einem Börsenpflichtblatt
über die Beitrittsmöglichkeit.
Die Geschäftsführung hat das Recht, die
Zeichnung vorzeitig zu schließen. Die Mög-
lichkeit, Kommanditanteile zu kürzen, be-
steht insoweit, als dem Anleger auch eine
niedrigere als die von ihm gezeichnete Kom-
manditeinlage zugewiesen werden kann,
oder in dem Fall, wenn der Anleger die
 fällige Einzahlung der Kommanditeinlage
ganz oder teilweise nicht fristgerecht
 erbringt.
Das Angebot findet nur in Deutschland
statt.

10. Zeichnung
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§ 2 Abs. 1 Satz 5 Der Vermögensanlagen-Verkaufsprospekt liegt ausschließlich in einer deutschen
Fassung vor.

§ 3 HS. 1 Natürliche Personen, die für den Inhalt oder Teile des Inhalts die Verantwortung
übernehmen, existieren nicht.

§ 4 Satz 1 Nr. 2 Die Anbieterin übernimmt nicht die Zahlung von Steuern.
§ 4 Satz 1 Nr. 12 Die Gesamthöhe der Provisionen, insbesondere Vermittlungsprovisionen oder ver-

gleichbare Vergütungen (Avalprovisionen) beträgt ca. 100.000 Euro.
§ 4 Satz 2 Var. 2 Da es sich nicht um Treuhandvermögen i.S.d. § 8f Abs. 1 Satz 1 des Verkaufsprospekt-

gesetzes handelt, ist in diesem Verkaufsprospekt kein Treuhandvertrag abzudrucken.
§ 5 Nr. 6 Die Emittentin ist kein Konzernunternehmen.
§ 6 Satz 1 Nr. 2 Bis zum Datum der Prospektaufstellung sind keine Wertpapiere oder Vermögens-

anlagen im Sinne des § 8f Abs. 1 VerkProspG ausgegeben worden.
§ 6 Satz 2 und 3 Die Angaben über das Kapital der Emittentin zusätzlich des Nennbetrages der

umlaufenden Wertpapiere, die den Gläubigern ein Umtausch- oder Bezugsrecht
auf Aktien einräumen (§ 6 Satz 2 VermVerkProspV) und über die Bedingungen
sowie das Verfahren für den Umtausch oder den Bezug (§ 6 Satz 3 VermVerk-
ProspV) entfallen, da die Emittentin weder die Rechtsform einer Aktiengesell-
schaft (AG) noch die einer Kommanditgesellschaft auf Aktien (KGaA) hat.

§ 7 Abs. 1 Satz 2 Da die Emittentin weniger als 5 Jahre vor Aufstellung des Verkaufsprospekts
 gegründet wurde, können die Angaben nach § 7 Abs. 1 Satz 1 nicht entfallen.

§ 7 Abs. 2 Nr. 1 Es existieren weder unmittelbare noch mittelbare Beteiligungen der Gründungs-
gesellschafter an Unternehmen, die mit dem Vertrieb der emittierten Vermögens-
anlagen beauftragt sind.

§ 7 Abs. 2 Nr. 2 Die Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG stellt der Emittentin 45.000 €
Fremdkapital zur Verfügung. Darüber hinaus existieren weder unmittelbare noch
mittelbare Beteiligungen der Gründungsgesellschafter an Unternehmen, die der
Emittentin Fremdkapital zur Verfügung stellen.

§ 7 Abs. 2 Nr. 3 Es existieren weder unmittelbare noch mittelbare Beteiligungen der Gründungs-
gesellschafter an Unternehmen, die im Zusammenhang mit der Herstellung des
Anlageobjektes nicht nur geringfügige Lieferungen oder Leistungen erbringen. 

§ 8 Abs. 1 Nr. 3 Gerichts- oder Schiedsverfahren, die einen wesentlichen Einfluss auf die wirt-
schaftliche Lage der Emittentin haben können, sind derzeit nicht anhängig.

§ 8 Abs. 1 Nr. 4 Zum Zeitpunkt der Prospektsaufstellung ist die Emittentin mittelbar über die
 Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG an laufenden Investitionen in Höhe von 
ca. 1,80 Mio. € beteiligt. Die BWN hat zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung
 laufende Investitionen in Höhe von 3,00 Mio. € ausgelöst.

§ 8 Abs. 2 Die Tätigkeit der Emittentin wurde nicht durch außergewöhnliche Ereignisse
 beeinflusst.

§ 9 Abs. 2 Nr. 2 Die Personen nach §§ 3,7 und 12 VermVerkProspV sind die Prospektverantwort-
lichen, die Gründungsgesellschafter (Kommanditisten und Komplementärin), der
Geschäftsführung der Emittentin und der Komplementärin und den Stimmrechts-
vertretern der Emittentin und Komplementärin. Das Eigentum an dem Anlageob-
jekt oder wesentlicher Teile desselben steht oder stand keiner Person des
Personenkreises der §§ 3, 7 und 12 VermVerkProspV zu. Es steht oder stand keiner
dieser Personen aus anderen Gründen eine dingliche Berechtigung am Anlageob-
jekt oder wesentlicher Teile desselben zu.

11. Negativtestate
Die folgenden Angaben gemäß der Vermögensanlagen-Verkaufsprospektverordnung
 wurden im Prospekt nicht erwähnt, da sie aus der Rechtsnatur des vorliegenden Beteili-
gungsangebots nicht möglich sind bzw. im konkreten Fall nicht zutreffen:
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§ 9 Abs. 2 Nr. 8 Die Personen nach §§ 3,7 und 12 VermVerkProspV sind die Prospektverantwort-
lichen, die Gründungsgesellschafter (Kommanditisten und Komplementärin), der
Geschäftsführung der Emittentin und der Komplementärin und den Stimmrechts-
vertretern der Emittentin und Komplementärin. In keinem Umfang sind nicht nur
geringfügige Leistungen und Lieferungen durch Personen erbracht worden, die
nach §§ 3, 7 und 12 VermVerkProspV im Verkaufsprospekt zu nennen sind.

§ 10 Die Emittentin ist vor weniger als 18 Monaten gegründet worden und hat noch
keinen Jahresabschluss im Sinne des § 10 Abs. 1 Nr. 1 erstellt. Abweichend von den
§§ 10, 11 und 13 macht die Emittentin daher Angaben nach § 15 VermVerkProspV.

§ 11 Die Emittentin ist vor weniger als 18 Monaten gegründet worden und hat noch
keinen Jahresabschluss im Sinne des § 10 Abs. 1 Nr. 1 erstellt. Abweichend von den
§§ 10, 11 und 13 macht die Emittentin daher Angaben nach § 15 VermVerkProspV.

§ 12 Abs. 1 Nr. 2 Die für das letzte abgeschlossene Geschäftsjahr insgesamt den Mitgliedern 
gewährten Gesamtbezüge, insbesondere Gehälter, Gewinnbeteiligungen, Auf-
wandsentschädigungen, Versicherungsentgelte, Provisionen und Nebenleistun-
gen jeder Art, getrennt nach Geschäftsführung oder Vorstand, Aufsichtsgremien
und Beiräten betrugen 0 €. Im Kalenderjahr 2010 erfolgten Zahlungen an die
 Geschäftsführer Ernst Nahnsen, Dierk Johannsen und Nommen Nommensen jun.
in Höhe von insgesamt 72.000 €, die von der BWN geleistet wurden.

§ 12 Abs. 2 Nr. 1 Es sind keine Mitglieder der Geschäftsführung oder des Vorstands, der Aufsichts-
gremien und Beiräte der Emittentin für Unternehmen tätig, die mit dem Vertrieb
der Vermögensanlagen betraut sind.

§ 12 Abs. 2 Nr. 2 Es sind keine Mitglieder der Geschäftsführung oder des Vorstands, der Aufsichts-
gremien und Beiräte der Emittentin für Unternehmen tätig, die der Emittentin
Fremdkapital überlassen.

§ 12 Abs. 2 Nr. 3 Es sind keine Mitglieder der Geschäftsführung oder des Vorstands, der Aufsichts-
gremien und Beiräte der Emittentin für Unternehmen tätig, die im Zusammen-
hang mit der Herstellung des Anlageobjekts nicht nur geringfügige Lieferungen
oder Leistungen erbringen.

§ 12 Abs. 3 Ein Treuhänder i.S.d. § 12 Abs. 3 der Verordnung ist nicht vorhanden.
§ 12 Abs. 4 Es gibt keine Personen, die nicht in den Kreis der nach dieser Verordnung angabe-

pflichtigen Personen fallen, die die Herausgabe oder den Inhalt des Prospekts oder
die Abgabe oder den Inhalt des Angebots der Vermögensanlage aber wesentlich
 beeinflusst haben.

§ 13 Die Emittentin ist vor weniger als 18 Monaten gegründet worden. Der Jahresab-
schluss wurde aufgrund der größenabhängigen Erleichterungen ohne Lagebericht
erstellt. Abweichend von den §§ 10, 11 und 13 macht die Emittentin daher Angaben
nach § 15 VermVerkProspV.

§ 14 Für die Verzinsung oder Rückzahlung der hier angebotenen Vermögensanlage hat
keine juristische Person oder Gesellschaft die Gewährleistung übernommen. 
Es existieren keine Garanten, für die die Angaben der §§ 5-13 in den Prospekt auf-
zunehmen sind.

Angabenvorbehalt:

Alle Prospektangaben erfolgten nach bestem Wissen und Gewissen. Sie wurden mit Sorg-
falt erstellt und zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung auf ihre Korrektheit und Vollstän-
digkeit geprüft. Eine Haftung für Abweichungen durch künftige wirtschaftliche, steuerliche
und rechtliche Änderungen, insbesondere Änderungen der Rechtsprechung, sowie für den
tatsächlichen Eintritt der mit dieser Beteiligung verbundenen steuerlichen und wirtschaft-
lichen Ziele kann von der prospektverantwortlichen Bürgerwindpark Niebüll Verwaltungs-
GmbH, soweit gesetzlich zulässig, nicht übernommen werden. Die Geschäftsführung der
Beteiligungsgesellschaft behält sich vor, Änderungen, die im Interesse der Gesellschaft und
der Beteiligten liegen, durchzuführen. Voraussetzung ist, dass dem keine gesellschaftsrecht-
lichen oder anderen vertraglichen Regelungen entgegenstehen
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Abkürzungsverzeichnis

Zeichnungsschein/Beitrittserklärung

Handelsregistervollmacht

Abkürzungsverzeichnis

AfA Absetzung für Abnutzung
BImSchG Bundes-Immissionsschutzgesetz
B-Plan Bebauungsplan
BWN Bürgerwindpark Niebüll GmbH & Co. KG
EEG Erneuerbare-Energien-Gesetz
ErbStG Erbschaftsteuergesetz
EStG Einkommensteuergesetz
evtl. eventuell
FG Finanzgericht
F-Plan Flächennutzungsplan
GFK Glasfaserverstärkter Kunststoff
GmbHG GmbH-Gesetz
GuV Gewinn- und Verlustrechnung
IBN Inbetriebnahme
i.d.F. in der Fassung
i.V.m. in Verbindung mit
KfW Kreditanstalt für Wiederaufbau
kNm Kilo-Newton-Meter
LaPlaG Landesplanungsgesetz
qm Quadratmeter
RPl Regionalplan
SolZ Solidaritätszuschlag
UStG Umsatzsteuergesetz
VerkProspG Wertpapier-Verkaufsprospektgesetz
VermVerkProspV Vermögensanlagen-Verkaufsprospektverordnung
WEA Windenergieanlage

12. Anhang



Zeichnungsschein/Beitrittserklärung
zur

Windpark Niebüll GmbH & Co. KG
(im Folgenden auch „Beteiligungsgesellschaft“ oder „Emittentin“)

Windpark Niebüll GmbH & Co. KG
Bürgerwindpark Niebüll Verwaltungs GmbH
Gotteskoogstraße 41
25899 Niebüll

Original für 
Emittentin

Bitte gut leserlich in Druckbuchstaben ausfüllen!

1. Personenbezogen Daten

Name Geburtsname

Vorname Geburtsort

Straße, Nr. Geburtsdatum

PLZ/Ort Staatsangehörigkeit

Familienstand Telefon-Nr.

Beruf E-Mail

Finanzamt Steuernummer

Name Kind Steuer-ID-Nr.

Name Kind Name Kind

2. Beitrittserklärung

Ich, der/die Anleger/-in und Unterzeichner/-in, gebe im eigenen Namen und auf eigene Rechnung das 
Angebot ab, mich als Kommanditist/-in und nach den Angaben im Vermögensanlagen-Verkaufsprospekt
(im Folgenden auch „Prospekt“) vom 24.11.2010 mit einer

an der Beteiligungsgesellschaft, Windpark Niebüll GmbH & Co. KG, die im Handelsregister des Amtsgerichts
Flensburg unter HRA 6643 FL eingetragen ist, zu beteiligen.

Mir ist bekannt, dass der Beitritt nach Annahme dieses Angebots durch die Emittentin bzw. nach der voll-
ständigen sowie fristgerechten Zahlung wirksam wird, ohne dass es eines Zugangs der Annahmeerklärung
bei mir bedarf. Ich verzichte insoweit auf den Zugang der An-nahmeerklärung. Die Komplementärin wird
mich über die Annahme und das Wirksamwerden des Beitritts schriftlich unterrichten.

Kommanditeinlage in Höhe von _____ 00,00 Euro
(in Worten: _______________________________)



Die Überweisung der Kommanditeinlage ist in voller Höhe spätestens 14 Tage nach Annahme der Beitritts-
erklärung fällig. Sofern ich der Komplementärin keine Einzugsermächtigung erteile, wird die Zahlung unter
dem Verwendungszweck auf folgendes Konto der Beteiligungsgesellschaft eingezahlt:

Kontoinhaberin: Windpark Niebüll GmbH & Co. KG
Kreditinstitut: VR Bank eG, Niebüll
Konto: 7846452
BLZ: 217 63542
Verwendungszweck „Vorname, Nachname, Geburtsdatum“

Kommt ein Gesellschafter seiner Verpflichtung zur Leistung seiner Einlage nicht fristgemäß nach, so kann die
persönlich haftende Gesellschafterin den säumigen  Gesellschafter ohne Einhaltung einer weiteren Frist aus-
schließen. Darüber hinaus ist in diesem Falle der ausgeschlossene Gesellschafter zum Ersatz des Schadens ver-
pflichtet, der aus der nicht rechtzeitigen Zahlung herrührt, mindestens aber zur Zahlung eines pauschalen
Aufwendungssatzes in Höhe von 10 % auf den noch nicht eingezahlten Teil der Einlage. Mir ist bekannt, dass
bei verspätetem Zahlungseingang die Beteiligung an der Beteiligungsgesellschaft nur zustande kommt, wenn
die Komplementärin ihre Zustimmung erklärt, deren Erteilung in ihrem freien Ermessen steht. Eine Verweige-
rung der Aufnahme in die Gesellschaft oder der Ausschluss aus der Gesellschaft können die Folge sein.
Ich bin damit einverstanden, dass meine Daten, die sich aus der Beitrittserklärung und der anschließenden
Verwaltung meiner Beteiligung ergeben, von der Emittentin, der Komplementärin und den mit der Verwaltung
beauftragten Dritten gespeichert und für die Verwaltung/Betreuung meiner Beteiligung genutzt werden.
Weitergabe an Dritte zu Werbezwecken erfolgt grundsätzlich nicht.
Maßgeblicher Bestandteil dieser Beitrittserklärung ist auch die Widerrufsbelehrung nach dieser Beitrittserklä-
rung. Ein Widerrufsrecht besteht jedoch nur in den §§ 312, 355 BGB (Haustürgeschäfte) bzw. §§ 312 d, 355 BGB
(Fernabsatzverträge) geregelten Fällen und unter der dort bestimmten Voraussetzungen. Ein vertraglich ein-
geräumtes Widerrufsrecht besteht nicht. Der Widerrufsbelehrung gilt daher nur, wenn der Beitritt unter den
in §§ 312, 355 GBG bzw. §§ 312 d, 355 BGB geregelten Umständen geschieht.
Diese Beitrittserklärung wird im Innenverhältnis mit der schriftlichen Annahme wirksam. Der Beitritt erlangt
im Außenverhältnis erst mit der Eintragung in das Handelsregister Wirkung. Bis zur Eintragung bin ich als aty-
pischer stiller Gesellschafter in Höhe meiner Einlage an der Gesellschaft beteiligt.
Den Beteiligungsprospekt für die Windpark Niebüll GmbH & Co. KG vom 24.11.2010 heraus-gegeben von der
Bürgerwindpark Niebüll Verwaltungs-GmbH, habe ich erhalten, zur Kenntnis genommen, inhaltlich in vollem
Umfang verstanden und erkenne diese Unterlage als verbindlich an. Die Haftung für unrichtige und unvollstän-
dige Prospektangaben oder die Verletzung von Aufklärungs- oder sonstigen Informationspflichten ist auf Vorsatz
und grobe Fahrlässigkeit beschränkt. Mir ist bewusst, dass es sich bei dieser Beteiligung um eine unternehme-
rische Beteiligung mit allen im Prospekt genannten Chancen und Risiken handelt. Mein Beitritt beruht nicht
auf davon abweichenden Informationen. Ich erkenne ausdrücklich an, dass sämtliche Änderungen, Ergänzungen
und/oder Nebenabreden der Schriftform und Gegenzeichnung durch die Beteiligungsgesellschaft bedürfen.

Ort, Datum Unterschrift Anleger/-in

3. Lastschrifteinzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich die Emittentin einmalig, meine Kommanditeinlage, die auf Seite 1 der Beitritts-
erklärung beschrieben ist, von unten stehendem Girokonto durch Banklastschrift (Einzugsermächti-
gungsverfahren) einzuziehen. Wenn mein Girokonto die erforderliche Deckung nicht aufweist, besteht
seitens des kontoführenden Kreditinstituts keine Verpflichtung zur Einlösung der Lastschrift. Diese Ein-
zugsermächtigung kann jederzeit widerrufen werden.

Ort, Datum Unterschrift Kontoinhaber/-in

Kontoinhaber

Kreditinstitut

Bankleitzahl

Kontonummer



4. Bankverbindung für Entnahmen/Ausschüttungen

Ich bin damit einverstanden, dass meine Entnahmen/Ausschüttungen auf nachfolgend angegebene
 Kontoverbindung geleistet werden.

Kontoinhaber

Kreditinstitut

Bankleitzahl

Kontonummer

5. Überprüfung der Identität

Ich versichere, dass ich bezüglich meiner Überweisungssumme alleiniger wirtschaftlich Berechtigter im
Sinne des § 1 Abs. 6 des Geldwäschegesetzes bin. Nach den Bestimmungen des Geldwäschegesetzes bzw.
der Abgabenordnung ist eine Identifizierung des/r Anleger/-in anhand eines gültigen Personalausweises
oder Reisepasses vorzunehmen (Legimitationsprüfung). Mir ist bekannt, dass ohne Vorlage des Identitäts-
nachweises meine Beitrittserklärung nicht angenommen werden darf.

6. Widerrufsbelehrung

Widerrufsrecht
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 2 Wochen ohne Angabe von Gründen in Textform 
(z.B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt nach Erhalt dieser Belehrung in Textform, jedoch
nicht vor Vertragsschluss und auch nicht vor Erfüllung unserer Informationspflichten nach § 312 c Abs. 2
BGB in Verbindung mit § 1 Abs. 1, 2 und 4 BGB-InfoV. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die recht-
zeitige Absendung des Widerrufs. 
Der Widerruf ist zu richten an: Komplementärin.

Widerrufsfolgen
Im Falle eines wirksamen Widerrufes sind die beiderseits empfangenen Leistungen zurückzugewähren
und ggf. gezogenen Nutzungen (z.B. Zinsen) herauszugeben. Können Sie uns die empfangene Leistung
ganz oder teilweise nicht oder nur in verschlechtertem Zustand zurückgewähren, müssen Sie uns inso-
weit ggf. Wertersatz leisten. Dies kann dazu führen, dass Sie die vertraglichen Zahlungsverpflichtungen
für den Zeitraum bis zum Widerruf gleichwohl erfüllen müssen. Verpflichtungen zur Erstattung von Zah-
lungen müssen innerhalb von 30 Tagen erfüllt werden. Die Frist beginnt für Sie mit der Absendung Ihrer
Widerrufserklärung, für uns mit deren Empfang.

Besondere Hinweise
Ihr Widerrufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der Vertrag von beiden Seiten auf Ihren ausdrücklichen
Wunsch vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben.

Ort, Datum Unterschrift Anleger/-in



7. Empfangsbestätigung

Ich bestätige, den Verkaufsprospekt vom 24.11.2010 einschließlich des darin abgedruckten Gesellschafts-
vertrages der Winspark Niebüll GmbH & Co. KG, der darin abgedruckten Verbrauchsinformation bei Fern-
absatzgeschäften, der Widerrufsbelehrung, der Angaben zum Geldwäschegesetz und ggf. des
 Prospektnachtrages Nr. ____ (bitte die Nr. des Prospektnachtrages eintragen) zusammen (im Folgenden
auch „Unterlagen“) vollständig erhalten zu haben.

Ich habe diese in vollem Umfang zur Kenntnis genommen. Die voran genannten Unterlagen sind die allein
verbindlichen Grundlagen für die Beteiligung. Ich bestätige, dass Nebenabreden, die vom Inhalt der Unter-
lagen abweichen, nicht getroffen wurden. Den Inhalt des Prospektes, die Bestimmungen dieser Beitrittser-
klärung sowie die Regelungen des im Prospekt abgedruckten Gesellschaftsvertrages der Emittentin erkenne
ich für mich als verbindlich an. Mein Beitritt beruht nicht auf davon abweichenden Auskünften oder Abre-
den. Mir ist bekannt, dass jegliche Änderungen, Ergänzungen und/oder Nebenabreden der schriftlichen
 Bestätigung durch die Komplementärin bedürfen.

Name Vorname

Ort, Datum Unterschrift Anleger/-in

Diese Beitrittserklärung wird hiermit angenommen.
(Wird von der Komplementärin ausgefüllt.)

Ort, Datum Unterschrift Komplementärin



Handelsregistervollmacht
Vollmachtgeber

Name Geburtsdatum

Vorname Telefon-Nr.

Straße, Nr. PLZ/Ort

Bevollmächtigter: Die jeweilige persönlich haftende Gesellschafterin der Windpark Nie-
büll GmbH & Co. KG, (zur Zeit Bürgerwindpark Niebüll Verwaltungs GmbH, Gotteskoog-
straße 41, 25899 Niebüll (Amtsgericht Flensburg, HRB 7872 FL).
Der Vollmachtgeber bevollmächtigt die Bevollmächtigte, ihn bei allen Anmeldungen zur
Ein-tragung in das Handelsregister und bei Abgabe aller mit der Anmeldung im Zu-
sammenhang stehenden Erklärungen zu vertreten, zu deren Vornahme er als Gesellschaf-
ter der oben bezeichneten Gesellschaft verpflichtet oder berechtigt ist. Die Vollmacht
umfasst insbesondere
• die Errichtung, Auflösung und Liquidation der Gesellschaft,
• den eigenen Eintritt in und das eigene Ausscheiden aus der Gesellschaft sowie den
Eintritt und das Ausscheiden anderer Gesellschafter,

• die Sonderrechtsnachfolge und Erklärungen zur Abfindung,
• Kapitalerhöhungen- und -herabsetzungen,
• Verschmelzungen, Spaltungen sowie sonstige Umwandlungen,
• Änderungen der Firma, des Sitzes sowie alle sonstigen Änderungen bei der Gesellschaft.

Ferner berechtigt die Vollmacht zur Abgabe dazu, 
• Aufnahmeverträge mit weiteren Anlegern als Kommanditisten abzuschließen, 
• Verträge mit den bereits eingetragenen Kommanditisten über die Erhöhung ihres
Kommanditanteils abzuschließen,

• die in Bezug auf die Aufnahme weiterer Kommanditisten oder die Erhöhung von Kom-
manditanteilen notwendigen Anmeldungen beim Handelsregister vorzunehmen.

Diese Vollmacht wird unbefristet erteilt. Sie erlischt nicht mit dem Tod des Vollmachtge-
bers oder des Bevollmächtigten, sondern soll auch für deren Erben wirksam bleiben. Sie
kann für die Dauer der Zugehörigkeit des Vollmachtgebers zu der Gesellschaft nur aus
wichtigem Grund oder bei Tod des Bevollmächtigten widerrufen werden. 
Der Bevollmächtigte ist von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit und befugt, Unter-
vollmachten in gleichem Umfange zu erteilen. 
Der Bevollmächtigte ist befugt, die Vollmacht vollständig auf eine andere Person zu über-
tra-gen. Dieses kann in der Weise geschehen, dass der Bevollmächtigte dem Nachfolger /
Ersatzbevollmächtigten eine Untervollmacht in vollem Umfange einräumt und anschlie-
ßend auf seine Vollmacht verzichtet. Eine weitere Übertragung der Vollmacht durch die
Nachfolger ist zulässig. Die für die Übertragungen erforderliche Zustimmung wird ent-
sprechend § 58 HGB ausdrücklich im voraus erteilt.

Ort, Datum Unterschrift Kommanditist/-in

Amtsgericht 
- Handelsregister -
24937 Flensburg
Windpark Niebüll GmbH & Co. KG
25899 Niebüll
HR A  6643 FL


